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Vorwort
Die Diskussion um die industriepolitisch motivierte "französische Klausel"
und die wettbewerbspolitisch motivierte "deutsche Klausel" in der EG-
Verordnung zur Fusionskontrolle hat schlaglichtartig aufscheinen lassen,
welch ein Spannungsfeld zwischen Industriepolitik auf der einen und
Wettbewerbspolitik auf der anderen Seite besteht. Nach der französischen
Klausel ist die EG-Kommission gehalten, bei ihren Entscheidungen nicht
ausschließlich wettbewerbspolitische Kriterien anzulegen, sondern auch
die technologische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit europäischer
Unternehmen zu berücksichtigen. Die deutsche Klausel ermöglicht es den
Regierungen der Mitgliedstaaten, abweichend von den Beschlüssen der
Kommission gegen solche Unternehmenszusammenschlüsse vorzugehen, die
den Wettbewerb auf dem betreffenden nationalen Markt behindern.
Vor diesem Hintergrund hat die Monopolkommission das Institut für
Weltwirtschaft beauftragt, ein Gutachten zum Thema "Wettbewerbspoli-
tische Implikationen der Industriepolitik" zu erstellen. Das Schwergewicht
sollte dabei auf die strategische Handels- und Industriepolitik gelegt
werden. Das Institut legt hiermit seinen Abschlußbericht zu diesem
Auftrag vor.
Die beiden Autoren unterziehen die Argumente der Industriepolitiker,
nach denen bei der Wettbewerbspolitik Abstriche gemacht werden müß-
ten, um die Position heimischer Unternehmen auf den Weltmärkten mit
gezielten Staatseingriffen verbessern zu können, einer kritischen Prü-
fung. Anhand einer umfassenden Analyse der theoretischen Literatur zu
diesem Thema zeigen sie, welche Bedingungen erfüllt sein müssen, damit
eine strategische Handels- und Industriepolitik erfolgreich sein kann.
Darüber hinaus legen sie drei Branchenanalysen vor, in denen geprüft
wird, inwieweit konkrete Ansatzpunkte für eine solche Politik gegeben
sind und welche Auswirkungen die tatsächlich praktizierte Politik hat.
Ihre Ergebnisse legen den Schluß nahe, daß strategische Politikmaß-
nahmen in den seltensten Fällen gesamtwirtschaftlich gerechtfertigt sind
und damit die Zielkonflikte zwischen Wettbewerbs- und IndustriepolitikXIV
weitaus geringer sind als vielfach angenommen. Eine Lösung des Kon-
flikts sei letztlich aber nur durch einen international koordinierten Ab-
bau strategischer handeis- und industriepolitischer Maßnahmen erreich-
bar.
Die vorliegende Studie ist eine Gemeinschaftsarbeit mit folgender
Aufgabenteilung: Die Analyse der theoretischen Grundlagen der strate-
gischen Handels- und Industriepolitik (Kapitel B) sowie die Fallstudie
zur Automobilindustrie (Abschnitt C. IV) wurden von Georg Bietschacher
ausgearbeitet. Der internationale Überblick über die Industriepolitik
sowie die Fallstudien zum Flugzeugbau und zur Mikroelektronik (Ab-
schnitte C. I-C. III) und die Beurteilung der wettbewerbspolitischen
Implikationen (Kapitel D) wurden von Henning Klodt erstellt, der auch
für die Projektleitung verantwortlich war. Danken möchten die Autoren
Helga Huß, Regina Möckel, Jutta Stribny und Bernd Frey für die sorg-
fältige Erledigung der umfangreichen Schreib- und Rechenarbeiten sowie
Bernhard Klein und Sibylle Ruhnke für die redaktionelle Bearbeitung des
Manuskripts.
Kiel, im April 1992 Horst SiebertA. Einleitung
Der Streit um die konkrete Ausgestaltung der europäischen Fusionskon-
trolle hat gezeigt, daß Wettbewerbspolitik und Industriepolitik in Konflikt
miteinander geraten können. Mehrere Mitgliedsländer vertreten den
Standpunkt, daß eine allein an wettbewerbspolitischen Kriterien ausge-
richtete Fusionskontrolle auf jenen Märkten gesamtwirtschaftlich nach-
teilig sein könne, auf denen der Wettbewerb auch in Drittländern unvoll-
kommen sei. Die im In- und Ausland zunehmend praktizierte strategische
Handels- und Industriepolitik mache es erforderlich, eine sektoral dif-
ferenzierte Wettbewerbspolitik zu betreiben.
Auch in der wissenschaftlichen Diskussion stellt die strategische
Handels- und Industriepolitik überkommene Konzepte in Frage. Nach der
traditionellen Außenhandelstheorie ist Protektion in aller Regel gleich-
bedeutend mit Wohlfahrtsverlusten für das protektionierende Land selbst.
Es wird kein Zielkonflikt zwischen Wettbewerbs- und Handelspolitik
gesehen - im Gegenteil, ein liberale Handelspolitik gilt zugleich als beste
Form der Wettbewerbspolitik.'
Dieser Grundkonsens in den Wirtschaftswissenschaften, wonach Frei-
handel in aller Regel wohlfahrtsfördernd sei, ist ins Wanken geraten.
Denn seit den frühen achtziger Jahren dominiert die Theorie der strate-
gischen Handels- und Industriepolitik in der wissenschaftlichen Literatur
zur Außenhandelstheorie. Im Rahmen dieser Theorie, die aus der Ver-
schmelzung der traditionellen Außenhandelstheorie mit der modernen
Industrieökonomik hervorgegangen ist, werden staatliche Eingriffe in
Märkte mit unvollkommener Konkurrenz diskutiert, wobei gezeigt wird,
daß die Eingriffe zu einer Erhöhung der inländischen Wohlfahrt führen
können. Die von einer solchen Politik ausgehenden Auswirkungen auf die
Wettbewerbsintensität legen den Schluß nahe, daß sich nicht nur die
Handelspolitik, sondern auch die Wettbewerbspolitik dieser Diskussion
stellen muß.
Ziel dieser Untersuchung ist es, vor dem Hintergrund der Auseinan-
dersetzung um die strategische Handels- und Industriepolitik die Kon-
sequenzen für die Konzeption der Wettbewerbspolitik aufzuzeigen, und
zwar sowohl aus theoretischer Sicht als auch im Lichte der praktischen
Erfahrungen.Den Ausgangspunkt stellt die Auseinandersetzung mit den verschie-
denen theoretischen Modellen zur strategischen Handels- und Industrie-
politik dar. In Kapitel B wird eine Bestandsaufnahme und Beurteilung
der im Laufe der Diskussion um die strategische Handels- und Industrie-
politik entwickelten theoretischen Ansätze vorgelegt. Ziel dieses Ab-
schnitts ist es, Grundstrukturen aufzuzeigen und Verbindungslinien zwi-
schen den einzelnen theoretischen Untersuchungen herzustellen. Obwohl
die einzelnen Ansätze teilweise zu völlig unterschiedlichen Ergebnissen
kommen, wird deutlich gemacht, daß sie sich trotz abweichender Beurtei-
lung der Erfolgsaussichten strategischer "Handels- und Industriepolitik
nicht widersprechen, sondern vielmehr komplementär zueinander sind.
Dabei lassen sich die unterschiedliche Marktgegebenheiten aufgreifenden
Ansätze grob in zwei Gruppen aufteilen, welche sich prinzipiell durch die
Höhe der die oligopolistischen Marktstrukturen bestimmenden Mobili-
tätsbarrieren unterscheiden.
Unabhängig von der Gewinnsituation der im Markt vertretenen Oligo-
polisten können hohe Mobilitätsbarrieren den Markteintritt zusätzlicher
Anbieter verhindern. In diesem Fall ist es unwahrscheinlich, daß Protek-
tion zu Markteintritt ineffizienter Anbieter führt. Die Auswirkungen
hoher Marktschranken werden im Rahmen von Modellen mit exogener
Marktstruktur, d. h. bei fest vorgegebener Anbieterzahl, analysiert. Der
bei fixer Anbieterzahl gegebene Zielkonflikt zwischen strategischer Han-
dels- und Industriepolitik auf der einen Seite und Wettbewerbspolitik auf
der anderen Seite läßt sich im Gegensatz dazu bei endogener Marktstruk-
tur und vollkommen freiem Markteintritt nicht feststellen. Sofern keine
Mobilitätsbarrieren den Markteintritt weiterer Anbieter behindern, zeigt
sich allerdings, daß die Erfolgsaussichten strategischer Handels- und
Industriepolitik deutlich geringer sind. Schließlich muß bei der Beur-
teilung strategischer Handels- und Industriepolitik einzelner Länder die
Möglichkeit in Betracht gezogen werden, daß die staatliche Politik ihrer-
seits unter den Einfluß der Unternehmen geraten kann. Die Wohlfahrts-
wirkungen sind unter diesen Bedingungen deutlich anders zu beurteilen
als bei einer autonomen Politik.
Da die Zahl der Publikationen zur Theorie der strategischen Handels-
politik in jüngster Zeit nicht mehr allzu stark wächst, erhält dieses
Kapitel zugleich einen resümierenden Charakter über die Literatur zu
diesem Thema. Auch wenn sozialwissenschaftliche Diskussionen - zuwelcher Frage auch immer - selten einmal vollständig zum Abschluß
kommen, ist die Zeit der großen theoretischen Kontroversen um die stra-
tegische Handelspolitik offenbar vorbei - ein Grund mehr für eine umfas-
sende Gesamtdarstellung. Dabei wird deutlich, daß sich zwar keine
allgemeingültigen wirtschaftspolitischen Empfehlungen aus den theoreti-
schen Ansätzen zur strategischen Handels- und Industriepolitik ableiten
lassen. Aber diese Modelle bieten ein gutes Instrumentarium zur Analyse
oligopolistischer Märkte und der Wirkungsweise wirtschaftspolitischer
Maßnahmen. Sie können so dazu beitragen, die Diskussion um handels-
und industriepolitische Instrumente auf eine sachliche Grundlage zu
stellen.
Nachdem die theoretischen Argumente der strategischen Handels- und
Industriepolitik in den Vereinigten Staaten schon Mitte der achtziger
Jahre in die wirtschaftspolitische Diskussion eingebracht wurden, werden
sie von der europäischen Wirtschaftspolitik gerade erst richtig entdeckt.
In manchen Fällen dienen sie dabei schlichtweg als neue intellektuelle
Kleider für alte protektionistische Praktiken; in anderen bilden sie den
Hintergrund für eine "neue Industriepolitik", die weit ehrgeizigere Ziele
verfolgt als herkömmliche Eingriffe des Staates in die sektorale Wirt-
schaftsstruktur. Die ökonomische Theorie sagt dazu nicht mehr, als daß
eine solche Politik durchaus funktionieren kann, wenn auch nur unter
bestimmten Bedingungen. Wer die Erfolgsaussichten strategischer Han-
dels- und Industriepolitik im konkreten Einzelfall beurteilen will, kommt
nicht umhin, die Marktverhältnisse und Wettbewerbsbedingungen in den
betroffenen Branchen detailliert zu erfassen und einer ökonomischen
Bewertung zu unterziehen. Dieses Ziel wird in Kapitel C verfolgt.
Die wirtschaftspolitische Debatte zur strategischen Handels- und
Industriepolitik konzentriert sich weltweit auf drei Branchen - den
Flugzeugbau, die Halbleiterproduktion und den Automobilbau. Diese
Branchen stehen denn auch im Mittelpunkt der empirischen Analysen
dieser Studie. Untersucht werden die Auswirkungen unterschiedlicher
handeis- und industriepolitischer Maßnahmen, wobei eine ökonomische
Beurteilung der praktischen Erfahrungen mit den Instrumenten strate-
gischer Handels- und Industriepolitik im Mittelpunkt steht. Dabei sind in
den drei betrachteten Branchen unterschiedliche Wettbewerbsbedingungen
zu berücksichtigen. So ist die Flugzeugindustrie im Bereich der Groß-
flugzeuge durch wenige Anbieter gekennzeichnet, während sich im Be-reich der Mikroelektronik und im Automobilbau vergleichsweise viele
Anbieter auf dem Markt halten können. Um die Wirkungsweise handels-
und industriepolitischer Instrumente zu analysieren, werden neben den
produktions technischen Bedingungen die Marktstrukturen sowie die
Handelsströme in den einzelnen Branchen erfaßt. Die Maßnahmen strate-
gischer Handels- und Industriepolitik der wichtigsten Länder und ihre
Auswirkungen werden ebenfalls dargestellt, um eine ökonomische Beur-
teilung des Erfolgs der eingeschlagenen Politik einzelner Länder treffen
zu können.
In allen drei Branchen wird Markteintritt zusätzlicher Anbieter fest-
gestellt, und es werden die damit verbundenen Auswirkungen auf den
Wettbewerb der betrachteten Märkte untersucht. Im Rahmen einer Ur-
sachenanalyse wird der Markteintritt europäischer Konkurrenz im Flug-
zeugbau sowie japanischer Hersteller in der Mikroelektronik und im
Automobilbau dargestellt. Es wird versucht, den Beitrag strategischer
Handels- und Industriepolitik zum erfolgreichen Markteintritt zu identifi-
zieren und gleichzeitig die Auswirkungen der Eingriffe in das Markt-
geschehen der drei Branchen ökonomisch zu beurteilen. Als Referenz-
maßstab zur Bewertung staatlicher Eingriffe dienen dabei letztlich deren
Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt im Vergleich zum
Freihandel.
Gerade in Europa werden derzeit die industriepolitischen Weichen neu
gestellt. Insbesondere die Kommission der Europäischen Gemeinschaften
(EG), aber auch die Regierungen einiger Mitgliedsländer drängen darauf,
in Wettbewerbs- und strukturpolitische Konzeptionen verstärkt strate-
gische Erwägungen einzubeziehen. Oftmals stehen dahinter mehr oder
weniger diffuse Befürchtungen, Westeuropa könnte zur technologischen
Kolonie Japans werden. Im dritten Hauptabschnitt, Kapitel D, werden
folglich die wirtschaftspolitischen Implikationen der vorangegangenen
Analysen herausgearbeitet. Geprüft wird erstens, ob eine sektorale
Differenzierung wettbewerbspolitischer Eingriffe sinnvoll ist, und zwar
insbesondere mit Blick auf die gemeinschaftliche Wettbewerbspolitik.
Zweitens wird analysiert, ob der internationale Subventionswettlauf in
strategischen Industriezweigen durch eine supranationale Subyentions-
kontrolle verlangsamt werden kann.
Im einzelnen wird der Frage nachgegangen, inwieweit Wettbewerbspoli-
tik unter Berücksichtigung der Aspekte strategischer Handels- und
Industriepolitik möglich sein kann und welche wirtschaftspolitischenSchlußfolgerungen daraus zu ziehen sind. Bezugnehmend auf die gewon-
nenen Erkenntnisse in Kapitel B und C wird die Diskussion um die
Wettbewerbspolitik der EG aufgerollt und der grundlegende Zielkonflikt
zwischen ergebnisorientierter Handels- und Industriepolitik und pro-
zeßorientierter Wettbewerbspolitik deutlich gemacht. Dabei wird auf die
in den theoretischen Ansätzen aufgezeigten möglichen Zielkonflikte zwi-
schen Wettbewerbs- und Industriepolitik wie auch die praktischen Erfah-
rungen mit den Instrumenten strategischer Handels- und Industriepolitik
eingegangen, um so die optimale Ausgestaltung und Umsetzung beider
Politikbereiche zu identifizieren. Schließlich wird diskutiert, welche
Möglichkeiten der internationalen Koordination bestehen, um die im
Subventionswettlauf verstrickten Regierungen aus dem Gefangenendilemma
herauszuführen.
Die möglichen Rückwirkungen der strategischen Handels- und Indu-
striepolitik auf die Wettbewerbspolitik waren in der vorliegenden Lite-
ratur bislang kein Thema. In dieser Studie wird gezeigt, daß es oftmals
der Staat selbst ist, der mit seinen Markteingriffen die Wettbewerbs in-
tensität vermindert. Eine umfassend angelegte Wettbewerbspolitik kann
sich nicht darauf beschränken, von Unternehmen ausgehende Wettbe-
werbsbeschränkungen zu überwachen, sondern sollte auch die Wirkungs-
weise handeis- und industriepolitischer Maßnahmen einbeziehen.B. Theoretische Grundlagen
Die traditionellen Handelsmodelle stellen die Vorteile von Freihandel und
internationaler Arbeitsteilung dar. Durch die Einführung von tarifären
und nichttarifären Handelshemmnissen haben allein große Länder die
Möglichkeit ihre "terms of trade" positiv zu beeinflussen. Da im Rahmen
der strategischen Handels- und Industriepolitik gezeigt wird, daß auch
kleine Länder Vorteile aus protektionistischen Maßnahmen ziehen können,
wird den im Zuge der Erklärung intraindustriellen Handels entwickelten
Ansätzen der "neuen Außenhandelstheorie" große Beachtung geschenkt.
Denn die Berücksichtigung oligopolistischer Marktstrukturen liefert
vermeintlich neue Argumente für protektionistische Handelspolitik und
bedeutet eine mögliche Abkehr vom Freihandel. So stellen sich die An-
sätze der neueren Außenhandelstheorie als das beherrschende Thema der
handelspolitischen Diskussion der achtziger Jahre dar. Darin wird eine
Verknüpfung industrieökonomischer und handelstheoretischer Modelle
vorgenommen, die, unabhängig von der Ländergröße, Argumente für
protektionistische Handelspolitik liefert. Denn zusätzlich zu allgemein
bekannten Protektionismusargumenten gelingt es in modelltheoretischen
Analysen, basierend auf steigenden Skalenerträgen der Produktion,
weitere Gründe für protektionistische Handels- und Industriepolitik
darzustellen.
Diese neuen Handelsmodelle ermöglichen, im Gegensatz zu traditio-
nellen Ansätzen, eine Darstellung international oligopolistischer Markt-
strukturen und damit auch die Einbeziehung strategischen Verhaltens
von Firmen und Ländern. So lassen sich aus daraus abgeleiteten Modellen
strategischer Handels- und Industriepolitik Gründe für protektionistische
Politik finden. Ziel eines solchen strategischen Einsatzes handeis- und
industriepolitischer Instrumente ist die Realisierung inländischer Netto-
wohlfahrtsgewinne, die, möglicherweise auf Kosten des Auslands, unter
Berücksichtigung oligopolistischer Marktstrukturen erzielt werden kön-
Das Problem der optimalen Ausgestaltung handeis- und industriepoliti-
scher Maßnahmen bei Vorliegen steigender Skalenerträge stellte sich
Ökonomen schon länger. Hierzu sei beispielsweise auf die Diskussion
zwischen Graham [ 1923; 1925] und Knight [ 1924; 1925] verwiesen.Dieser deutliche Gegensatz zu Aussagen der traditionellen Handelspoli-
tik, wonach Freihandel die bestmögliche Politik darstellt, führt zur Frage
nach der Bedeutung der Aussagen strategischer Handels- und Industrie-
politik. Lassen sich, ausgehend von international oligopolistischen Markt-
strukturen, Handlungsanweisungen für die Wirtschaftspolitik eines Lan-
des ableiten, welche eine Abkehr von Freihandel als bestmöglicher Politik
eines Landes bedeuten? Die Modelle strategischer Handels- und Indu-
striepolitk bieten dabei auf den ersten Blick ein verwirrendes, teilweise
widersprüchliches Bild. Denn zur Beantwortung dieser wirtschaftspoli-
tischen Fragestellung lassen sich konkurrierende Ansätze heranziehen,
die entsprechend ihrer Ausrichtung zu gegensätzlichen Handlungsanwei-
sungen kommen können.
Das Ziel dieses Kapitels ist eine systematische Darstellung verschie-
dener modelltheoretischer Erklärungsansätze und eine kritische Würdi-
gung daraus abgeleiteter wirtschaftspolitischer Empfehlungen. Dabei
werden unterschiedliche Marktgegebenheiten berücksichtigt. Der Einfluß
verschieden hoher Mobilitätsbarrieren wird im Rahmen der Wirkungsana-
lyse strategischer Handels- und Industriepolitik bei exogener wie auch
endogener Marktstruktur dargestellt. Dabei werden Mobilitätsbarrieren
nicht explizit in die Analyse aufgenommen. Denn zum einen bewirken
sehr hohe Marktzutrittsschranken, daß unabhängig von den auf einem
Markt erzielten Gewinnen kein Markteintritt stattfindet. Dieser Fall wird
von den auf exogener Marktstruktur basierenden Untersuchungen abge-
deckt. Liegen dagegen keine Mobilitätsbarrieren vor, so ist Marktzutritt
völlig unbehindert möglich. Im Zuge der Untersuchungen strategischer
Handels- und Industriepolitik bei endogener Marktstruktur wird dieser
Fall abgedeckt.
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Die Analyse dieser beiden Extremfälle erscheint wegen der sich än-
dernden Konzeption optimaler strategischer Handels- und Industriepolitik
interessant. Zum einen bleibt die Anbieterzahl bei hohen Mobilitätsbar-
rieren auch im Falle positiver Unternehmensgewinne konstant, während
So ist die Unterteilung in Ansätze, die auf exogenen oder endogenen
Marktstrukturen basieren, irreführend. Eigentlich müßte hier von
Ansätzen gesprochen werden, die sich auf sehr hohe und äußerst
niedrige Mobilitätsbarrieren stützen. In der wirtschaftstheoretischen
Literatur wird aber üblicherweise zwischen Ansätzen exogener und
endogener Marktstruktur unterschieden, so daß diese Terminologie
beibehalten wird.zum anderen schon kleine Profite den Markteintritt zusätzlicher Konkur-
renz nach sich ziehen. Fälle, in denen Mobilitätsbarrieren nicht in der
Form vorliegen, daß Markteintritt entweder völlig ausgeschlossen werden
kann oder unbehindert möglich ist, werden im Rahmen der strategischen
Handels- und Industriepolitik nicht berücksichtigt.
Zum anderen werden auch unterschiedliche Marktstrukturen, Nachfra-
gebedingungen sowie Auswirkungen von miteinander verknüpften Sekto-
ren und unterschiedlichem Wettbewerbsverhalten integriert, um deren
Bedeutung für die optimale Ausgestaltung strategischer Handels- und
Industriepolitik zu verdeutlichen.
Die Bedeutung der Rentenumlenkung als Ziel strategischer Handels-
und Industriepolitik wird im ersten Abschnitt untersucht. Es werden da-
bei Modelle mit unterschiedlicher Marktstruktur und unterschiedlichem
Wettbewerbsverhalten dargestellt. Dabei wird zwischen Ansätzen endoge-
ner und exogener Marktstruktur unterschieden, um den Einfluß unter-
schiedlich hoher Mobilitätsbarrieren auf sich einstellende Marktergebnisse
im Rahmen der strategischen Handels- und Industriepolitik anhand der
beiden Extremfälle einzubeziehen. Neben der Berücksichtigung multinatio-
naler Unternehmen im Entscheidungskalkül eines Landes wird auch auf
die Möglichkeit der Einflußnahme von Unternehmen auf die Ausgestaltung
protektionistischer Handels- und Industriepolitik eingegangen. Abschlie-
ßend wird versucht, die Bedeutung der vorgestellten Ansätze kritisch zu
beleuchten und Möglichkeiten der Übertragung auf die Wirtschaftspolitik
eines Landes zu beurteilen. Basierend auf diesen Überlegungen stellt
sich die grundlegende Frage, inwieweit Freihandel durch protektioni-
stische strategische Handels- und Industriepolitik abgelöst werden sollte.
Diese fehlende Einbeziehung unterschiedlich hoher Mobilitätsbarrieren
stellt demnach einen Mangel der Ansätze strategischer Handels- und
Industriepolitik dar. So kann der Übergang von prohibitiv hohen
Mobilitätsbarrieren zu freiem Marktzutritt gravierende Auswirkungen
auf das Wettbewerbsverhalten der im Markt befindlichen Unternehmen
haben. Möglicherweise ist es für diese Unternehmen sinnvoll, durch
kooperatives Verhalten den Marktzutritt weiterer Anbieter zu verhin-
dern.I. Rentenumlenkung als Ziel strategischer Handels- und Industriepolitik
Auf international oligopolistischen Märkten können sich bei exogener
Anbieterzahl Güterpreise und Grenzkosten der Produktion in unter-
schiedlicher Höhe einstellen, so daß den inländischen und ausländischen
Unternehmen Renten zufließen. Ein wohlfahrtsmaximierendes Land hat
dann einen Anreiz, durch strategischen Einsatz von Handels- und In-
dustriepolitik in das Marktgeschehen einzugreifen. Es kann versuchen,
positiv auf den Marktanteil inländischer Firmen Einfluß zu nehmen, um so
zusätzliche Renten vom Ausland auf das Inland umzulenken. Bei Vorlie-
gen steigender Skalenerträge der Produktion kann die Beeinflussung
inländischer Firmengrößen und der Anzahl der Firmen ein weiteres Ziel
strategischer Handels- und Industriepolitik eines Landes sein. Allen
Untersuchungen liegt die Annahme zugrunde, ein Land habe vollkommene
Kenntnis sämtlicher, seine Wohlfahrt bestimmender Faktoren und sei
zudem in der Lage, handeis- und industriepolitische Maßnahmen unter
Einbeziehung dieser Zusammenhänge glaubwürdig anzukündigen. Nur
dann werden sich alle Unternehmen an die von einem Land strategisch
beeinflußten Marktbedingungen anpassen, und es werden sich Wohl-
fahrtsgewinne strategischer Handels- und Industriepolitik einstellen.
Die Ausgestaltung einer unter dem Gesichtspunkt der Rentenumlen-
kung optimalen Handels- und Industriepolitik ist jedoch von den je-
weiligen Marktbedingungen abhängig. Unterschiedliches Wettbewerbs ver-
halten von Unternehmen oder die intersektorale Verknüpfung von Märk-
ten beeinflussen die Wohlfahrtswirkungen der inländischen Politik. Aber
auch Besonderheiten der Produktion und ihre Auswirkungen auf die
Nachfrage sowie Möglichkeiten des Markteintritts sind in eine Analyse
strategischer Handels- und Industriepolitik einzubeziehen, da sie deren
Resultate stark beeinflussen.
Während bei exogen gegebener Anbieterzahl Möglichkeiten zur Renten-
umlenkung durch strategische Handels- und Industriepolitik bestehen,
sind die Aussichten dafür bei freiem Markteintritt sehr viel geringer.
Das Argument der Rentenumlenkung durch den strategischen Einsatz
handeis- und industriepolitischer Instrumente verliert bei endogener
Marktstruktur 'an Zugkraft. Es müssen also auch Auswirkungen strate-
gischer Handels- und Industriepolitik unter den Bedingungen freien10
Markteintritts untersucht werden. Bestehen keinerlei Mobilitätsbarrieren,
so können mit diesen Instrumenten nur die inländische Firmengröße, die
Anbieterzahl oder die terms of trade beeinflußt werden.
Darüber hinaus müssen die Existenz und die Bildung multinationaler
Unternehmen infolge staatlicher Maßnahmen in die Analyse strategischer
Handels- und Industriepolitik mit einbezogen werden. Denn dadurch wird
der Handlungsspielraum nationaler Wirtschaftspolitik stark eingeschränkt,
da nicht nur die Rentenumlenkung dem Ausland zugute kommen kann,
sondern dadurch auch Einfluß auf die Standortentscheidung multinationa-
ler Unternehmen genommen wird.
1. Exogene Marktstruktur
a. Das Konzept des Cournot-Mengenanpassers
Geht man von einer festen Anbieterzahl auf einem internationalen Markt
aus, so lassen sich die WohlfahrtsWirkungen staatlicher Handels- und
Industriepolitik anhand bekannter Konzepte der Oligopoltheorie analysie-
ren [vgl. dazu beispielsweise Friedman, 1983, Kap. 1-7 u. 9]. Dem
Wettbewerbsverhalten der Unternehmen muß dabei große Beachtung ge-
schenkt werden, da dieses zum einen die Gewinnmöglichkeiten der Fir-
men, zum anderen die Instrumente strategischer Einflußnahme eines
Landes mitbestimmt. Bei Cour not-Verhalten bestimmt die Annahme, daß
die Unternehmen erwarten, eigene Mengenentscheidungen hätten keinen
Einfluß auf die Produktionsmengen der übrigen Oligopolisten, das Markt-
ergebnis. So können in einen internationalen Oligopol ohne Markteintritt
gewinnmaximierende Unternehmen in diesem Fall ihre Produktionsmengen
in der Höhe festsetzen, daß der sich einstellende Marktpreis die Durch-
schnittskosten der Produktion übersteigt. Die sich ergebenden Gewinne
der inländischen und ausländischen Unternehmen stellen für ein Land
einen Anreiz dar, den Versuch zu unternehmen, inländischen Unterneh-
men auf Kosten des Auslands eine vorteilhaftere Marktposition zu ver-
schaffen. Brander und Spencer [1983] stellen ein Modell eines inter-
Vgl. dazu auch Spencer und Brander [ 1983].11
nationalen Duopols mit jeweils einer inländischen und einer ausländi-
schen Firma dar, das im folgenden kurz skizziert werden soll:
Das in einem zweistufigen Produktionsprozeß hergestellte homogene
Gut sei annahmegemäß ausschließlich für den Export in ein Drittland
bestimmt. Beiden Unternehmen stehen dieselben Produktionstechnologien
zur Verfügung, wobei der Fertigung des Gutes grenzkostensenkende
Forschung und Entwicklung (F&E) vorausgeht. Der inländische und der
ausländische Hersteller verhalten sich entsprechend dem erwarteten
Verhalten des Konkurrenten strategisch. Das erwartete Konkurrenzver-
halten wird in das Entscheidungskalkül einbezogen, wobei in diesem
Ansatz von Cournot-Verhalten beider Firmen und simultan getroffenen
Unternehmensentscheidungen auf jeder Produktionsstufe ausgegangen
wird; das heißt, jedes Unternehmen entscheidet über seine Produk-
tionsmenge sowie über den Umfang seiner F&E ohne Einbeziehung mög-
licher Reaktionen der anderen Firma.
Bei einer so gekennzeichneten Produktionsstruktur läßt sich der
Wettbewerb im Duopol als zweistufiges Spiel darstellen. Auf der ersten
Stufe wählen beide gewinnmaximierenden Unternehmen ihre grenzkosten-
reduzierende F&E-Intensität, während im zweiten Schritt die optimalen
Produktionsmengen festgelegt werden. Auf der Produktionsstufe ergibt
sich ein Nash-Mengengleichgewicht, wobei die in der vorangegangenen
Stufe bestimmten F&E-Aktivitäten als gegeben angesehen werden.
Der duopolistische Wettbewerb stellt sich auf der Ebene von F&E als
2 teilspielperfektes Gleichgewicht dar. Die F&E-Anstrengungen reduzieren
die Grenzkosten der Produktion. In Schaubild 1 wird die inländische
Reaktionsfunktion, in der die optimale Mengenentscheidung der inländi-
schen Firma bei gegebener ausländischer Produktion dargestellt ist,
Die hier dargestellte Fragestellung läßt sich .als Weiterentwicklung der
Diskussion um die optimale Handelspolitik im Fall eines ausländischen
Monopols auffassen. In diesem Fall kann auch ein kleines Land protek-
tionistische Zollpolitik betreiben, um Monopolrenten umzulenken. Hierzu
sei beispielsweise auf die Ansätze von Brander und Spencer [ 1981;
1984a; 1984b], aber auch von Svedberg [1979] und Katrak [1977]
verwiesen.
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Ein teilspielperfektes Gleichgewicht stellt sich ein, wenn die Unterneh-
men, ausgehend vom bisherigen Spielverlauf, eine Strategie wählen,
welche unter Berücksichtigung des verbleibenden Spiels optimal ist
[vgl. Selten, 1965; Fudenberg, Tirole, 1986, S. 10].12
Schaubild 1 - Die Auswirkung strategischer F&E
durch strategischen Einsatz grenzkostenreduzierender F&E, von R. nach
R.', nach außen verschoben.
1
Die Produktionsmenge der inländischen Firma (Y.), welche sich im
Cournot-Nash-Gleichgewicht nach erfolgter F&E einstellt, ist gestiegen.
Ohne strategische F&E im In- und Ausland würde sich ein Gleichgewicht
A einstellen. Der strategische Einsatz inländischer__F&E bewirkt eine
Reduktion der ausländischen Produktionsmenge^ . und erhöht den inlän-
dischen Marktanteil, so daß die inländische Firma gegenüber dem Ausland
Vorteile erringen und höhere Gewinne erzielen kann. Das inländische
Unternehmen investiert also mehr in F&E, als es bei Nichtberücksichti-
gung der sich dadurch verbessernden Marktposition investieren würde.
Betreiben beide Unternehmen strategische F&E, so zeichnet sich das
sich einstellende F&E-Gleichgewicht der ersten Spielstufe durch höhere
als bei gegebener Produktionsmenge kostenminimierende F&E-Intensitäten
aus [Brander, Spencer, 1983]. Denn beide Unternehmen berücksichtigen
bei strategischer F&E nicht mehr nur die damit verbundene Kostenre-
duktion, sondern auch die sich dadurch verbessernde Marktposition im
internationalen Duopol.
Bei strategischem Einsatz von F&E und vollkommener Symmetrie der
beiden Unternehmen zeichnet sich das Mengengleichgewicht, im Vergleich
zur Produktion ohne strategische F&E, durch höhere Produktionsmengen
jeder Firma, einen niedrigeren Güterpreis und geringere Unternehmens-Bibliothek des Instituts
für Weltwirtschaft Kiel
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gewinne aus. Die Unternehmen befinden sich in einem Gefangenendilem-
ma, da sich jede Firma bei einseitigem Verzicht auf strategische FSE
schlechter als im "strategischen Gleichgewicht" stellen würde. Eine
Reduktion der F&E durch beide Firmen auf die kostenminimierende Höhe
würde sich für beide Duopolisten jedoch bezahlt machen und deren
Gewinne erhöhen.
a. F&E-Subventionen
In einer solchen Situation kann sich die Regierung eines Landes unter
Vorgabe inländischer Wohlfahrtsmaximierung strategisch verhalten und
Einfluß auf das Marktergebnis des Duopols nehmen. Es kann versuchen,
die Marktposition der inländischen Firma durch Eingriffe in F&E oder
aber in die Produktion zu verbessern. Im von Brander und Spencer
[ 1983] dargestellten internationalen Duopolmodell stehen dafür nur F&E-
und Exportsubventionen zur Auswahl, da das produzierte Gut annahme-
gemäß nur im Ausland konsumiert wird.
In diesem Zusammenhang ist es wichtig, auf zwei Punkte hinzuweisen:
Erstens muß die Regierung die tatsächliche Marktstruktur kennen, und
zweitens muß sie in der Lage sein, vor sämtlichen Unternehmensentschei-
dungen den staatlichen Instrumenteneinsatz glaubwürdig festzusetzen.
Nur dann kann die Marktposition der inländischen Unternehmung verbes-
sert werden, ohne die Nash-Gleichgewichtsbedingungen der Unternehmen
zu verletzen. Der Staat hat dann die Möglichkeit, strategische Handels-
und Industriepolitik zu betreiben und dem inländischen Unternehmen
einen größeren Marktanteil zu sichern. F&E- sowie Exportsubventionen
können so eingesetzt werden, daß' die Nettowohlfahrt maximiert wird,
d. h., daß die Steigerung des inländischen Unternehmensgewinns die
Subventionszahlung übersteigt.
Es ist aber darauf hinzuweisen, daß aus dem hier dargestellten Par-
tialmodell nur dann Rückschlüsse auf die Veränderung der gesamtwirt-
schaftlichen Wohlfahrt möglich sind, wenn zum einen die Grenzkosten der
Produktion in jedem Land gleich den sozialen Kosten des Ressourcenver-
brauchs sind. Außerdem wird bei Brander und Spencer [ 1983] die Beur-
teilung der Wohlfahrtseffekte dadurch vereinfacht, daß das Gut nur für
den Export bestimmt ist. Probleme der Verknüpfung mehrerer Sektoren,14
die Einbeziehung von Faktormärkten wie auch die Berücksichtigung
inländischer Konsumentenrenten in die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrts-
funktion können so ausgeklammert werden. Die Veränderung der ge-
samtwirtschaftlichen Wohlfahrt läßt sich jetzt unmittelbar an der Verän-
derung des Gewinns des inländischen Unternehmens ablesen.
Die wohlfahrtsmaximierende inländische F&E-Subvention führt bei
Brander und Spencer [1983] zu mehr inländischer und geringerer aus-
ländischer F&E. Die positive Subvention maximiert die Rente aus den
Exporten der inländischen Firma im Duopol. Denn die optimale F&E-Sub-
vention führt zu einer inländischen Produktionsmenge, welche dem Ange-
bot eines Stackelberg-Führers im internationalen Duopol entspricht
[Spencer, Brander, 1983, S. 711 ff.].
Die inländische Firma könnte in der Position eines Stackelberg-Füh-
rers ihre gewinnmaximierenden Produktionsmengenentscheidungen unter
korrekter Einbeziehung der Reaktion der Konkurrenzfirma treffen. Das
ausländische Unternehmen würde nur noch auf die Produktionsmenge des
Stackelberg-Führers reagieren [Stackelberg, 1934, S. 16 ff. u. S. 111
f. ] Eine solche, inländische Gewinne maximierende Situation ist jedoch
ohne staatliche Eingriffe nicht zu erwarten. Denn der ausländische
Duopolist müßte die inländische Stackelberg-Führerschaft akzeptieren.
Ein strategischer Einsatz von F&E- und Exportsubventionen macht die
höheren inländischen Produktionsmengen .jedoch glaubwürdig, und es
stellt sich ein Cournot-Nash-Gleichgewicht ein, welches dem eines
Stackelberg-Gleichgewichts entspricht.
In Schaubild 2 stellen im F&E-Raum die Reaktionsfunktionen der
inländischen (R.) und ausländischen Firma (R ) die gewinnmaximierende
l a
F&E-Aktivität der Unternehmen in Abhängigkeit von der F&E der Kon-
kurrenzfirma dar (x. bzw. x ). Die inländische optimale F&E-Subvention
I a
verschiebt die ursprüngliche Reaktionsfunktion nach außen (von R. nach
R.'). Der Gewinn der inländischen Firma läßt sich in Form einer Iso-
gewinnlinie darstellen. Diese Linie stellt Kombinationen inländischer und
ausländischer F&E dar, die mit diesem Gewinniveau verknüpft sind. Je
niedriger eine inländische Isogewinnlinie verläuft, desto höher ist der
Gewinn des Unternehmens.
Die optimale F&E-Subvention ist in Punkt S erreicht , wo I die Reak-
tionsfunktion R tangiert. Eine Ausweitung der F&E-Aktivität über
a
diesen Punkt hinaus würde zu Gewinneinbußen der inländischen Firma15




führen. Durch die Subvention wird ein neues Nash-Gleichgewicht er-
reicht, das bei Stackeiberg-Führerschaft des inländischen Unternehmens
möglich gewesen wäre. Die inländische Firma erzielt nun wegen des höhe-
ren Marktanteils, ohne die bei Stackeiberg-Konkurrenz immer bestehende
Gefahr eines Kampfes um die Vorherrschaft im Duopol, höhere Gewinne.
Falls beide Regierungen strategische F&E-Subventionen gewähren,
stellt sich das nichtkooperative Gleichgewicht als dreistufiges Spiel dar.
Auf der ersten Stufe werden die in- und ausländischen optimalen Sub-
ventionshöhen festgelegt. Diese beeinflussen die Unternehmensentschei-
dungen über die F&E-Intensitäten der zweiten, und die Outputentschei-
dungen der dritten Stufe. Im sich dann einstellenden Gleichgewicht
verlieren beide Länder. Denn die Marktpositionen beider Firmen können
trotz Subventionszahlungen nicht verbessert werden. Beiderseitiger
Subventionsverzicht würde die Produzentenländer besser stellen. Nur das
Konsumentenland gewinnt aufgrund der mit dem höheren Angebot ver-
bundenen Preissenkung.16
0. Exportsubventionen
Exportsubventionen stellen im dargestellten Modell eine weitere Möglich-
keit staatlicher Intervention dar. Diese wirken ähnlich wie FSE-Subven-
tionen [ Spencer, Brander, 1983; Brander, Spencer, 1985]. Denn die
Subventionierung des Exports einer Firma entspricht niedrigeren Grenz-
kosten der Produktion und ermöglicht so einen größeren inländischen
Marktanteil. Die Wirkungsweise der Exportsubvention entspricht damit
grundsätzlich dem oben dargestellten Fall der F&E-Subvention, denn
diese führt über mehr FSE ebenfalls zu~ niedrigeren Grenzkosten der
Produktion.
Staatliche Exportsubventionen verschieben, ähnlich wie bei der För-
derung inländischer F&E, die im Rahmen der Produktionsmengen darge-
stellte Reaktionsfunktion der inländischen Firma nach außen (in Schau-
bild 3 von R. nach R.'). Bei optimaler Subventionshöhe kann die inlän-
dische Firma wieder eine Stackelberg-Führer-Position erreichen. Die im
Inland produzierte Menge (Y.) steigt, während die ausländische Produk-
tion (Y ) sinkt, so daß die inländische Firma gewinnt, während die
ausländische verliert. Der Weltmarktpreis sinkt wegen der insgesamt
gestiegenen Produktionsmenge, und beide Länder verlieren, wie im Fall
der F<SE-Subventionen, im nichtkooperativen Gleichgewicht mit Export-
subventionen im In- und Ausland.
Eine unter dem Gesichtspunkt der Erzielung von Nettowohlfahrtsge-
winnen wohlfahrtsmaximierende Kombination von F&E- und Exportsub-
ventionen führt zur Besteuerung der F<SE sowie zur Subventionierung
des Exports: Da die Regierung eines Landes sowohl die Produktions- und
Marktstruktur als auch das tatsächliche Verhalten der Produzenten
kennt, kann durch eine F&E-Steuer die inländische F&E auf das kosten-
minimierende Niveau reduziert werden, während durch eine Exportsub-
vention die Produktion gefördert und die Marktposition der inländischen
Firma auf Kosten des Auslands verbessert wird (Schaubild 3). Im Fall
einer entsprechenden ausländischen Reaktion ist Rentenumlenkung nicht
möglich, und es stellen sich negative Wohlfahrtswirkungen in beiden
Ländern ein. Da der Konsum nur in Drittländern stattfindet, muß die
Auswirkung der gestiegenen Produktionsmenge bei der Abschätzung der
inländischen Wohlfahrtswirkungen nicht mit einbezogen werden.17
Schaubild 3 - Optimale Exportsubventionen im internationalen Duopol
Y,
r. Inländischer Konsum
Ist das betrachtete Gut nicht nur für den Export bestimmt, so muß auch
inländischer Konsum in die Wohlfahrtsanalyse eines Landes integriert
werden. In diesem Fall ist es bedeutsam, ob Märkte segmentiert sind und
Mengenänderungen auf einem Markt Rückwirkungen auf den anderen
Markt haben. Marktsegmentierung kann, wie beispielsweise bei Krugman
[1984a], aufgrund von Transportkosten sichergestellt werden.
Bei Dixit [ 1984] führen Fixkosten in Kombination mit konstanten
Grenzkosten der Produktion dazu, daß eine Mengenänderung in einem
Markt keine Auswirkung auf den ausländischen Markt hat, obwohl stei-
gende Skalenerträge vorliegen. Weiter ist die Nachfrage der beiden
betrachteten Länder voneinander unabhängig, so daß sich zwei von-
einander unabhängige, segmentierte Märkte bilden. Denn bei Cournot-
Verhalten der Oligopolisten maximieren diese ihre Gewinne bei einer
Produktionsmenge, welche zu Grenzkosten der Produktion und Grenzer-
lösen in gleicher Höhe führt. Da die Grenzkosten der Produktion an-
nahmegemäß konstant und die Grenzerlöse auf einem Markt nur von der
vom Auslandsmarkt unabhängigen Nachfrage bestimmt werden, lassen sich
die beiden Märkte einzeln analysieren.18
Im Modell von Dixit [ 1984] können, wegen der Einbeziehung inländi-
schen Konsums und international oligopolistischen Wettbewerbs mehrerer
in- und ausländischer Unternehmen, zusätzliche Möglichkeiten staatlicher
Einflußnahme untersucht werden. Importzölle, Exportsubventionen,
Subventionierung des Absatzes inländischer Firmen im Inland usw.
werden analysiert. Da von mehreren identischen, exogen gegebenen,
inländischen und ausländischen Unternehmen ausgegangen wird, läßt sich
auch die Wirkungsweise von Wettbewerbspolitik, d. h. eine Beeinflussung
der inländischen Firmenzahl, darstellen. Im Gegensatz zu Brander und
Spencer [ 1983] muß im Rahmen der Wohlfahrtsanalyse nicht nur der
Gewinn der Unternehmen abzüglich des Budgetdefizits, sondern auch die
inländische Konsumentenrente berücksichtigt werden.
Aufgrund konstanter Grenzkosten der Produktion und der Unabhän-
gigkeit der Nachfrage in beiden Ländern lassen sich die Märkte im In-
und Ausland unabhängig voneinander darstellen. Es ergibt sich ein
Cournot-Mengengleichgewicht in beiden Ländern, wobei die inländische
Regierung nun die Möglichkeit hat, auf das Marktergebnis Einfluß zu
nehmen.
Dixit [ 1984] zeigt, daß ein Importzoll dann sinnvoll ist, wenn die
inländischen Grenzkosten unter den ausländischen Grenzkosten abzüglich
der ausländischen Exportsubvention liegen. Dann ist ein Ausschluß der
Importe und eine rein inländische Versorgung des Inlandsmarkts sinn-
voll. Sind die Exporte des Auslands hingegen gering und liegen die
inländischen Grenzkosten über denen des Auslands (abzüglich einer
möglichen ausländischen Exportsubvention), so ist eine Reduzierung der
Importe nicht sinnvoll. Denn die Erhöhung der Firmengewinne und des
Budgetüberschusses werden von der Reduktion der inländischen Konsu-
mentenrente überkompensiert. Die Zollerhebung führt zu höheren Preisen
und größerer inländischer Produktion. Dies bedeutet zwar zusätzliche
Gewinne der inländischen Unternehmen und Budgetüberschüsse der
Zollerhebung, hat aber negative Auswirkungen auf die Konsumenten-
rente. Dementsprechend ist ein Importzoll nur dann wohlfahrtsfördernd,
wenn der Anstieg der Produzentenrente und des staatlichen Budgetüber-
schusses den Verlust an Konsumentenrente mehr als ausgleichen kann.
Novshek [ 1985] zeigt, daß sich bei Abweichungen von den hier getrof-
fenen Annahmen über die Kosten- und Nachfragefunktionen kein ein-
deutiges Cournot-Gleichgewicht einstellen muß.19
Eine Exportsubvention wirkt hier wegen der speziellen Annahme der
Marktreglementierung nur auf dem ausländischen Markt. Die inländische
Konsumentenrente wird dadurch nicht beeinflußt. Exportsubventionen
haben eine positive Wirkung auf die inländischen Unternehmensgewinne,
da im Ausland ein größerer inländischer Marktanteil erzielt wird. Gleich-
zeitig wird der ausländische Konsum subventioniert, was sich wegen des
vermehrten Angebots in einem Anstieg der ausländischen Konsumenten-
rente niederschlägt. Je größer die inländische Anbieterzahl ist, desto
geringer ist jedoch die wohlfahrtsfördernde Wirkung einer inländischen
Exportsubvention. Denn wenn viele inländische Unternehmen auf dem
Auslandsmarkt anbieten, bewirkt eine Exportförderung nur einen gerin-
gen Anstieg der Produzentenrente im Vergleich zu den damit verbun-
denen Staatsausgaben. Wird der gesamte ausländische Konsum von inlän-
dischen Produzenten bestritten, so kann in diesem Grenzfall eine Ex-
portsubvention keinen positiven Einfluß auf den Marktanteil des Inlands
haben. Eine Exportsubvention bewirkt dann nur noch eine Förderung des
ausländischen Konsums.
Wettbewerbspolitik, d. h. bei Dixit [ 1984] eine Variation der exogen
vorgegebenen Firmenzahl, ist eine weitere Einflußmöglichkeit der Regie-
rung. Eine Reduktion der Firmenzahl führt zu steigender Produktion
jeder einzelnen Firma, wobei die Gesamtproduktion abnimmt. Höhere
Preise, aber auch die Ausnutzung von positiven Skalenerträgen der
Produktion führen zu steigenden Unternehmensgewinnen, aber auch zu
einem Rückgang der inländischen Konsumentenrente, so daß diese beiden
gegenläufigen Entwicklungen die optimale Ausgestaltung dieses Politik-
instruments bestimmen.
Die Wirkungsweise der beschriebenen Politikmaßnahmen ist jedoch
stark von fehlenden Rückwirkungen zwischen den betrachteten Märkten
abhängig. Waren bei Dixit [1984] Rückwirkungen zwischen Inlands- und
Auslandsmarkt aufgrund konstanter Grenzkosten und voneinander unab-
hängiger in- und ausländischer Nachfrage ausgeschlossen worden, so
stellt Krugman [ 1984a] ein Modell mit aufgrund von Transportkosten
segmentierten Märkten vor. Diese stellen sicher, daß Preisunterschiede
zwischen beiden Ländern Bestand haben können. Abweichend von Dixit
geht Krugman jedoch von sinkenden Grenzkosten der Produktion aus,
wodurch Absatzänderungen auf einem Markt nunmehr Rückwirkungen auf
den anderen Markt haben.20
Dieses von Krugman [ 1984a] vorgestellte Modell basiert auf Ansätzen
zur Erklärung intrasektoralen Handels mit homogenen Produkten. Die
den Unternehmen entstandenen Kosten der Belieferung eines Marktes
setzen sich hier aus den Produktions- und den Transportkosten zusam-
men. Bei steigenden Skalenerträgen und abnehmenden Grenzkosten
2
stellen sich auf beiden Märkten Cournot-Gleichgewichte ein. Dabei legen
die Produzenten, ein inländisches und ein ausländisches Unternehmen,
die Absatzmenge auf jedem Markt so fest, daß Grenzerlös gleich Grenz-
kosten gilt. Krugman stellt die Protektionswirkung im folgenden anhand
des Grenzfalls eines vollständigen Ausschlusses ausländischer Produktion
vom Inlandsmarkt dar. Sofern die Grenzkosten in der Ausgangslage kon-
stant gehalten werden, steigt die inländische Produktionsmenge, während
die des Auslands sinkt. Dieser Anstieg der inländischen Produktionsmen-
ge führt zu einer Reduktion der Grenzkosten im Inland (GK.) bei zu-
nächst konstanten ausländischen Grenzkosten (GK ). Da die ausländische
a
Produktionsmenge infolge des vollkommenen Ausschlusses vom Inlands-
markt sinkt, steigen die Grenzkosten der ausländischen Firmen (Schau-
bild 4).
Der Absatz der inländischen Firma steigt auf sämtlichen Märkten, und
zwar aufgrund der durch den erhöhten Inlandsabsatz ermöglichten
Grenzkostenreduktion [ Krugman, 1984a, S. 185 ff. ]. Während das inlän-
dische Unternehmen den Absatz (Y.) erhöht, geht der des Auslands (Y )
l a
auf allen Märkten zurück (Schaubild 5). Die Protektion inländischer
Produktion führt so aufgrund des Skaleneffekts und der damit verbun-
denen Grenzkostenreduktion zu einem höheren Absatz auf sämtlichen
Märkten.
Bei konstanten Grenzkosten und grenzkostenreduzierender F&E läßt
sich durch Subventionierung von F&E eine ähnliche Wirkung erzielen.
Investitionen in F&E reduzieren die Grenzkosten der Produktion einer
Ausgehend von Brander [1981] stellen Brander und Krugman [1983]
ein Modell mit reziprokem Dumping vor, das intrasektoralen Handel
eines homogenen Gutes mit der Existenz steigender Skalenerträge und
Marktsegmentierung erklärt.
o
Hierzu sei auch auf den Ansatz von Bulow et al. [ 1985] verwiesen. Sie
stellen das Problem mehrerer verknüpfter oligopolistischer Märkte dar
und analysieren die Auswirkungen von Verhaltensänderungen einer
Firma in einem Markt auf das Marktergebnis eines zweiten Marktes.21





Firma. Eine Förderung inländischen Absatzes und eine Reduktion aus-
ländischer Importe führt zu einem Anreiz zu höherer inländischer FSE
auf Kosten des Auslands. Diese Unterstützung der inländischen Firma
zeigt eine ähnliche Wirkung wie der Marktausschluß ausländischer An-
Schaubild 5 - Auswirkung vollkommener inländischer Protektion auf die
Produktionsmengen im Duopol22
bieter vom Inlandsmarkt bei Vorliegen statischer Skalenerträge, da auch
hier der Schutz der inländischen Firma Vorteile auf sämtlichen Märkten
bringt. Aufgrund der im Vergleich zum Ausland niedrigeren Grenzkosten
steigt der Marktanteil des inländischen Unternehmens auf sämtlichen
Märkten an [Krugman, 1984a, S. 187 ff.].
Neben den rein statischen Skalenerträgen der Produktion können
Unternehmen jedoch auch dynamische Skalenerträge als Folge eines
Lernprozesses realisieren. Im Rahmen seines Modells untersucht Krugman
auch die Auswirkung von Protektion bei dynamischen Skalenerträgen.
Lerneffekte führen bei steigender kumulierter Produktionsmenge zu
sinkenden Durchschnittskosten der Produktion. Verkauft eine Firma eine
Einheit des Guts, so steigt einerseits der Erlös der jetzigen Periode,
andererseits sinken die Produktionskosten in der Zukunft. Ein Land hat
dann, wie bei statischen Skalenerträgen, die Möglichkeit, die inländische
Firma vor Importen zu schützen und ihr, wegen der mit einem Anstieg
der Produktionsmenge verbundenen niedrigen Herstellungskosten, Vor-
teile auf internationalen Märkten zu verschaffen. Das Rentenumlenkungs-
argument der strategischen Handels- und Industriepolitik kommt demnach
auch bei dynamischen Skalenerträgen zum Tragen.
b. Einbeziehung von unterschiedlichem Wettbewerbsverhalten
Wurde in den bisher vorgestellten, grundlegenden Ansätzen strategischer
Handels- und Industriepolitik [Brander, Spencer, 1983; 1985; Dixit,
1984; Krugman, 1984a] von Cournot-Verhalten der Firmen ausgegangen,
so stellt sich die Frage der Sensitivität der präsentierten Ergebnisse in
Das hier verwendete Gleichgewichtskonzept geht auf Spence [1981]
zurück. Dieser benutzt die Annahme eines fixen Zeithorizonts und
verzichtet auf eine Abdiskontier ung zukünftiger Gewinne. Da die
Produktionsmenge einer Periode nicht nur den Erlös dieser Periode,
sondern auch die Produktionskosten der Zukunft mitbestimmt, legen die
Unternehmen ihre g ewinnmaximierenden Produktionsmengen auf Basis
der Schattengrenzkosten fest. Eine weitergehende und allgemeine
Analyse von Auswirkungen auf das Marktergebnis findet sich bei
Fudenberg und Tirole [1983]. Auswirkungen von Lerneffekten auf
Markteintritt, Marktaustritt sowie das Innovationsverhalten der Un-
ternehmen werden von Krugman [ 1984a] nicht untersucht. Eine Analyse
dieser Effekte, allerdings ohne handeis- und industriepolitische In-
strumente zu integrieren, findet sich bei Jovanovic und Lach [1989].23
bezug auf diese spezielle Annahme über das Wettbewerbsverhalten. Bei
Cournot-Verhalten gehen die Unternehmen davon aus, die eigene Produk-
tionsentscheidung habe keine Auswirkung auf die Herstellungsmenge der
Konkurrenten. Verhalten sie sich aber entsprechend der Bertrand-An-
nahme und erwarten, daß Preisänderungen für die eigene Produktion
keine Auswirkungen auf den Preis der Konkurrenz haben, so liegt die
Vermutung nahe, dieses veränderte Wettbewerbs verhalten könnte Auswir-
kungen auf die Ausgestaltung der optimalen strategischen Handels- und
Industriepolitik haben. Dementsprechend versuchen Eaton und Grossman
[1986] an diesem Punkt anzusetzen und die "Wirkungsweise von Handels-
und Industriepolitik bei unterschiedlichen Annahmen über den oligopo-
listischen Wettbewerb darzustellen.
Es wird ein Modell präsentiert, ähnlich dem Ansatz von Brander und
Spencer [1983], in dem jeweils eine inländische und eine ausländische
Firma ein reines Exportgut auf einem internationalen Markt absetzen.
Unterschiedliche Unternehmenser Wartungen über Reaktionen des Konkur-
renten auf das eigene Verhalten werden in die Analyse einbezogen. Diese
unterschiedlichen Erwartungen stellt in den Gleichgewichtsbedingungen
des Modells ein Term, die konjekturale Variation, dar. Dieser, auf
Bowley [1924] zurückgehende, von Eaton und Grossman [1986] verwen-
dete Ansatz der konjekturalen Variation dient als Mittel der Integration
unterschiedlichen Wettbewerbsverhaltens der Oligopolisten innerhalb eines
Modellrahmens. Eine Firma hat dabei bestimmte Erwartungen über die
Friedman [ 1983] ist jedoch der Ansicht, der Ansatz der konjekturalen
Variation habe im Rahmen eines Ein-Perioden-Modells mit simultanen
Entscheidungen der Unternehmen keinen Aussagegehalt. Über das
erwartete Verhalten der Konkurrenten wird versucht, das dynamische
Phänomen der Erwartungsbildung zu erfassen. Er fragt, wovon die
Erwartungen der Unternehmen in einem Ein-Perioden-Modell abhängen
können, wenn die Unternehmen das Wettbewerbsverhalten der Kon-
kurrenten noch nie beobachten konnten? Er führt dementsprechend
drei Gründe für ein Versagen der Modelle konjekturaler Variation an.
Erstens seien die Modelle nicht dynamisch, obwohl sie dynamische
Sachverhalte der Erwartungsbildung darstellen sollen. Zweitens maxi-
mieren die Unternehmen den Periodengewinn und nicht den innerhalb
eines bestimmten Zeithorizonts abdiskontierten Gewinn. Darüber hinaus
haben Unternehmen Erwartungen, die nicht mit dem tatsächlichen
Verhalten der Konkurrenten übereinstimmen. Dementsprechend führt
Friedman drittens an, daß Unternehmen, obwohl sie im Zeitablauf In-
formationen über das tatsächliche Wettbewerbs verhalten der Konkur-
renten erhalten, ihre Erwartungen nicht korrigieren, auch wenn diese
der Realität widersprechen.24
Reaktion ihrer Konkurrenten auf eigene Entscheidungen. Diese durch die
konjekturale Variation dargestellte Erwartung muß jedoch nicht mit dem
tatsächlichen Verhalten übereinstimmen. Je nachdem, ob die Unternehmen
eine zu geringe oder zu hohe Reaktion der Konkurrenten erwarten, pro-
duzieren sie mehr bzw. weniger als die, bei konsistenten Erwartungen,
gewinnmaximierende Produktionsmenge.
Im von Eaton und Grossman [ 1986] vorgestellten Modell hat ein Land
wie bisher das Ziel, die inländische Nettowohlfahrt durch Eingriffe in
den oligopolistischen Wettbewerb zu maximieren. Es kann sich strategisch
verhalten und so die Nash-Gleichgewichtsmengen beider Duopolisten
beeinflussen. Im Rahmen des konjekturalen Variationsansatzes wird ge-
zeigt, daß positive Produktions- und Exportsteuern dann wohlfahrtsfor-
dernd wirken, wenn die von der inländischen Firma erwartete Reaktion
des ausländischen Produzenten auf inländische Mengenänderungen kleiner
als die sich tatsächlich einstellende Reaktion ist. Sofern die erwartete
Reaktion größer als die tatsächliche ist, wirkt dagegen eine Produktions-
oder Exportsubvention wohlfahrtssteigernd.
Da die Unternehmen "falsche" Erwartungen über das Konkurrenz-
verhalten haben, bieten sie nicht die für sie optimale Produktionsmenge
an und können nicht die günstigste Marktposition im Duopol, die eines
Stackeiberg-Führers, erlangen. Um diese Verzerrung auszugleichen,
kann ein Land versuchen, in den Markt einzugreifen, um der inlän-
dischen Firma zu einer solchen Marktposition zu verhelfen. Sofern die
tatsächliche Reaktion des ausländischen Unternehmens stärker ist als er-
wartet wurde, produziert die inländische Firma mehr als im Gleichgewicht
mit inländischer Stackeiberg-Führerschaft. Eine Reduktion inländischer
Produktion mittels Besteuerung ist wohlfahrtsfördernd. Ist hingegen die
tatsächliche Reaktion schwächer als die erwartete, so ist eine Subven-
tionierung der Produktion optimal. Dieses Ergebnis entspricht dem z. B.
bei Brander und Spencer [ 1983; 1985] dargestellten Fall des Cournot-
Wettbewerbs Verhaltens .
Im dem Cournot-Verhalten entgegengesetzten Fall des Bertrand-Ver-
haltens geht jede Firma davon aus, der Preis der Konkurrenten bleibe
bei Preisänderungen für das selbst hergestellte Gut konstant. Bei Ge-
Vgl. dazu beispielsweise Kamien, Schwartz [ 1983] oder Varian [ 1984,
S. 102 f. ].25
winnmaximierung beider Produzenten unter dieser Verhaltensannahme
zeigt sich, daß die erwartete ausländische Mengenreaktion größer als die
tatsächliche Reaktion ist. Das inländische Unternehmen produziert mehr
als bei Stackeiberg-Führerschaft, so daß sich bei Bertrand-Verhalten
ohne inländischen Konsum eine Besteuerung des Exports und damit ver-
bundene Reduktion der inländischen Produktionsmenge wohlfahr tsf or-
dernd auswirkt.
Dieser Zusammenhang wird in Schaubild 6 aufgezeigt. Die in- und
ausländischen Reaktionsfunktionen (R., R ) werden in Abhängigkeit von
1 a den Preisen (P., P ) dargestellt. Je niedriger der ausländische Preis,
l a
desto niedriger der für den inländischen Produzenten gewinnmaximieren-
de Preis. Es stellt sich ein Bertrand-Gleichgewicht (B) ohne staatliche
Eingriffe im Schnittpunkt von R. und R ein.
Besteuerung der inländischen Produktion bewirkt eine Verschiebung
der inländischen Reaktionsfunktion nach außen (von R. nach R.'), so daß
sich bei optimaler Steuer der Stackeiberg-Punkt des inländischen Unter-
nehmens (S) einstellt. Im Gegensatz zur Subvention bei Cour not-Verhal-
ten ist die Besteuerung der Produktion bei Bertrand-Verhalten der
Duopolisten vorteilhaft. Gleichzeitig steigen bei optimaler inländischer
Politik die ausländischen Gewinne. Andererseits sinkt die Konsumenten-
rente und die Wohlfahrt im Absatzland, da das Gleichgewicht weniger
kompetitiv ist.
Der Unterschied zwischen erwarteter und tatsächlicher Reaktion des
Konkurrenten auf eine inländische Variation der Herstellungsmenge
bestimmt im dargestellten Modell, aber auch bei Brander und Spencer
Auf das beispielsweise bei Tirole [ 1988, S. 209 ff. ] angesprochene
Problem des Bertrand-Paradoxons wird hier nicht ausführlich eingegan-
gen. Sofern beide Unternehmen perfekte Substitute herstellen, wird
sich die gesamte Nachfrage auf den Hersteller konzentrieren, der das
Produkt zum niedrigeren Preis anbietet. Das Ergebnis der Preiskon-
kurrenz ist ein kompetitives Gleichgewicht mit einem Güterpreis in Hö-
he der Durchschnittskosten. Dann existieren jedoch keine Unterneh-
mensgewinne. Um dieses Problem zu umgehen, müssen die von beiden
Unternehmen hergestellten Güter differenziert sein oder Kapazitäts-
grenzen existieren. Dann führen Preisunterschiede nicht automatisch
zu einer Konzentration der gesamten Nachfrage auf den billigsten An-
bieter. Können Unternehmen auf diese Kapazitätsgrenzen Einfluß
nehmen, so führt ein zweistufiges Spiel mit Kapazitätsfestlegung auf
der ersten und Preiskonkurrenz auf der zweiten Stufe zu einem Pro-
duktionsergebnis, das dem eines einstufigen Cournot-Gleichgewichts
entspricht [Kreps, Scheinkman, 1983].26
Schaubild 6 - Wirkung einer optimalen Exportsteuer bei Bertrand-Verhal-
ten des Duopolisten
a
[1983], die optimale Politik. Eaton und Grossman [1986] verallgemeinern
diesen Zusammenhang jedoch und integrieren weitere Möglichkeiten sub-
optimaler Produktionsmengen inländischer Unternehmen aufgrund "fal-
scher" Erwartungen. Stimmt die erwartete Reaktion mit der tatsächlichen
überein, besteht kein Handlungsbedarf für ein Land, und Freihandel ist
optimal, da keine Fehler in der Erwartungsbildung der beiden Anbieter
vorliegen. Die Duopolisten beziehen die Reaktionen des Konkurrenten
korrekt in ihr Gewinnmaximierungsverhalten ein, so daß kein Raum für
staatliche Einflußnahme bleibt.
c. Konkurrenz um Produktionsfaktoren
In den bisher dargestellten Ansätzen werden zwar die Auswirkungen
unterschiedlichen Wettbewerbsverhaltens auf die optimale strategische
Handels- und Industriepolitik eines Landes analysiert, Rückwirkungen
Erweiterungen und Modifikationen des Ansatzes von Eaton und Gross-
man [1986] finden sich bei Cheng [1988], Gruenspecht [1988] und
Neary [1989], die inländischen Konsum und sich vom ursprünglichen
Ansatz unterscheidende Entscheidungsstrukturen in die Analyse op-
timaler Handels- und Industriepolitik bei Bertrand-Verhalten der
Oligopolisten einbeziehen.27
dieser Politik auf andere Bereiche der Wirtschaft eines Landes jedoch
ausgeklammert. Wenn das Angebot eines in mehreren oligopolistischen
Industrien eingesetzten spezifischen Produktionsfaktors unelastisch ist,
wird eine weitergehende Analyse der Wirkung von Handels- und Indu-
striepolitik nötig. Während die bisher vorgestellten partialanalytischen
Ansätze mögliche Rückwirkungen der Handels- und Industriepolitik auf
nicht geförderte Industrien vernachlässigen, untersuchen Dixit und
Grossman [ 1986] die Tragfähigkeit des Rentenumlenkungsarguments bei
Industrien, die wegen eines unelastischen Faktorangebots verknüpft
sind.
In ihrem Modell wird angenommen, die Hersteller produzierten bei
Fixkosten und, wegen vollkommener Konkurrenz auf den Faktormärkten
und festen Faktoreinsatzkoeffizienten der Produktion, konstanten Grenz-
kosten. Die Subventionierung sämtlicher inländischer Oligopolisten mit
dem Ziel der Rentenumlenkung auf Kosten des Auslands kann demnach
nur einen Anstieg des Preises des spezifischen Faktors bewirken. Dieser
reine Umverteilungsprozeß ergibt sich, da eine Produktionsausweitung
aller Industrien aufgrund des unelastischen Faktorangebots unmöglich ist
und die Subventionierung sich ausschließlich im gestiegenen Faktorpreis
niederschlägt. Wird dagegen nur eine einzelne Industrie gefördert, so
steigt mit deren Produktionsmenge auch die Faktornachfrage. Der sich in
Form höherer Faktorkosten aller übrigen Industrien einstellende negative
Effekt der Subventionierung steht dann der positiven Auswirkung der
Rentenumlenkung im geförderten Sektor gegenüber. Denn durch die
Verfügbarkeit des unelastisch angebotenen spezifischen Faktors ist die
Produktion aller oligopolistischen Industrien begrenzt. Der Produktions-
anstieg einer Industrie läßt sich nur auf Kosten einer Reduktion der
Herstellungsmenge aller übrigen Industrien realisieren.
Die optimale Exportsubvention - von inländischem Konsum wird hier
wie so oft der Einfachheit halber abgesehen - zeichnet sich folglich
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Beispielsweise weist McMillan [ 1986, S. 40] auf die fehlende Berück-
sichtigung von Einkommenseffekten, Gütersubstitution und Auswirkun-
gen auf den Faktormärkten in reinen Partialmodellen hin. Ansätze
dieser Art können demnach nur auf Sektoren mit kleinem Anteil am
inländischen Konsum und unbedeutenden Verknüpfungspunkten zwi-
schen einzelnen Sektoren einer Wirtschaft angewandt werden. Anderen-
falls muß auf allgemeine gleichgewichtstheoretische Ansätze zurück-
gegriffen werden.28
durch Förderung der Industrien mit hohen Rentenumlenkung sef f ekten
aus. Lassen sich nur geringe Renten des Auslands umlenken, ist eine
Beschränkung der Industrie sinnvoll. Es sollte nur dort subventioniert
werden, wo die größtmögliche Rentenumlenkung pro zusätzlicher Einheit
des spezifischen Produktionsfaktors erzielt werden kann. Sind sämtliche
Industrien in bezug auf diesen Faktor identisch, ist Freihandel optimal.
Um in der Praxis eine optimale Wirkung von Exportsubventionen zu
garantieren, bedarf es demnach vieler Informationen über Faktoreinsatz
und Marktergebnis der verknüpften Industrien. Ist es hingegen nicht
möglich, in der oben beschriebenen Weise geeignete Industrien zu identi-
fizieren, und sind alle Industrien über ein unelastisches Faktorangebot
verknüpft, so besteht kein Grund, eine einzelne Industrie durch Export-
subventionen zu fördern. Dixit und Grossman [ 1986] sind der Ansicht,
daß dann kaum Aussicht auf sinnvollen Einsatz der Subvention besteht.
So hat im Vergleich zur reinen Partialanalyse Wirtschaftspolitik mit dem
Ziel der Rentenumlenkung kaum Aussicht auf Erfolg, da in der Praxis
nur schwer erhältliche Informationen über Produktionstechnologie, Fak-
tor- und Gütermärkte sämtlicher Oligopolisten benötigt werden.
d. Der Einfluß von Netzwerk-Externalitäten
Nicht nur die Einbeziehung von Faktor markten, sondern auch die Be-
rücksichtigung bestimmter Eigenschaften der Nachfragefunktion einiger
Güter können Rückwirkungen auf die Vorteilhaftigkeit strategischer
Industriepolitik haben. Denn der Nutzen des Konsums eines Gutes kann
möglicherweise vom Marktanteil des jeweiligen Produzenten beeinflußt
werden. Diese sogenannten Netzwerk-Externalitäten wirken nachfrageför-
dernd [ vgl. dazu auch Katz, Shapiro, 1985]. Beispielsweise wird die
Nachfrage nach Autos durch die Anzahl der Vertragswerkstätten, die
Nachfrage nach Computern durch die Möglichkeit des Einsatzes geeigne-
ter Software und die Nachfrage nach Telefonanschlüssen durch die
Anzahl der bestehenden Anschlüsse positiv beeinflußt. Diese hier be-
schriebenen Externalitäten führen dazu, daß Erwartungen der Konsu-
menten über die endgültige Netzwerkgröße in die Nachfrage eingehen
und sich den Produzenten Möglichkeiten bieten, steigende Skalenerträge
auf der Nachfrageseite auszunutzen.29
Ein Handelsmodell, welches Auswirkungen von Netzwerk-Externalitäten
isoliert betrachtet, wird von Krishna [ 1987] vorgestellt. Die Auswirkun-
gen dieser Externalitäten auf die optimale Handelspolitik werden analy-
siert. In einem konjekturalen Variationsmodell ohne inländischen Konsum
bestimmt sich der Preis im internationalen Duopol nicht nur aufgrund der
inländischen und ausländischen Produktionsmenge, sondern auch auf-
grund von Konsumentenerwartungen über sich einstellende Netzwerk-
2
großen. Im betrachteten Fall produzieren beide Unternehmen ein Substi-
tut, welches kompatibel oder inkompatibel sein kann. Im Fall der Produk-
tion eines kompatiblen Gutes beeinflußt die erwartete Produktionsmenge
beider Firmen die Erwartungen der Konsumenten über die sich einstellen-
de Netzwerkgröße. Die Nachfrage nach dem Produkt eines Unternehmens
ist von der erwarteten Netzwerkgröße abhängig, wobei beide Produzenten
ihrerseits bestimmte Vorstellungen über diesen Zusammenhang haben und
ihn in ihr Optimierungskalkül einbeziehen.
In einem Ein-Perioden-Modell stellt sich jedoch das Problem, daß die
Konsumenten ihre Nachfragemengen festlegen müssen, bevor sie die
tatsächliche Netzwerkgröße kennen. Denn die Erwartungen über Netz-
werkgrößen einzelner Firmen werden entsprechend den erwarteten Pro-
duktionsmengen dieser Firmen gebildet. Die Unternehmen legen ihre Pro-
duktionsmengen dann unter Berücksichtigung dieser Konsumentenerwar-
tungen fest. Erst danach läßt sich die tatsächliche Netzwerkgröße fest-
stellen. Um dieses Problem des Erwartungsbildungsprozesses zu um-
gehen, wird von Krishna angenommen, die Konsumentenerwartungen über
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die Netzwerkgrößen seien im Gleichgewicht immer erfüllt. Die Firmen
können dementsprechend die Konsumentenerwartungen als eine Funktion
ihrer tatsächlichen Produktionsmengen in ihr Optimierungskalkül einbe-
ziehen, wobei dieser erwartete Zusammenhang nicht mit der tatsächlich
von den Konsumenten vorgenommenen Erwartungsbildung übereinstimmen
muß.
Die von Krishna vorgenommene Beschränkung auf den Hochtechnologie-
bereich erscheint jedoch nicht sinnvoll. Denn, wie Katz und Shapiro
[ 1985] anmerken, können diese Effekte auch in anderen, nicht dem
Hochtechnologiebereich zuzuordnenden Sektoren auftreten.
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Zur konjekturalen Variation vgl. Abschnitt B. I. 1. b.
Eine ausführliche Darstellung dieses Ansatzes findet sich bei Katz und
Shapiro [1985, S. 426 f.].30
Wird inländischer Konsum per Annahme ausgeschlossen, so geht nur
der Gewinn der inländischen Firma in die Beurteilung der Steuer- und
Subventionspolitik ein. Krishna zeigt, daß die optimale Wirtschaftspolitik
von zwei Dingen abhängt: zum einen von den Unterschieden zwischen
erwarteter und tatsächlicher Reaktion der Konkurrenzfirmen auf die
Produktionsmengen der inländischen Firma und zum anderen davon, daß
Abweichungen der vom Unternehmen vermuteten von der tatsächlichen
Änderung der Konsumentenerwartungen über die sich einstellende Netz-
werkgröße Möglichkeiten zur Rentenumlenkung eröffnen.
Sind die Produkte beider Hersteller inkompatibel und haben inlän-
dische Firmen zu pessimistische Erwartungen über die ausländische
Reaktion auf Mengenänderungen, so ist eine Produktionssubvention
wohlfahrtsfördernd. Beispielsweise ermöglicht bei Cournot-Verhalten eine
Produktionssubvention dem inländischen Hersteller die Stackeiberg-Füh-
rerschaft. Andererseits schätzt der heimische Produzent möglicherweise
die Auswirkungen einer Änderung der Produktionsmengen auf die von
den Konsumenten erwartete Netzwerkgröße als zu gering ein. Infolge der
dann kleineren vom Unternehmen erwarteten Nachfrage stellt dieses nicht
die gewinnmaximierende Produktionsmenge her. Eine Subventionierung
der Produktion kann dann einen Anstieg der Herstellungsmenge und eine
höhere Rentenabschöpfung der inländischen Firmen bewirken.
Sind die Güter jedoch kompatibel, so beeinflußt auch die Produk-
tionsmenge der Konkurrenz die von den Konsumenten erwartete Netz-
werkgröße. Denn wirtschaftspolitische Instrumente nehmen auf beide
Größen - die inländische und die ausländische Produktionsmenge - Ein-
fluß. Zwar erhöht eine Produktionssubvention die inländische Herstel-
lungsmenge, gleichzeitig reduziert sie aber den ausländischen Absatz.
Aufgrund des negativen Einflusses eines Rückgangs ausländischer Pro-
duktion auf die erwartete Netzgröße kann es zu negativen Wohlfahrts-
wirkungen kommen.
Wegen dieser Rückwirkungen über die Nachfrageseite ist auch hier die
Wohlfahrts Wirkung der Handels- und Industriepolitik nicht eindeutig
bestimmbar. In Abhängigkeit von den das Marktergebnis bestimmenden
Vgl. dazu auch den in Abschnitt B. I. 1. b behandelten Ansatz von
Eaton und Grossman [1986].31
Parametern kann es sein, daß wirtschaftspolitische Eingriffe im Inland
sowohl inländische als auch ausländische Wohlfahrtseinbußen nach sich
ziehen und staatliche Wirtschaftspolitik das Ziel der Wohlfahrtsmaxi-
mierung auf Kosten des Auslands verfehlt [vgl. dazu Krishna, 1987].
2. Endogene Marktstruktur
Während in den bisher dargestellten Untersuchungen strategische Han-
dels- und Industriepolitik von exogen gegebenen öligopolistischen Markt-
strukturen ausgegangen wurde, sollen jetzt auch Markteintritt und
-austritt in eine Beurteilung strategischer Einflußnahme durch ein Land
einbezogen werden. Denn kurzfristig sind Mobilitätsbarrieren von größe-
rer Bedeutung, so daß positive Unternehmensgewinne im Markt befind-
licher Produzenten möglicherweise nicht zu sofortigem Markteintritt
weiterer Anbieter führen. Langfristig ziehen positive Unternehmensge-
winne dagegen eher Markteintritt nach sich. Die Einbeziehung endogener
Marktstrukturen in eine Analyse strategischer Handels- und Industrie-
politik läßt sich demnach auch als der Versuch der Darstellung langfri-
stiger Auswirkungen auf die Wohlfahrt eines Landes auffassen. Werden
Mobilitätsbarrieren nicht berücksichtigt, so erfordern oligopolistische
Marktstrukturen mit freiem Markteintritt als Ausgangslage eine Neuorien-
tierung nationaler strategischer Handels- und Industriepolitik.
Im Gleichgewicht können Unternehmen bei freiem Markteintritt keine
Gewinne erzielen, so daß Rentenumlenkung als Ziel strategischer Han-
dels- und Industriepolitik ausscheidet. Wohlfahrtswirkungen stellen sich
nur bei Änderungen der Firmengröße, der Firmenzahl, der Konsumenten-
rente oder der Staatseinnahmen ein. Die Wirkungsweise strategischer
Handels- und Industriepolitik ist bei endogener Marktstruktur aufgrund
freien Markteintritts jedoch nicht eindeutig bestimmbar. Denn industrie-
politische Maßnahmen haben, je nachdem ob Unternehmen Preise zwischen
Ländern differenzieren können oder aber einheitliche Marktpreise gelten,
unterschiedliche Auswirkungen.32
a. Freier Markteintritt und nichtsegmentierte Märkte
Im Rahmen eines Zwei-Länder-Modells mit linearer Nachfrage, unelasti-
schem Faktorangebot und nichtsegmentierten Märkten untersuchen Horst-
man und Markusen [ 1986] die Auswirkungen strategischer Handels- und
Industriepolitik bei freiem Markteintritt. Es werden annahmegemäß zwei
Güter hergestellt. Zum einen wird in den identischen Ländern ein homo-
genes Numeraire-Gut (Z) bei konstanten Skalenerträgen produziert. Zum
anderen stellen in jedem Land mehrere identische Firmen ein Gut bei
steigenden Skalenerträgen her. Das inländische Gut (x.) unterscheidet
sich leicht von dem im Ausland hergestellten Produkt, so daß Preisunter-
schiede zwischen In- und Ausland nicht zu vollständiger Konzentration
der Produktion in einem Land führen. Da separable und additive Nutzen-
funktionen angenommen werden, bleiben Substitutionseffekte zwischen
dem Numeraire-Gut und dem bei steigenden Skalenerträgen hergestellten
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Gut unberücksichtigt.
Auch in diesem Modell verhalten sich die Unternehmen annahmegemäß
als Cournot-Mengenanpasser. Sie produzieren aufgrund von Fixkosten
und konstanter Grenzkosten bei steigenden Skalenerträgen der Produk-
tion. Sofern mehrere Anbieter auf dem Markt sind, sieht sich jeder
Produzent einer negativ geneigten inversen Nachfragekurve nach seiner
Produktion gegenüber. Da alle Hersteller erwarten, eigene Mengenände-
rungen hätten keine Auswirkung auf die Produktion der Konkurrenten,
nehmen sie eine flachere (DD) als die tatsächliche Preis-Absatzfunktion
(D'D') wahr (Schaubild 7). Sämtliche gleichzeitige und identische Men-
genentscheidungen aller Anbieter spiegeln sich in der Nachfragekurve
(D'D') wider, die bei Produktionsmengenänderung einer einzelnen Firma
konstant bleibt. Im Gegensatz dazu geht die vom Unternehmen wahr-
genommene Nachfrage (DD) zurück [vgl. dazu Henderson, Quandt, 1983,
S. 199 ff. ].
Im Unterschied zu den vorangegangenen Modellen mit exogener Markt-
Struktur führen Unternehmensgewinne bei freiem Markteintritt zu einem
Vgl. dazu auch die Untersuchung von Novshek [1980]. Darin wird
zusätzlich auf das Ganzzahligkeitsproblem des Cournot-Gleichgewichts
bei freiem Markteintritt eingegangen.
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Eine ausführliche Darstellung der Vorteile separabler und additiver
Nutzenfunktionen findet sich bei Gorman [1976].33
Schaubild 7 - Produktion eines Cournot-Oligopolisten bei exogener Markt -
Struktur
Anstieg der Anbieterzahl. Bei Markteintritt kann dann jeder Produzent
zu einem bestimmten Preis nur noch eine kleinere Produktionsmenge ab-
setzen, so daß sich sowohl die tatsächliche als auch die wahrgenommene
Nachfrage nach der Produktion eines Unternehmens verringert. Bei
Cournot-Verhalten und freiem Markteintritt stellt sich folglich ein lang-
fristiges Marktgleichgewicht bei Gleichheit von Grenzkosten (GK) und
wahrgenommenem Grenzerlös (GE) sowie Nullgewinn aller Anbieter ein.
Diese Bedingung ist in Schaubild 8 im Tangentialpunkt der wahrgenom-
menen Nachfrage (DD) an die Durchschnittskostenkurve (DK) erfüllt.
Dieser Mechanismus muß demnach in eine Analyse strategischer Han-
dels- und Industriepolitik bei endogener Marktstruktur einbezogen wer-
den. Denn bei freiem Markteintritt stellt sich neben der Wirkung auf die
terms of trade die zentrale Frage nach der Reaktion der gleichgewich-
tigen Firmengröße auf wirtschaftspolitische Maßnahmen. Nur Einflüsse,
welche die Steigung der wahrgenommenen Nachfrage (d. h. die Unterneh-
menserwartungen aus dem Verhalten der Konkurrenz) oder die der
Durchschnittskostenkurve verändern, haben Auswirkungen auf die
Firmengröße.
Ein Importzoll bewirkt zwar eine Preissteigerung des ausländischen
Gutes und dementsprechend auch steigende Preise der inländischen
Produktion, hat jedoch auf die beiden oben genannten Größen keinen
Einfluß. Die bei gestiegenem Preis erzielten Gewinne inländischer Un-34
Schaubild 8 - Produktion eines Cournot-Oligopolisten bei freiem Markt -
eintritt
ternehmen führen zum Markteintritt neuer Anbieter und dadurch zu einer
größeren inländischen Produktionsmenge. Somit sinkt einerseits der
Preis des inländischen Gutes auf sein ursprüngliches Niveau, anderer-
seits stellt sich wegen konstanter Firmengröße kein Rationalis ierungs-
effekt als Folge des Importzolls ein, während die ausländische Firmen-
größe sinkt. Der Importzoll hat demnach nur einen positiven terms-of-
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trade-Effekt im Zuge der Preiserhöhung ausländischer Produktion.
Neben dem Importzoll wird von Horstman und Markusen [ 1986] auch
die staatliche Einflußnahme mittels Produktionssubvention dargestellt.
Dabei ist zu beachten, daß eine spezifische Produktionssubvention (S)
zunächst keinen Einfluß auf die in- und ausländischen Preise hat. Die
Preis-Absatz-Funktion bleibt unverändert, während die Durchschnitts-
1 Probleme der Unteilbarkeit bestimmter Nachfragemengen und damit
verbundener Auswirkungen auf die Unternehmensgewinne werden hier
aus g eklammer t.
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Venables [ 1985b] weist darauf hin, daß das hier präsentierte Ergebnis
stark von der Kurveneigenschaft der inversen Nachfragefunktion
abhängt. Nur wenn die Nachfragefunktion linear verläuft, hat ein
Importzoll keine Wirkung auf die inländische Firmengröße. Ist die
inverse Nachfrage hingegen konvex oder konkav, hat ein Importzoll
positive oder negative Auswirkungen auf die gleichgewichtige Fir-
mengröße. Zusätzlich zu Zollertrag und terms-of-trade-Effekt muß das
Ergebnis veränderter Durchschnittskosten auf die Wohlfahrt berück-
sichtigt werden.35
kosten der Produktion um den Subventionsbetrag pro Stück sinken
(Schaubild 9). Die sich im Markt befindlichen inländischen Unternehmen
können Gewinne erzielen, was inländischen Markteintritt nach sich zieht.
Die Firmengröße ändert sich nicht, aber es ergibt sich ein Anstieg der
inländischen Gesamtproduktion und eine entsprechende Preissenkung. Im
Gegenzug führt der Anstieg der inländischen Produktionsmenge im Aus-
land zu Marktaustritt und einem Rückgang der ausländischen Gesamtpro-
duktion.
Schaubild 9 - Auswirkung einer Produktionssubvention auf die Firmen-
große der Oligopolisten bei freiem Markteintritt
DK
GK
Im Unterschied dazu führt eine kleine Produktionssubvention bei
exogener Marktstruktur zwar zu einer Verschlechterung der terms of
trade, bewirkt jedoch gleichzeitig einen Anstieg der Exporte des sub-
ventionierten Gutes und damit eine Wohlfahrtsverbesserung. Denn auf-
grund steigender Skalenerträge ermöglicht der Produktionsanstieg dem
inländischen Unternehmen, zusätzliche Renten zu erwirtschaften. Bei
freiem Markteintritt führt eine Produktionssubvention hingegen zu einem
1 Auch hier wirkt sich eine spezifische Subvention bei konvexer oder
konkaver inverser Nachfragefunktion positiv oder negativ auf die
gleichgewichtige inländische Firmengröße aus [vgl. Venables, 1985b].
Horstman und Markusen [ 1986] weisen auch darauf hin, daß sich bei
Einführung einer ad-valorem-Subvention neben der inländischen Preis-
senkung auch die inländische Firmengröße verringert.36
Anstieg der inländischen Anbieterzahl, einer damit verbundenen Auswei-
tung inländischer Produktion und daraus resultierenden Preissenkungen
des subventionierten Guts. In die Wohlfahrtsanalyse eines Landes müssen
diese Auswirkungen der Protektion einbezogen werden. Hierbei soll ein
Land dargestellt werden, in dem ein Numeraire-Gut Z mit konstanten
Skalenerträgen sowie das Gut Y. mit steigenden Skalenerträgen der
Produktion hergestellt wird. So liegt in Schaubild 10 das Freihandels -
gleichgewicht im Produktions- und Konsumpunkt B bei konstanten Grenz-
kosten und Fixkosten der Produktion von Y. in Höhe von ZF auf der
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Transformationskurve ZFY.. Bei Freihandel sind die Durchschnittskosten
der Produktion des mit steigenden Skalenerträgen hergestellten Guts
(DK ) wegen der Nullgewinnbedingung bei freiem Markteintritt gleich
f dem Güterpreis (P ). Versucht ein Land, das Marktergebnis durch
Subventionierung inländischer Produktion zu seinen Gunsten zu beein-
flussen, so führt eine spezifische Produktionssubvention zu Markteintritt
Markusen [ 1981] zeigt, daß bei Einführung von Handel und Cournot-
Verhalten der Unternehmen vermehrter Wettbewerb zu bilateralen
Wohlfahrtsverbesserungen führt. Die Nachfrage nach dem inländischen
Gut wird bei Handel elastischer, und die resultierende Produktions-
mengenerhöhung führt zu Wohlfahrtsverbesserungen. Intraindustrieller
Handel muß jedoch nicht unbedingt stattfinden.37
bei konstanter Firmengrööe, was sich aufgrund zusätzlicher Fixkosten
(FF') in einer Verschiebung der Transformationskurve niederschlägt
(ZF'Y). Weiter bleiben die Durchschnittskosten der Produktion (DK
S) bei
Subventionierung konstant, und es stellt sich ein neuer Produktions-
punkt Q bei einem niedrigeren Preisverhältnis (P
s) ein. Im Konsumpunkt
(C) wird das Numeraire-Gut (Z) importiert, das subventionierte Produkt
(Y.) exportiert.
Neben der terms-of-trade- Verschlechterung hat auch ineffizienter
Markteintritt, der zusätzliche Fixkosten verursacht, negative Wohlfahrts-
wirkungen. Bei freiem Markteintritt führt die Subventionierung der
Produktion des mit steigenden Skalenerträgen hergestellten Gutes zu
inländischen Wohlfahrts Verlusten aufgrund ineffizienten Markteintritts.
Werden Export- oder ad-valorem-Subventionen gewährt, fällt die Wohl-
fahrtsverschlechterung sogar noch größer aus, da dann die geringere
gleichgewichtige Firmengröße und der damit verbundene Anstieg der
Durchschnittskosten zusätzlich negativ auf die Wohlfahrt eines Landes
wirkt [vgl. Horstman, Markusen, 1986, S. 233].
b. Freier Markteintritt und segmentierte Märkte
Gelten die oben dargestellten Ergebnisse für integrierte in- und aus-
ländische Märkte, so stellt sich die Frage, welche Auswirkungen eine
Marktsegmentierung durch die Unternehmen auf die Wohlfahrtsbedingun-
gen inländischer Handels- und Industriepolitik hat. Im Gegensatz zu
Horstman und Markusen [1986] untersucht Venables [1985a] die Wir-
Horstman und Markusen [ 1986, S. 228] weisen darauf hin, daß eine
Einbeziehung von Produktdifferenzierung jeder einzelnen Firma nur
zusätzlichen Rechenaufwand nach sich ziehe; der dargestellte polare
Fall mit zwischen Ländern differenzierten Gütern sei dementsprechend
für die Darstellung des Problems ausreichend. Wird jedoch innerhalb
eines Landes ein vom ausländischen Produkt verschiedenes homogenes
Gut bei steigenden Skalenerträgen der Produktion und freiem Marktein-
tritt hergestellt, so ist ein Gleichgewicht im Sinne der bestreitbaren
Märkte nur dann stabil, wenn profitabler Markteintritt unmöglich ist.
Baumol et al. [ 1982] zeigen, daß dies nur bei Produktion im Durch-
schnittskostenminimum jeder einzelnen Firma möglich ist. Mit dem Ziel
einer Einflußnahme auf die inländische Firmengröße betriebene Handels-
und Industriepolitik ist dann nicht mehr sinnvoll, da keine Reduktion
der Durchschnittskosten herbeigeführt werden kann.38
kungsweise von Handels- und Industriepolitik bei Preisdiskriminierung
zwischen Ländern und freiem Markteintritt. Im Freihandelsgleichgewicht
stellt sich bei steigenden Skalenerträgen der Produktion und Cournot-
Verhalten der Unternehmen trotz der Existenz von Exportkosten intrain-
dustrieller Handel ein, wobei jede Firma am heimischen Markt einen
relativ höheren Marktanteil hält. Obwohl Transportkosten vorliegen,
erhöht Handel die Wohlfahrt beider Länder. Denn ein Markteintritt aus-
ländischer Anbieter in den Inlandsmarkt führt, aufgrund gesunkener
Marktmacht inländischer Unternehmen, zu Preissenkungen. Da auch hier
steigende Skalenerträge der Produktion angenommen werden, stellt sich
bei freiem Marktzutritt ein Handelsgleichgewicht mit gestiegener Fir-
mengröße und höherer Anbieter zahl ein. Der Übergang von Autarkie zu
Freihandel ermöglicht demnach beiden Ländern, Wohlfahrtsgewinne zu er-
zielen.
Wird im Inland ein Importzoll erhoben, so hat das zwar keine direkten
Auswirkungen auf die inländischen Gewinne, der Export ausländischer
Unternehmen wird jedoch erschwert. Der damit verbundene Anstieg der
ausländischen Durchschnittskosten der Produktion führt zu Verlusten
und Marktaustritt im Ausland. Dieser Rückgang der ausländischen Ge-
samtproduktion bewirkt einen Anstieg des ausländischen Preises und
ermöglicht inländischen Unternehmen höhere Exporterlöse. Zum einen
führen größere Produktionsmengen inländischer Unternehmen sinkende
Durchschnittskosten der Produktion herbei. Zum anderen steigt die
inländische Konsumentenrente infolge gesunkener Inlandspreise. Sind die
kurzfristigen Auswirkungen eines Importzolls bei exogener Marktstruktur
und steigenden Skalenerträgen der Produktion nicht eindeutig bestimmbar
[ Dixit, 1984], so lassen sich durch den Zoll bei endogener Marktstruktur
Wohlfahrts Verbesserungen erzielen.
Während ein Importzoll auf indirektem Weg zu Wohlfahrtsverbesse-
rungen führt, kann mittels einer Exportsubvention direkt auf die Un-
ternehmensgewinne Einfluß genommen werden. Diese Subvention wirkt wie
eine Reduktion der Transportkosten inländischer Firmen, was einen
steigenden Marktanteil inländischer Produzenten im Ausland nach sich
zieht. Da zu den ursprünglichen Gleichgewichtspreisen als Folge der
Im Gegensatz dazu können Brander und Krugman [ 1983] bei exogen
gegebener Anbieterzahl und Preisdifferenzierung keine eindeutige
Wohlfahrtsverbesserung durch den Übergang zu Freihandel feststellen.39
Exportsubvention Gewinne erzielt werden können, kommt es im Inland zu
einem Anstieg der Firmengröße und Markteintritt, während im Ausland
Firmen aus dem Markt ausscheiden. Gleichzeitig steigt die inländische
Konsumentenrente als Folge des Preisrückgangs im Inland. Die inländi-
sche Wohlfahrt steigt, die des Auslands sinkt. Auch im Fall der Ex-
portsubvention gilt somit, daß bei steigenden Skalenerträgen und Preis-
differenzierung zwischen Ländern jede Politik, die den Gewinn der sich
im Markt befindlichen inländischen Unternehmen erhöht und den der
ausländischen Firmen reduziert, wohlfahrtsfördernd wirkt.
3. Einbeziehung multinationaler Unternehmen
In den vorangegangenen Abschnitten wurden die grundlegenden Wir-
kungsweisen nationaler Handels- und Industriepolitik auf die in- und
ausländische Wohlfahrt dargestellt. Dabei wurden Einflüsse auf die in-
ländische Firmengröße und Firmenzahl einbezogen, was die Erfolgsaus-
sichten wohlfahrtsfördernder nationaler Handels- und Industriepolitik,
wie beschrieben, maßgeblich beeinflußt. Die Existenz multinationaler
Unternehmen wie auch die Möglichkeit strategischer ausländischer Direkt-
investitionen wurden jedoch bisher ausgeklammert.
In eine Analyse strategischer Handels- und Industriepolitik sollte
dieser Aspekt internationaler Arbeitsteilung aber integriert werden, da
zum einen Renten, welche durch protektionistische Maßnahmen umgelenkt
werden können, möglicherweise nicht allein dem Inland zugute kommen.
Zum anderen wird durch nationale Handels- und Industriepolitik auf die
Investitionsentscheidungen multinationaler Unternehmen Einfluß genom-
men. Denn Unternehmen können Teile eines mehrstufigen Produktionspro-
zesses wie P&E, Management, Verwaltung etc. räumlich, d. h. auch über
Ländergrenzen hinweg, von der Fertigung trennen.
So muß die Möglichkeit der Entstehung multinationaler Unternehmen
bei der Bewertung der Wirkungsweise strategischer Handels- und Indu-
striepolitik berücksichtigt werden. Denn auf der einen Seite kann stra-
tegische Handels- und Industriepolitik zur Entstehung multinationaler
Unternehmen beitragen, weil die Exportkosten erhöht, aber die Produk-
tionskosten in einem Land reduziert werden. Andererseits reduzieren
sich bei Existenz multinationaler Unternehmen die nationalen Wohlfahrts-40
gewinne strategischer Handels- und Industriepolitik, da ein Teil der
zusätzlichen Renten inländischer Produzenten auf Tochtergesellschaften
ausländischer multinationaler Unternehmen entfällt und, zumindest teil-
weise, ins Ausland transferiert werden kann.
Die Aufteilung der Produktion auf mehrere Länder ermöglicht es
kostenminimierenden Firmen, relative Faktorpreisdifferenzen zwischen
Ländern auszunutzen oder Zölle und Transportkosten zu umgehen.
Diesen Kostenvorteilen internationaler Produktion müssen andererseits
Kosten einer räumlichen Trennung von Produktionsstufen gegenüberge-
stellt werden. Muß von einem Unternehmen beispielsweise F&E betrieben
werden, so kommt es bei räumlich getrennter internationaler Produktion
zu Kosten der Übertragung des technischen Wissens. Ein Vergleich der
internen Kosten der Informationsübertragung mit den Vorteilen multi-
nationaler Produktionsstrukturen kann auf die Entscheidung, ein multina-
tionales Unternehmen zu gründen oder an ausländische Unternehmen
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Lizenzen zu vergeben, maßgeblich Einfluß nehmen.
Im Rahmen einer Analyse strategischer Handels- und Industriepolitik
soll hier nur die Auswirkung von Zöllen auf die ausländischen Direktin-
vestitionen untersucht werden. Die Ergebnisse sind jedoch übertragbar
auf die Auswirkung einer inländischen Exportsubvention. Auch in diesem
Fall nimmt das Land Einfluß auf die Kosten der Multinationalisierung, da
1 Dieser auf Williamson [ 1985] basierende Ansatz der Transaktionskosten
geht ursprünglich auf Coase [ 1937] zurück.
2 In der wirtschaftstheoretischen Literatur finden sich mehrere, teilweise
konkurrierende Ansätze zur Erklärung multinationaler Unternehmen. In
der Analyse von Helpman [ 1984], aber auch Helpman und Krugman
[ 1985, Kap. 12 u. 13] wird die Entstehung multinationaler Unternehmen
durch relative Faktorpreisdifferenzen zwischen Ländern, die mittels
Handel nicht mehr ausgleichbar sind, erklärt. Demgegenüber bezieht
Markusen [ 1984] auch zusätzliche Kosten eines multinationalen Unter-
nehmens in die Analyse ein. Im Gegensatz zu diesen Ansätzen stellt
Hirsch [ 1976] die Auswirkung von Exportkosten auf die Höhe auslän-
discher Direktinvestitionen im Rahmen eines Partialmodells dar. Eine
gute Darstellung des Zollumgehungsarguments als Entstehungsgrund
multinationaler Unternehmen findet sich bei Caves [1982]. Wird in den
bisher genannten Ansätzen nur auf die Entscheidung über Export oder
Verlagerung von Teilen der Produktion ins Ausland eingegangen, so
beziehen Horstman und Markusen 11987] sowie Katz und Shapiro [ 1985]
eine Lizenzvergabe an ausländische Unternehmen als Alternative zu
Direktinvestitionen in die Analyse ein.41
der Export in das Drittland durch inländische Töchter ausländischer
Unternehmen kostengünstiger wird.
Smith [ 1987] stellt das Modell einer sowohl für den heimischen als
auch für den ausländischen Markt produzierenden Firma dar. Diese steht
vor der Entscheidung, entweder zu exportieren oder durch strategische
Investitionen im Ausland einen Teil der Produktion zu verlagern. Es wird
angenommen, die Produktion verlange sowohl firmenspezifische als auch
betriebsspezifische Fixkosten der Herstellung. Bei der Verlagerung von
Produktionsstätten ins Ausland muß ein multinationales Unternehmen
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zusätzliche betriebsspezifische Fixkosten tragen.
Wegen annahmegemäß konstanter Grenzkosten muß die inländische
Firma nur die Exportkosten mit den Kosten ausländischer Direktinvesti-
tionen vergleichen. Die Exportkosten ergeben sich aus den anfallenden
Transportkosten zuzüglich einem Zoll; die Kosten der Direktinvestition
sind nicht rückgängig zu machen (sunk costs). Sind diese Kosten aus-
ländischer Direktinvestitionen niedriger als die Exportkosten, so wird die
inländische Firma einen Teil der Produktion ins Ausland verlagern. Diese
Verlagerung beeinflußt wiederum die Markteintrittsentscheidungen aus-
ländischer Firmen.
Smith stellt das Entscheidungsproblem einer inländischen Firma als
dreistufiges Spiel dar: Auf der ersten Stufe entscheidet die inländische
Firma über strategische Direktinvestitionen im Ausland. Auf der zweiten
kann es zum Markteintritt einer potentiellen ausländischen Firma kommen,
Relative Faktorpreisdifferenzen zwischen Ländern als Entstehungsgrund
multinationaler Unternehmen werden hier nicht in die Analyse einbezo-
gen. Denn zum einen werden Faktormärkte im Rahmen strategischer
Handels- und Industriepolitik kaum berücksichtigt. Zum anderen würde
sich am dargestellten Zollumgehungsargument nichts ändern, wenn
unterschiedliche Faktorpreise zugelassen würden.
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Im Rahmen eines allgemeinen Gleichgewichtsmodells stellt Markusen
[ 1984] die Wohlfahrtswirkungen der sich dadurch einstellenden größe-
ren technischen Effizienz eines multinationalen Unternehmens gegenüber
einem nationalen Unternehmen dar.
Vgl. dazu auch Dixit [1980]. Dort werden die Auswirkungen strategi-
scher Investitionen auf das Märkteintrittsverhalten untersucht.42
worauf auf der letzten Stufe beide Unternehmen simultan die Produk-
tionsentscheidungen treffen.
Erhebt das Inland einen Importzoll, so erhöht dies die Kosten des
Exports der ausländischen Firma. Zollumgehung wird zum Motiv der
Bildung eines multinationalen Unternehmens. In Abhängigkeit von der
Differenz zwischen den Kosten ausländischer Direktinvestitionen und
denen des Exports wird die Produktion auf mehrere Länder aufgeteilt.
Ähnlich wirkt dabei die Subventionierung oder Besteuerung einzelner
Produktionsstufen auf die Bildung multinationaler Unternehmen. Nationale
Maßnahmen beeinflussen jetzt nicht mehr "die Exportkosten, sondern die
Produktionskosten einzelner Fertigungsstufen, was die Gründung eines
multinationalen Unternehmens vorteilhaft erscheinen lassen kann. Die
jeweils subventionierte oder besteuerte Produktionsstufe wird dann von
der kostenminimierenden Firma ins Ausland verlagert. Dadurch wird der
Handlungsspielraum inländischer Handels- und Industriepolitik stark ein-
geschränkt, es sei denn, ausländische multinationale Unternehmen können
von der Förderung ausgeschlossen werden. Die Rentenumlenkung zugun-
sten inländischer Produktion ist nur dann sinnvoll, wenn diese im Inland
anfallenden zusätzlichen Renten rein inländische Wohlfahrtsgewinne nach
sich ziehen und nicht von multinationalen Unternehmen ins Ausland
transferiert werden können.
Gleichzeitig stellt sich potentiellen multinationalen Unternehmen das
Problem der Glaubwürdigkeit inländischer Politik. Denn ein wohlfahrts-
maximierendes Land kann ein Interesse daran haben, wirtschaftspolitische
Maßnahmen nur anzukündigen, um ausländische Direktinvestitionen
anzuziehen. Da ein multinationales Unternehmen einmal getätigte Investi-
tionen nicht rückgängig machen kann (sunk costs), wirkt diese aus-
ländische Direktinvestition als Mobilitätsbarriere. Ein gewinnmaximie-
rendes Unternehmen kann dann einer nachträglich eingeführten auslän-
dischen Besteuerung nicht mehr ausweichen und wird daher auch bei
Wegfall des Kostenvorteils der ausländischen Direktinvestition die in-
ternationale Aufteilung der Produktion beibehalten.
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Durch die Verwendung des Cour not-Konzepts wird die Eindeutigkeit
der strategischen Investitionsentscheidung der inländischen Firma
sichergestellt. Der von Fudenberg und Tirole [ 1984] untersuchte
Einfluß des Wettbewerbsverhaltens auf die Investitionsentscheidung der
inländischen Firma kann so ausgeklammert werden.43
Ein wohlfahrtsmaximierendes Land wird daher versuchen, um Wohl-
fahrtsverluste der Zollumgehung ausländischer multinationaler Unter-
nehmen auszugleichen, diese Marktaustrittsbarriere zu nutzen und mul-
tinationale Firmen zu besteuern. Brander und Spencer [1987] unter-
suchen dieses Phänomen, wobei Arbeitslosigkeit in einem Land eine
glaubwürdige, multinationale Unternehmen begünstigende Politik bewirkt.
In diesem Fall sind die Nachteile, welche einem Land durch Zollumgehung
multinationaler Unternehmen entstehen, geringer, da mit der Direktin-
vestition zusätzliche Arbeitsplätze im Inland geschaffen werden. Die von
ausländischen Unternehmern erhobene optimale Steuer eines wohlfahrts-
maximierenden Landes ist niedriger als ein Importzoll, da die ausländi-
schen Direktinvestitionen positive Wohlfahrtswirkungen einer höheren
Beschäftigung haben. Multinationale Unternehmen werden diese Erwägun-
gen der Politiker in ihr Kalkül einbeziehen. Dadurch werden die Schwie-
rigkeiten einer auf Rentenumlenkung abzielenden Handels- und Indu-
striepolitik größer, wenn im Gastland der Direktinvestitionen Arbeits-
losigkeit herrscht.
Bei Existenz multinationaler Unternehmen stellt sich also stets das
Problem des Rückflusses inländischer Renten zugunsten der auslän-
dischen Besitzer dieser Firmen. Es ist fraglich, ob bei Existenz multi-
nationaler Unternehmen überhaupt eine effiziente Handels- und Indu-
striepolitik mit dem Ziel inländischer Nettowohlfahrtsverbesserungen
betrieben werden kann. Denn es kann nicht sichergestellt werden, daß
Gewinne multinationaler Unternehmen nicht ins Ausland transferiert
werden.
II. Einflußnahme von Unternehmen
Bislang wurde unterstellt, die politischen Entscheidungsträger würden
allein das Ziel der Steigerung der nationalen Wohlfahrt verfolgen, und
sie seien dabei von Interessengruppen unabhängig. Nicht berücksichtigt
wurde die Möglichkeit, daß Unternehmen versuchen, auf die Ausgestal-
tung der nationalen Handels- und Industriepolitik direkt oder indirekt
Einfluß zu nehmen. Sie können einen Anreiz haben, auf die Wahl und
Dosierung wirtschaftspolitischer Instrumente Einfluß zu nehmen oder aber
Produktionsentscheidungen unter Beachtung der sich dann für das Land44
ergebenden optimalen Politik zu treffen. Strategisches Firmenverhalten
oder der Einfluß von Interessengruppen können so unter Umständen zu




Da nicht nur die politischen Entscheidungsträger in den Ländern die
bestehenden Markt-, Wettbewerbs- und _ Nachfragestrukturen kennen,
sondern auch die auf dem Markt befindlichen Unternehmen, ist nicht
auszuschließen, daß diese ihre Kenntnisse in strategische Investitions-
und Unternehmensentscheidungen einfließen lassen. Sind den Unterneh-
men die Bestimmungsfaktoren nationaler wohlfahrtsmaximierender Politik
bekannt und können sie ihre Unternehmenspolitik vor den handeis- und
industriepolitischen Entscheidungen treffen oder ist die von den Ländern
angekündigte Politik nicht glaubwürdig, so können sie sich strategisch
verhalten und durch Festlegung einer bestimmten Firmenpolitik nach-
folgende wirtschaftspolitische Entscheidungen zu ihren Gunsten beein-
flussen. Im Extremfall bedeutet dies, daß die bei Brander und Spencer
[ 1983; 1985] vorgegebene Entscheidungsstruktur "auf den Kopf gestellt"
wird. Die Unternehmen treffen ihre strategischen Entscheidungen unter
Berücksichtigung der daraus resultierenden optimalen nationalen Handels-
und Industriepolitik.
Die von Brander und Spencer [ 1983; 1985] dargestellten Ergebnisse
sollen demnach unter Berücksichtigung dieser veränderten Entschei-
dungsstruktur untersucht werden. Demnach treffen Unternehmen zuerst
ihre Produktionsentscheidungen, während darauffolgend die Länder rea-
In diesem Zusammenhang ist auf die umfangreiche Literatur zum Thema
"freiwillige" Exportbeschränkungen hinzuweisen; vergleiche dazu
beispielsweise Harris [1985] und Krishna [1989], aber auch Dinopoulos,
Kreinin [1989], Rodriguez [1979] und Santoni, van Cott [1980]. Sich
strategisch verhaltende Firmen haben möglicherweise einen Anreiz, Ex-
porte in ein Land freiwillig zu beschränken, um so die Gefahr der
Einführung von Importbarrieren im Ausland zu mindern. Andererseits
kann auch der Druck von Interessengruppen zu "freiwilligen" Export-
beschränkungsabkommen zwischen Ländern führen. Dabei handelt es
sich eben nicht um strategische Handels- und Industriepolitik, da sich
nicht Länder, sondern Unternehmen oder Interessengruppen strate-
gisch verhalten, um ihre Gewinne zu maximieren.45
gieren. Dixit und Kyle [ 1985] stellen in diesem Kontext ein einfaches
Partialmodell vor, in welchem eine inländische Firma über den Markt-
eintritt in ein internationales Duopol entscheidet. In der Ausgangslage
beliefert ein ausländischer Monopolist beide Länder, während eine inlän-
dische Firma über ihren potentiellen Markteintritt entscheidet. Dieser ist
mit Kosten des Markteintritts (sunk costs), welche die schon im Markt
befindliche Firma nicht mehr tragen muß, verbunden, wobei annahme-
gemäß beide Unternehmen bei konstanten Durchschnittskosten produzie-
ren.
Nach der Markteintrittsentscheidung der inländischen Firma wird in
beiden Ländern die optimale wohlfahrtsmaximierende Politik festgelegt.
Diese hängt nun, im Gegensatz zu Brander und Spencer [1983; 1985],
von der vorangegangenen Firmenentscheidung ab. Dixit und Kyle [ 1985]
betrachten, am Beispiel des Wettbewerbs zwischen Boeing und Airbus,
ausschließlich den Fall, in welchem die beiden wohlfahrtsmaximierenden
Länder zwischen vollkommener Protektion, d. h. Autarkie, und Freihandel
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wählen können. Beschließt die inländische Firma, nicht in den Markt
einzutreten, so ist Freihandel sowohl für das Inland als auch für das
Ausland optimal. Im Fall des ausländischen Monopols braucht inländische
Protektion nicht berücksichtigt zu werden, da eine solche Entscheidung
wegen des Verlusts inländischer Konsumentenrente irrational wäre.
Bei Markteintritt können beide Länder zwischen Freihandel und voll-
kommener Protektion wählen. Freihandel führt wegen der im Vergleich
zum Monopol geringeren Marktmacht der Duopolisten zu einem Anstieg
der inländischen Konsumentenrente. Während die Produzentenrente im
Inland steigt, reduziert sich diese wegen des Verlusts der Monopol -
Situation im Ausland. Unterbindet ein Land dagegen sämtliche Importe
und unterstützt so den inländischen Produzenten, steigt im Vergleich
zum Freihandel die inländische Produzentenrente, während andererseits
die inländische Konsumentenrente zurückgeht. Wenn der Zuwachs an Pro-
Dixit und Kyle [ 1985] untersuchen die Verhinderung von Markteintritt
einer inländischen Firma durch den ausländischen Monopolisten nicht.
Dixit [ 1980] zeigt dagegen, wie eine Firma durch strategische Investi-
tionen den Markteintritt eines potentiellen Konkurrenten verhindern
kann.
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Die folgende Argumentation ließe sich jedoch auch auf andere Politik-
maßnahmen anwenden.46
duzentenrente den Rückgang an Konsumentenrente zumindest kompen-
sieren kann, wird Protektion befürwortet. Das ist immer dann der Fall,
wenn im Duopol die Produzentenrente in einem Land stark sinkt, die
Konsumentenrente dagegen nur in geringem Umfang zunimmt.
In der von Dixit und Kyle [ 1985] vorgestellten Analyse können sich
dementsprechend vier Politikkombinationen im Zuge nationaler Wohlfahrts-
maximierung beider Länder ergeben. Welche Kombination gewählt wird,
hängt ab von den Angebots- und Nachfragebedingungen, welche die
Entwicklung der Produzenten- und Konsumentenrente in beiden Ländern
determiniert. Unterschiedliche Reaktionen - auf Markteintritt der inlän-
dischen Firma sind aber nur bei abweichenden Angebots- oder Nachfra-
gebedingungen der beiden Länder zu erwarten. Sind beide Länder iden-
tisch, so werden sie auch bei Markteintritt einer inländischen Firma
gleich handeln.
Da das inländische, potentiell in den Markt eintretende Unternehmen
die wohlfahrtsmaximierenden Strategien beider Länder kennt, bezieht es
diese in seine Markteintrittsentscheidung mit ein. Es lassen sich dann
Situationen vorstellen, in welchen Markteintritt stattfindet, obwohl dabei
"sunk costs" entstehen, die bei Freihandel und Konkurrenz mit dem
ausländischen Unternehmen Markteintritt verhindert hätten. Die Ver-
kaufserlöse würden bei Freihandel nicht zur Deckung der Produktions-
und Markteintrittskosten ausreichen. Wird jedoch der Inlandsmarkt vor
ausländischer Konkurrenz abgeschirmt, kann das inländische Unterneh-
men Gewinne erzielen.
Infolge des Markteintritts lassen sich dann zwei Wohlfahrtswirkungen
feststellen: Einerseits sinkt die ausländische Wohlfahrt, während ande-
rerseits die des Inlands steigt. Der Betrag des Anstiegs der inländischen
Produzentenrente ist aber wegen der Markteintrittskosten kleiner als die
Einbuße an ausländischer Wohlfahrt. Da im Vergleich zur ausländischen
Monopolsituation bei konstanten Durchschnittskosten und vollständiger
Protektion im Inland die Summe der Produzentenrenten beider Länder
sinkt und die Konsumentenrenten konstant bleiben, geht auch die Welt-
wohlfahrt zurück.
Markteintritt der inländischen Firma führt in diesem Fall zwar zu
Rentenumlenkung zugunsten des Inlands, ist jedoch auch mit Kosten
verbunden. Diese stellen Kosten ineffizienten Markteintritts dar und
führen zu einer Reduzierung der Weltwohlfahrt. Da die inländische Firma47
noch vor der Festlegung der inländischen Wirtschaftspolitik in den Markt
eintreten kann, ist es für das Land sinnvoll, dieses Unternehmen im
Sinne von Brander und Spencer [1983; 1985] vor ausländischer Konkur-
renz zu schützen, um so Renten umzulenken. Da jedoch in die Wohl-
fahrtsanalyse auch die Markteintrittskosten einbezogen werden, verliert
das Land infolge ineffizienten Markteintritts. Beide Länder befinden sich
in einem Gefangenendilemma, da sie bei frühzeitiger, glaubwürdiger
Festlegung auf Protektions verzieht im Inland und Aufteilung der auslän-
dischen Monopolrenten ineffizienten Markteintritt verhindern könnten
[vgl. dazu auch Krugman, 1989, S. 1206 f.]. Es stellt sich jedoch die
Frage, inwieweit Länder in der Lage sind, sich auf eine solche Politik
festzulegen. Denn eine solche Politik würde eine Besteuerung der aus-
ländischen Monopolisten bei gleichzeitigen ausländischen Transferzah-
lungen an das Inland bedeuten.
2. Einflußnahme von Interessengruppen
Neben der Möglichkeit, im Rahmen strategischen Firmenverhaltens indi-
rekt Einfluß auf wirtschaftspolitische Entscheidungen zu nehmen, bieten
sich für Unternehmen auch direkte Einflußmöglichkeiten. Mittels Interes-
sengruppen können sie versuchen, wirtschaftspolitische Entscheidungen,
und dadurch die eigenen Gewinne, in ihrem Sinn zu beeinflussen.
In Modellen der politischen Ökonomie wird üblicherweise angenommen,
Interessengruppen und Lobbies versuchten, Protektionsmaßnahmen zu
erwirken, um so Renten der die Lobby bildenden Produktionsfaktoren zu
maximieren. In einer solchen Darstellung steigen, basierend auf dem
Stolper-Samuelson-Theorem, bei Protektion eines Gutes die Renten des
bei der Produktion intensiv genutzten Faktors relativ zu denen des
weniger intensiv genutzten Faktors. Dieser hier beschriebene Zusam-
menhang hat jedoch für eine Analyse von Lobbytätigkeit und strategi-
schem Verhalten bei unvollkommener Konkurrenz keine Bedeutung. Denn
üblicherweise werden in den Ansätzen strategischer Handels- und In-
dustriepolitik Sektoren betrachtet, welche sich von den übrigen Sektoren
Ein solches Modell wird beispielsweise bei Magee et al. [ 1989, S. 123
ff. ] beschrieben; eine entsprechende formale Darstellung findet sich
ebenda im mathematischen Appendix S. 299 ff.48
nicht durch relativ intensiven Einsatz eines bestimmten Produktions -
faktors, sondern durch das Vorliegen steigender Skalenerträge unter-
scheiden.
Der Einfluß von Interessengruppen bei unvollkommener Konkurrenz
auf internationalen Märkten wird bei Bietschacher [1991] im Rahmen eines
einfachen Partialmodells untersucht. Darin wird nicht auf Probleme der
Bildung von Lobbies und politischen Entscheidungen, sondern auf ihre
Auswirkungen auf internationale Produktionsmengen und die Handels-
und Industriepolitik abgezielt. Ähnlich wie in den Modellen von Brander
und Spencer [1983; 1985] wird der Markt-für ein von jeweils einer in-
ländischen und einer ausländischen Firma produziertes homogenes Gut
betrachtet, wobei auf die Einbeziehung heimischen Konsums verzichtet
wird. Annahmegemäß haben beide Duopolisten die Möglichkeit, eine Lobby
zu unterhalten, um ihre Interessen im politischen Prozeß durchzusetzen.
Sie können so auf die Höhe einer Stücksubvention im jeweiligen Land
Einfluß nehmen.
Bei den Unternehmen fallen aber Kosten der Einflußnahme an, welche
mit der Höhe der Stücksubvention ansteigen. Andererseits hängen,
annahmegemäß, diese Kosten der Lobby in der dargestellten Analyse aber
auch vom Widerstand der Politiker gegen eine Subventionsgewährung ab.
Denn die politischen Entscheidungsträger werden den Aktivitäten der
Firma Widerstand entgegensetzen, da die Subventionsgewährung mit
Steuererhöhungen verbunden ist, welche ihre Wiederwahlchancen redu-
zieren.
Hat nur die inländische Firma die Möglichkeit zur Einflußnahme, d. h. ,
der politische Widerstand gegen die Lobbytätigkeit - ist im Ausland so
groß, daß keine Einflußnahme sinnvoll ist, so wird sie versuchen, die
Lobby zur Verbesserung ihrer Marktposition im internationalen Duopol
einzusetzen. Beide Firmen verhalten sich als Cournot-Mengenanpasser,
wobei das inländische Unternehmen neben der eigenen Produktionsmenge
auch den Lobbyeinsatz festlegen kann. Dem Ertrag der Lobbytätigkeit,
d.h. der mit steigender Produktionsmenge ansteigenden Subventions-
zahlung, stehen mit der Höhe der erzielten Stücksubvention steigende
Kosten der Einflußnahme gegenüber. Die sich so einstellende, für das
Unternehmen gewinnmaximierende Produktionssubvention steigt dann mit
der im Inland produzierten Gleichgewichtsmenge. Die Produktionsent -49
Scheidung bestimmt gleichzeitig den optimalen Lobbyeinsatz und damit
auch die Höhe der inländischen Stücksubvention.
Diese mit der inländischen Produktionsmenge steigende Stücksubven-
tion bewirkt eine Drehung der inländischen Reaktionsfunktion (R.(Y ))
nach außen (Schaubild 11). Im Vergleich zum Cournot-Nash-Gleichge-
wicht ohne Lobby tätig keit (C) produziert die inländische Firma im neuen
Gleichgewicht mit inländischer Lobbytätigkeit (L) mehr und erzielt höhere
Unternehmensgewinne. Diese setzen sich aus den Renten der Lobbytätig-
keit und der Rentenumlenkung aufgrund der durch die Subvention
erzielten Verbesserung der Marktposition der inländischen Firma zusam-
men. Während die inländische Firma bei Lobbytätigkeit gewinnt, verliert
das ausländische Unternehmen.
Schaubild 11 - Die Auswirkung inländischer Lobby tätig keit auf das
Marktergebnis des internationalen Duopols
Wird nicht der Unternehmensgewinn (TT), sondern die Entwicklung der
inländischen Wohlfahrt (TT ) infolge der Subventionsgewährung betrach-
tet, so zeigt sich, daß in diesem Fall höherer Unternehmensgewinn allein
keine ausreichende Bedingung für inländische Wohlfahrtsverbesserungen
darstellt (Schaubild 12). Denn der höhere Unternehmensgewinn setzt sich
einerseits aus den direkten Erträgen der Lobbytätigkeit, d. h. der Sub-
ventionszahlung abzüglich der Lobbykosten, andererseits aus den indi-
rekten Erträgen einer verbesserten Marktposition zusammen. Betrachtet
man die inländische Nettowohlfahrt, so muß von den Unter nehmer gewin-50
Schaubild 12 - Mögliche inländische Wohlfahrtsverschlechterung durch
Lobbytätigkeit der inländischen Firma
nen die vom Staat geleistete Subventionszahlung abgezogen werden.
Positive Wohlfahrtswirkungen stellen sich nur dann ein, wenn die Vor-
teile der gegenüber dem ausländischen Konkurrenten verbesserten Markt -
Position die Kosten der Lobbytätigkeit überwiegen. Ist dies nicht der
Fall, verliert das Inland aufgrund der Lobbytätigkeit, obwohl die Ein-
flußnahme auf die Subventionshöhe für das inländische Unternehmen
gewinnmaximierend ist.
Im Gegensatz zur Darstellung von Brander und Spencer [ 1983; 1985]
kann es auch bei einseitiger Subventionierung inländischer Produktion
aufgrund der Lobbykosten zu negativen Wohlfahrtswirkungen kommen,
obwohl die Einflußnahme für das gewinnmaximierende inländische Unter-
nehmen rational ist. Dabei ist aber nicht von einem Versagen inlän-
discher Politik zu sprechen, da diese hier nicht der Entscheidungsträger
ist, sondern, ähnlich dem Fall strategischen Firmen Verhaltens, das
inländische Unternehmen, welches über seinen Lobbyeinsatz die inlän-
dische Politik steuern kann.
In Schaubild 12 ist der Unternehmensgewinn und die inländische Netto-
wohlfahrt vor Lobbytätigkeit auf Null normiert. Durch die Lobbytä-
tigkeit verändert sich der Gewinn der inländischen Firma (ir) auf die
inländische Nettowohlfahrt (TT ). Im dargestellten Fall gewinnt die
inländische Firma, aber die inländische Nettowohlfahrt geht zurück.51
Hat nicht nur das inländische, sondern auch das ausländische Unter-
nehmen die Möglichkeit, n.uf die Höhe der Subventionszahlung Einfluß zu
nehmen, so steigt aufgrund der sich einstellenden Produktionssubven-
tionen die Herstellungsmenge beider Länder.
Anhand einer Untersuchung des Verlaufs der das neue Gleichgewicht
(L) schneidenden Isogewinnlinie läßt sich die Gewinnentwicklung der
Unternehmen bei Lobby tätig keit darstellen (Schaubild 13). Je niedriger
die Isogewinnlinien verlaufen, desto höher ist der Gewinn des inländi-
schen Duopolisten. Ein Unternehmen verbessert sich infolge der Lobby-
tätigkeit, sofern die das Lobbygleichgewicht (L) schneidende Isogewinn-
linie unterhalb der das alte Gleichgewicht (C) schneidenden Isogewinn-
linie verläuft. Dementsprechend ist die Wahrscheinlichkeit für eine Ver-
schlechterung der Unternehmensgewinne um so größer, je flacher die
entsprechenden Isogewinnlinien (Io'> !•/) verlaufen. Dann befinden sich
beide Firmen in einem Gefangenendilemma, da ein einseitiger Verzicht auf
Einflußnahme zu weiteren Verlusten führen würde. Sind die betrachteten
Isogewinnlinien dagegen stark gekrümmt (I„, I..), so schneidet eine
höher liegende Isogewinnlinie (I_) das ursprüngliche Gleichgewicht (C).
Im betrachteten symmetrischen Fall können sich dann beide Unternehmen
durch Lobbytätigkeit besser stellen. Bei annahmegemäß identischen
Schaubild 13 - Marktergebnis und Firmenentwicklung der Duopolisten bei
Lobbytätigkeit im In- und Ausland
Ynt
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Lobby- und Produktionskosten der beiden Firmen läßt sich demnach bei
einem Vergleich des Gleichgewichts bei Lobbytätigkeit (L) mit dem Cour-
not-Nash-Ergebnis ohne Unternehmenseinfluß (C) keine eindeutige Ent-
wicklung der Unternehmensgewinne feststellen. Andererseits sinkt die,
von den Unternehmen nicht beachtete, Nettowohlfahrt beider Länder im
Zuge der Subventionsgewährung, da keine Vorteile durch Rentenumlen-
kung vom Ausland auf das Inland, jedoch Kosten der Lobbytätigkeit
anfallen.
Die Krümmungseigenschaften der Isogewinnlinien lassen sich in Ab-
hängigkeit von den Kurveneigenschaften der Produktions- und Lobby-
kosten darstellen. Die Isogewinnlinien sind um so stärker gekrümmt, je
stärker sich die Grenzkosten der Produktion bzw. der Lobbytätigkeit bei
einer Ausweitung der Herstellungsmenge bzw. der Einflußnahme des
Unternehmens verändern. Ändern sich die Grenzkosten der Produktion
und der Lobbytätigkeit bei einer Veränderung der Produktionsmenge
stark, so ist um so eher zu erwarten, daß beide Firmen auch bei beid-
seitiger Lobby tätig keit und darauf folgender Subventionierung der Pro-
duktion gewinnen.
Werden die inländische und die ausländische Firma subventioniert, so
ist also nicht unbedingt damit zu rechnen, daß sich beide Unternehmen
in einem Gefangenendilemma befinden. Nur dann aber haben sie einen
Anreiz, über einen beiderseitigen Verzicht auf Lobbytätigkeit zu verhan-
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dein. Tun sie dies nicht, sind positive Stücksubventionen in beiden
Ländern zu erwarten, welche zwar die inländische und die ausländische
Firma besser stellen, gleichzeitig aber auch zu Wohlfahrtseinbußen in
beiden Ländern führen.
Da von linear sinkenden Preis-Absatz-Funktionen ausgegangen wird,
bleiben Auswirkungen unterschiedlicher Nachfrageeigenschaften unbe-
rücksichtigt.
2 Eine Erhöhung des Widerstands der Politiker gegen die Einflußnahme
der Unternehmen und damit verbundene Wohlfahrtseinbußen ist nicht
zu erwarten. Da die Höhe der Subventionierung der Industrie nur
einen geringen Anteil an der Gesamtproduktion eines Landes darstellt,
ist nicht mit der Bildung einer Gegenlobby zu rechnen, die die Ent-
scheidungsträger unter Druck setzt.53
IM. Bedeutung der Ansätze strategischer Handels- und Industriepolitik
Die hier vorgestellte Synthese von Ansätzen aus Bereichen der Indu-
strieökonomik und des Außenhandels ermöglicht eine Untersuchung von
im Rahmen der traditionellen Außenhandels theorie kaum darstellbaren
Handelsmustern. Die Einbeziehung von Oligopol- und Spieltheorie in die
Analyse internationalen Handels erlaubt zum einen eine Erklärung intra-
industriellen Handels und zeigt zum anderen Möglichkeiten auf, im Rah-
men strategischer Handels- und Industriepolitik Wohlfahrtsverbesserun-
gen zu erzielen.
So liefern Ansätze der neuen Außenhandelstheorie auch kleinen Län-
dern Argumente gegen Freihandel in bestimmten Sektoren bei internatio-
nal oligopolistischen Märkten. Protektionistische Handelspolitik kann
einerseits mit dem Ziel der Abschöpfung ausländischer Monopolrenten,
andererseits mit der Absicht der Rentenumlenkung zugunsten inlän-
discher Oligopolisten initiiert werden. Sofern Markteintritt und Markt-
austritt möglich ist, kann ein Land versuchen, auf die inländische Fir-
mengröße und die Durchschnittskosten der Produktion oder aber auf die
inländische Firmenzahl Einfluß zu nehmen.
Angesichts der Vielzahl teilweise konkurrierender Ansätze zur Be-
stimmung wohlfahrtsfördernder protektionis tischer Handels- und Indu-
striepolitik stellt sich die Frage nach der Bedeutung dieser Untersuchun-
gen. Dabei ist jedoch nicht nur der normative, sondern auch der posi-
tive Gehalt der Modelle neuerer Außenhandelstheorien zu beachten. Im
Rahmen einer rein positiven Analyse kommt diesen Ansätzen große Be-
deutung zu. Denn wichtige Wettbewerbselemente werden in die Handels-
theorie integriert, und eine ökonomische Analyse von in traditionellen
Ansätzen nicht darstellbaren Handelsstrukturen wird ermöglicht.
Bei Vorliegen steigender Skalenerträge läßt sich nicht nur intrasek-
toraler Handel erklären. Die Einbeziehung der Oligopoltheorie und von
damit verbundenem strategischem Verhalten von Firmen und Ländern in
die handelstheoretische Literatur läßt auch eine bessere Darstellung
international oligopolistischen Wettbewerbs zu. Neben diesen Erkennt-
nissen kann aber auch die Einführung handelspolitischer Instrumente als
Folge strategischen Firmenverhaltens oder aber des Einflusses von In-
teressengruppen dargestellt werden. Dadurch lassen sich eine Vielzahl54
spezieller Phänomene internationalen Handels erklären, welche die tradi-
tionelle Handelstheorie nur ungenügend darstellen konnte.
Die hier vorgestellten Ansätze finden jedoch nicht so sehr wegen
ihres handelstheoretischen Erklärungsgehalts, sondern aufgrund der
daraus resultierenden wohlfahrtsfördernden optimalen Handelspolitik eines
Landes große Beachtung. Im Gegensatz zur traditionellen Theorie lassen
sich im Rahmen strategischer Handels- und Industriepolitik vermeintlich
starke Argumente für Protektion bei international oligopolistischen Indu-
strien finden. So kann der Schutz oder die Förderung inländischer
Oligopolisten neben einer Verbesserung der terms of trade auch positive
Wohlfahrtseffekte der Rentenumlenkung oder kostengünstigerer inländi-
scher Produktion nach sich ziehen.
Zu beachten ist jedoch, daß in vielen Ansätzen strategischer Handels-
und Industriepolitik teilweise sehr spezielle Annahmen über die Markt -
Struktur oder das Wettbewerbsverhalten getroffen, mögliche ausländische
Reaktionen auf inländische Protektion meist jedoch nicht berücksichtigt
werden. Wird die ausländische Reaktion einbezogen, erscheint die Mög-
lichkeit, Wohlfahrtsgewinne auf Kosten des Auslands zu erzielen, frag-
lich. Sofern das Ausland auf inländischen Protektionismus bestmöglich mit
Handelsbeschränkungen reagiert, besteht die große Gefahr von Handels-
konflikten, welche beide Länder schlechter stellen.
Dixit [ 1988a] und Collie [ 1990] beispielsweise untersuchen optimale
Strategien des Auslands bei Einführung inländischer Exportsubventionen.
Bei unvollkommener Konkurrenz und inländischer Produktionsförderung
ist ein, zumindest teilweiser, Ausgleich mittels Importzoll für das Aus-
land optimal. Es besteht eine starke Tendenz, auf eine inländische
unternehmensfördernde Industrie- und Handelspolitik mit protektionisti-
2
sehen Maßnahmen zu antworten.
Die Möglichkeit der ausländischen Reaktion auf eine inländische Han-
dels- und Industriepolitik führt aber auch zu einer sinkenden Glaubwür-
Diese Ansicht wird beispielsweise von Grossman [ 1986] oder Bhagwati
[ 1988] vertreten.
o
Gasiorek et al. [ 1989] untersuchen anhand von Fallbeispielen Auswir-
kungen ausländischer Handelsbeschränkungen auf die optimale inlän-
dische Politik. Sie zeigen, daß bei ausländischer Reaktion zwar be-
stimmte Gruppen Vorteile aus der Protektion ziehen, daß Wohlfahrts-
verbesserungen beider Länder jedoch nicht zu erwarten sind.55
digkeit der eingeschlagenen PolitikmaBnahmen. Denn eine langfristige
Unterstützung inländischer Unternehmen dürfte wegen der erwarteten
Nettowohlfahrtsverluste bei ausländischer Reaktion kaum hingenommen
werden. Karp und Perloff [ 1990] untersuchen anhand eines dynamischen
Oligopolmodells Möglichkeiten der strategischen Einflußnahme auf das
Marktergebnis einer Industrie. Sofern der Zeitraum, in welchem Han-
dels- und Industriepolitik betrieben werden kann, kleiner als der Pro-
duktions- und Entscheidungszeitraum inländischer Unternehmen ist,
reduzieren sich die Möglichkeiten, Wohlfahrtsverbesserungen zu erzie-
len.
Neben der Gefahr der ausländischen Reaktion, die die Erfolgsaussich-
ten inländischer Handels- und Industriepolitik verringert, stellt sich ein
großes Informationsproblem bei der Bestimmung optimaler Politik. Denn
einerseits müssen erfolgversprechende Industrien identifiziert, anderer-
seits optimale Instrumente und deren Dosierung bestimmt werden.
Gleichzeitig werden Informationen über Produktionstechnologien, Wettbe-
werbsverhalten, Interdependenzen von Industrien [vgl. dazu auch Oku-
no-Fujiwara, 1988] und Marktstruktur eines Sektors benötigt. Zusätzlich
müssen Auswirkungen auf andere Sektoren im Rahmen allgemein-gleich-
gewichtstheoretischer Überlegungen untersucht werden.
Vgl. dazu auch Maskin, Tirole [1987] oder Freshtman, Kamien [1987].
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In einem weiteren Ansatz untersuchen Karp und Perloff [ 1991] die
Möglichkeit, die Subventionierung von Anpassungskosten als Substitut
zur Handelspolitik einzusetzen, um ausländische Reaktionen zu vermei-
den. Bei einer Subventionierung von Anpassungskosten inländischer
Unternehmen wird die Gefahr ausländischer Reaktionen als gering
erachtet. Es wird gezeigt, daß die Besteuerung und nicht die Subven-
tionierung von Anpassungskosten inländischer Unternehmen wohl-
fahrtsfördernd ist. Denn dadurch wird die Glaubwürdigkeit inlän-
discher Produktion und damit die Marktmacht inländischer Unternehmen
erhöht.
In diesem Zusammenhang ist beispielsweise auf einen Ansatz von Athu-
korala und Riedel [1991] zu verweisen. Sie untersuchten die "Kleines-
Land-Hypothese" am Beispiel des südkoreanischen Maschinenbaus,
indem sie den Zusammenhang zwischen Weltmarktpreis und Produktions-
menge dieses Sektors analysieren.
Vgl. dazu beispielsweise die Untersuchung von Harris [1984]. Unvoll-
kommene Konkurrenz wird darin in ein angewandtes allgemeines Gleich-
gewichtsmodell eines kleinen Landes integriert.56
Angesichts der Vielzahl und des Umfangs der benötigten Informationen
erscheint es fraglich, ob ein optimaler Instrumenteneinsatz überhaupt
möglich ist. Die Gefahr, Wohlfahrtseinbußen als Folge falsch dosierter
Handels- und Industriepolitik zu erleiden, läßt sich nicht von der Hand
weisen. Ist man dagegen in der Lage, die Angebots- und Nachfragebe-
dingungen sowie die Rückwirkungen auf andere Bereiche der Wirtschaft
eines Landes genau abzuschätzen, so lassen sich möglicherweise Indu-
striezweige identifizieren, in denen strategische Handels- und Indu-
striepolitik mit Aussicht auf Erfolg betrieben werden können. Dabei stellt
sich jedoch weiterhin das Problem, Wohlfahrtsverluste als Folge auslän-
discher Reaktion zu erleiden, was den Schluß nahelegt, es sei besser,
auf solche Politiken ganz zu verzichten. Freihandel wäre bei international
oligopolistischen Märkten zwar nicht die bestmögliche Politik, ist jedoch
Instrumenten strategischer Handels- und Industriepolitik aus Gründen
der Anwendbarkeit, aber auch der Gefahr, Wohlfahrtseinbußen bei
ausländischer Reaktion zu erleiden, vorzuziehen.57
C. Branchenanalysen
Drei Branchen stehen gegenwärtig im Brennpunkt der industriepoliti-
schen Diskussion: der Flugzeugbau, die Mikroelektronik und der Auto-
mobilbau.
- Im Flugzeugbau hat sich der seit langem anhaltende Streit um die
Airbus-Subventionen mit der Klage der US-Regierung vor dem GATT
spürbar verschärft.
- In der Mikroelektronik ist mit JESSI ein Förderprogramm aufgelegt
worden, das sowohl von der Zielsetzung als auch vom Fördervolumen
her weit über frühere Programme hinausgeht.
- Im Automobilbau ist mit dem Abkommen zwischen der EG und Japan ein
Schlußstrich unter jahrzehntelange Auseinandersetzungen gezogen und
zumindest für die Zeit nach 1999 der Weg zum Freihandel eröffnet
worden.
Diesen drei Branchen wird eine Schlüsselrolle in der industriellen
Entwicklung ganzer Volkswirtschaften beigemessen, wobei der Flugzeug-
bau und die Mikroelektronik als wichtige Technologielieferanten gelten
und der Automobilbau mit seinen vielfältigen Lieferverflechtungen selbst
bereits einen beträchtlichen Teil des industriellen Sektors ausmacht. Da
die Marktstrukturen und die Wettbewerbs Verhältnisse in den drei Bran-
chen recht deutlich voneinander abweichen, bietet sich zugleich die
Möglichkeit, die Wirkungsweise strategischer Handels- und Industriepo-
litik unter unterschiedlichen Bedingungen zu analysieren.
Um den Stellenwert dieser Branchen im gesamten Spektrum handels-
und industriepolitischer Maßnahmen zu verdeutlichen, soll zunächst
einmal ein Überblick gegeben werden über die Industriepolitik wichtiger
OECD-Länder sowie über mögliche Trendänderungen in den Zielsetzungen
und der Ausgestaltung dieser Politik.
I. Industriepolitische Maßnahmen der OECD-Länder im Überblick
1. Kurswechsel in der Industriepolitik
In den vergangenen Jahren ist die industriepolitische Diskussion kräftig
in Bewegung geraten, und zwar sowohl von der theoretischen als auch
von der politischen Seite her:58
- In der Auflenhandelstheorie ist - wie im vorangegangenen Kapitel
dargelegt - seit den frühen achtziger Jahren mit verschiedenen Model-
len gezeigt worden, daß Protektion unter bestimmten Bedingungen auch
dann wohlfahrtssteigernd wirken kann, wenn nach der klassischen
Außenhandelstheorie das Gegenteil zu erwarten wäre. Die Argumente,
mit denen industriepolitische Maßnahmen theoretisch begründet werden
können, sind damit zahlreicher als früher.
- In der Wirtschaftspolitik mehrerer wichtiger Industrieländer ist es
dagegen in den vergangenen Jahren zu einem Kurswechsel gekommen,
der ein Zurückdrängen des Staatseinflusses sowohl auf der Makro- als
auch auf der Mikroebene zum Ziel hatte. Die Amtsübernahmen von
Margaret Thatcher im Vereinigten Königreich, Ronald Reagan in den
Vereinigten Staaten und Helmut Kohl in der Bundesrepublik signalisier-
ten auch im industriepolitischen Bereich eine Abkehr von interventio-
nistischen Konzepten. Dabei ging der Kurswechsel weit über Partei-
grenzen hinweg, denn in Ländern wie Frankreich, Italien oder Spanien
wird seit den achtziger Jahren ebenfalls intensiver über den Abbau
von Staatsverschuldung und Subventionen, über Deregulierung und
Privatisierung diskutiert als in früheren Jahren.
Wie sich diese beiden gegenläufigen Strömungen auf die Intensität
industriepolitischer Maßnahmen ausgewirkt haben, ist nicht leicht zu
beantworten, da sich die Protektionswirkungen der gesamten Industriepo-
litik nur schwer quantifizieren lassen. Im Bereich der Außenhandelspoli-
tik beispielsweise ist zwar unumstritten, daß die Zollprotektion seit
vielen Jahren schon rückläufig ist, doch dafür nimmt die nichttarifäre
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Protektion offenbar zu. Im Bereich der Subventionspolitik wird das
Urteil ebenfalls durch unvollständige und teilweise widersprüchliche
statistische Informationen erschwert.
Eine ausführliche Diskussion der "konservativen Revolution" findet sich
in den Beiträgen zu Economic Policy [1987].
Für einen allgemeinen Überblick vgl. z.B. Bhagwati [1988]. Eine
detaillierte Analyse für die Bundesrepublik geben Weiss et al. [1988].
Zu den konzeptionellen Problemen bei der Quantifizierung von Subven-
tionen vgl. Bruce [1990] und Jüttemeier [1984]. Zur Industriepolitik
ausgewählter Industrieländer vgl. Soltwedel et al. [1988] und Härtel et
al. [1986].59
Eine umfassende Bestandsaufnahme staatlicher Subventionen gibt es
letztlich nur für ein einziges OECD-Land, und zwar die Bundesrepublik.
Im Rahmen der Strukturberichterstattung ist hier in Zusammenarbeit
mehrerer Forschungsinstitute umfangreiches Quellenmaterial ausgewertet
worden, um das Ausmaß der Subventionierung möglichst vollständig er-
fassen zu können. Dabei hat sich gezeigt, daß die offiziellen Angaben in
den Subventionsberichten der Bundesregierung nicht nur unvollständig
sind, sondern darüber hinaus ein falsches Bild von der Entwicklung im
Zeitablauf vermitteln (Tabelle 1).
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Quelle: Ford, Suyker [1990]; EG-Kommission [a; b]; Klodt, Schmidt et
al. [1989].60
Auch die EG-Kommission versucht, die Subventionspolitik in den
Mitgliedsländern systematisch zu erfassen. Mittlerweile hat sie zwei
Beihilfeberichte vorgelegt, in denen die Subventionspolitik für die Jahre
von 1981 bis 1988 analysiert wird [EG-Kommission, a; b]. Der Vergleich
mit den Daten aus der Strukturberichterstattung zeigt, daß es der
EG-Kommission offenbar nur unvollständig gelungen ist, das Subven-
tionsvolumen zu erfassen. Andererseits ist mit den Beihilfeberichten
erstmals überhaupt eine Datenbasis geschaffen worden, um internationale
Vergleiche der Subventionsstrukturen durchführen zu können.
Auf aggregiertem Niveau werden die Subventionen auch in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) ausgewiesen. Ihr Erfassungs-
grad ist aber noch niedriger als bei den Beihilfeberichten der Kommis-
sion. Dies liegt vor allem daran, daß nach dem VGR-Konzept nur die
Finanzhilfen zu den Subventionen zählen, Steuervergünstigungen dage-
gen nicht. Andererseits stellen die VGR-Daten für einige Länder (etwa
für die Vereinigten Staaten und Japan) die einzig verfügbare Infor-
mationsquelle über die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Subventions-
2
politik dar. Außerdem ist es nur mit Hilfe der VGR-Daten möglich, die
längerfristige Entwicklung der Subventionspolitik im internationalen
Vergleich darzustellen.
Ein derartiger Vergleich zeigt, daß der Subventionsgrad in den
Vereinigten Staaten und Japan sowohl in den siebziger als auch den
achtziger Jahren stets niedriger war als in den meisten anderen Ländern
und daß er in diesen Ländern im Zeitablauf weitgehend unverändert
In der Strukturberichterstattung werden die Subventionen für den
Unternehmenssektor (ohne WohnungsVermietung) in der Bundesrepublik
für 1986 mit 95,8 Mrd. DM ausgewiesen [ Klodt, Schmidt et al., 1989,
S. 140], so daß die EG-Kommission, die für 1986-1988 ein durch-
schnittliches Volumen von 59,0 Mrd. DM ausweist, demnach rund zwei
Drittel aller Subventionen in diesem Bereich erfaßt hat. Deacon [ 1990]
weist allerdings zu Recht darauf hin, daß der Subventionsbegriff der
EG enger ist als der anderer Institutionen, da es bei den Beihilfen
nach Art. 92 EWGV nur um Begünstigungen für Unternehmen geht.
Außerdem bleiben die von der EG selbst gewährten Beihilfen außer
Betracht; sie haben aber bislang im Vergleich zu den nationalen Bei-
hilfen ohnehin nur ein geringes Gewicht.
o
Über die hier genannten Quellen hinaus gibt es lediglich für die EFTA-
Länder gesonderte Subventionsstatistiken, auf die hier jedoch nicht
näher eingegangen werden soll. Für eine ausführlichere Darstellung
der Datenbasis im Subventionsbereich vgl. Ford und Suyker [ 1990].61
geblieben ist (Tabelle 2). Die Subventionen in den westeuropäischen
Ländern dagegen wurden im Laufe der siebziger Jahre kräftig aufge-
stockt und verharren seitdem auf erhöhtem Niveau. Deutliche Anzeichen
für einen Subventionsabbau gibt es nur für das Vereinigte Königreich
- das einzige Land, in dem der Subventionsgrad in der zweiten Hälfte
der achtziger Jahre spürbar geringer war als in den vorangegangenen
Perioden.






















































Von Regierungsseite wird immer wieder betont, daß die gewährten
Subventionen in erster Linie der positiven Strukturanpassung oder der
temporären Abfederung von Strukturkrisen dienen. Zumindest für die
EG-Länder läßt sich jedoch belegen, daß der ganz überwiegende Teil an
schrumpfende Branchen und rückständige Regionen fließt. Nicht die
1 Der Begriff "positive adjustment policies" wurde von der OECD [a]
geprägt. Die Grundzüge dieses Konzepts sind aber beispielsweise auch
schon in den "Grundsätzen sektoraler und regionaler Wirtschaftspolitik"
von 1968 zu finden, die bis heute die offizielle Grundlage der Subven-
tionspolitik in der Bundesrepublik darstellen.62
Strukturanpassung, sondern die Struktur Konservierung steht eindeutig
im Zentrum der in Europa praktizierten Industriepolitik.
In jüngster Zeit beginnen sich jedoch die Gewichte zu verschieben.
Begünstigt durch den weltweiten Konjunktur aufs chwung seit Mitte der
achtziger Jahre konnten die Stützungsmaßnahmen für die Stahlindustrie
und den Schiffbau merklich reduziert werden, und im Agrarbereich
wurde - nicht zuletzt unter dem Druck der GATT-Verhandlungen in der
Uruguay-Runde - der Höhepunkt der Subventionierung bereits 1986
überschritten. Auch wenn das Bild für einzelne Länder unterschiedlich
ist, so verlieren Struktur er haltende Maßnahmen insgesamt doch allmählich
an Bedeutung. Die OECD vertritt in ihrem Jahresbericht über die Indu-
striepolitik ihrer Mitgliedsländer sogar die These vom "waning of defen-
sive policies in the OECD area" [OECD, c, S. 17].
Diese Tendenzen sind in den bislang vorliegenden Subventionsstati-
stiken, die nur bis zum Jahr 1988 reichen, allenfalls in Ansätzen er-
kennbar. Doch läßt man einmal die Regionalförderung sowie die sektor-
spezifischen Subventionen außer acht, so zeigt sich, daß neben der
Mittelstandsförderung vor allem die Forschungsförderung sowie die
Handels- und Exportförderung im Mittelpunkt stehen, jene Bereiche also,
in denen am ehesten strategische Zielsetzungen der Industriepolitik
vermutet werden können (Tabelle 3).
Je detaillierter auf einzelne Länder und Politikbereiche eingegangen
wird, desto heterogener wird das Bild. Als globales Fazit . läßt sich
jedoch folgendes festhalten: Die beiden eingangs skizzierten Grund-
strömungen - verstärktes Interesse an der strategischen Industriepolitik
einerseits, allgemeines Zurückdrängen staatlicher Interventionen im
Rahmen der "konservativen Revolution" andererseits - haben nicht zu
einem generellen Subventionsabbau, wohl aber zu Umschichtungen inner-
halb der Subventionsbudgets geführt. Das starke Interesse an der
strategischen Handels- und Industriepolitik in der wissenschaftlichen
Diskussion findet damit zunehmend seine Entsprechung in der wirt-
schaftspolitischen Praxis.
Zum Ausmaß der Wachstums- und Beschäftigungseinbußen aufgrund der
konservierenden Strukturpolitik in vier westeuropäischen Ländern vgl.
Donges und Glismann [ 1987]. Für eine quantitative Abschätzung darü-
ber, in welchem Maße die Industriepolitik in der Bundesrepublik den
sektoralen Strukturwandel gebremst hat, vgl. Klodt [1990].63








































































































































2. Sektorale Schwerpunkte der Industriepolitik
Im grundlegenden Modell zur strategischen Handels- und Industriepolitik
[Spencer, Brander, 1983] wird bereits darauf hingewiesen, daß Export-
subventionen zwar in der Regel am ehesten geeignet sind, strategische
Ziele zu erreichen, daß aber aufgrund des entsprechenden GATT-Ver-
bots oftmals auf Forschungssubventionen ausgewichen wird (vgl. Ab-64
schnitt B. 1.1). Zudem werden die Ansatzpunkte für eine erfolgreiche
Rentenumlenkung vor allem in bestimmten forschungsintensiven Branchen
gesehen. Die Forschungsförderung ist damit der Dreh- und Angelpunkt
der strategischen Handels- und Industriepolitik; und nahezu überall
(Ausnahme: Japan) ist der Staat recht massiv an der Finanzierung
unternehmerischer Forschungsarbeiten beteiligt (Tabelle 4).



























Das klassische Argument für eine staatliche Beteiligung an der Finan-
zierung der Forschung sind die positiven externen Erträge, die von F&E
ausgehen [Arrow, 1962]. Da sich derartige Externalitäten jedoch niemals
exakt lokalisieren und quantifizieren lassen, wäre bei derart motivierten
Subventionen zu erwarten, daß sie nicht zwischen verschiedenen For-
schung sprojekten diskriminieren, daß sie also relativ gleichmäßig allen
forschenden Unternehmen zufließen. Von einer branchenneutralen Förde-
rung kann aber keine Rede sein. Der Löwenanteil der staatlichen Förder-
mittel entfällt auf die Elektrotechnik sowie den Luft- und Raumfahrzeug-
bau, während die privat finanzierten Forschungsmittel weitaus gleich-
mäßiger über die Branchen verteilt sind (Schaubild 14).
Die ausgeprägte sektorale Konzentration der Forschungssubventionen
rührt letztlich daher, daß sich die Regierungen in nahezu allen Ländern
auf einige wenige und überdies weitgehend identische Technologiebe-
reiche konzentrieren: die Kernkraft (mit abnehmender Tendenz), die
Luft- und Raumfahrt (mit zunehmender Tendenz) und die Mikroelektronik65
Schaubild 14 - Sektorale Verteilung privat und öffentlich finanzierter
















(a) Privat bzw. öffentlich finanzierte Aufwendungen des gesamten Verar-
beitenden Gewerbes jeweils 100 vH. - (b) Einschließlich Elektronik. -
(c) Einschließlich BUromaschinen, EDV-Geräte.
Quelle: OECD, DSTII data bank (unveröffentlicht).66
(mit anhaltend hohem Gewicht). In diesen Bereichen ist es zu einem
regelrechten Subventionswettlauf gekommen, während die technologische
Entwicklung etwa in der Chemie oder im Maschinenbau kaum die Auf-
2
merksamkeit der staatlichen Forschungsförderer gefunden hat. Dies läßt
den Schluß zu, daß das Externalitäten-Argument in der forschungspoli-
tischen Praxis kaum eine Rolle spielt; stattdessen dient die Forschungs-
förderung offenbar in erster Linie als Instrument einer strategischen
Handels- und Industriepolitik.
Dabei zeigen diese Statistiken nur die Spitze des Eisbergs, denn
innerhalb der begünstigten Branchen sind es längst nicht alle Unter-
nehmen, die von der Forschungsförderung profitieren. In den meisten
Ländern gibt es "national Champions", die über bessere Verbindungen
zur staatlichen Forschungsbürokratie verfügen als andere Unternehmen
aus der gleichen Branche. Die Diskriminierungseffekte der Forschungs-
förderung werden also in Schaubild 14 noch stark unterzeichnet.
Die sektorale Diskriminierung in der gesamten Subventionspolitik läßt
sich anhand der verfügbaren Daten nur für die Bundesrepublik darstel-
len. Für die Verteilung der Subventionen über das gesamte Branchen-
spektrum sei auf die Veröffentlichungen im Rahmen der Strukturbericht-
erstattung verwiesen; die Situation in jenen drei Branchen, die in den
nachfolgenden Abschnitten detaillierter analysiert werden sollen, zeigt
Tabelle 5. Demnach wird in der Bundesrepublik der Luft- und Raumfahr-
zeugbau deutlich überdurchschnittlich, der Straßenfahrzeugbau dagegen
unterdurchschnittlich subventioniert.
Die Schwerpunktsetzung bei der Kernkraft läßt sich anhand der Sek-
toreinteilung in Schaubild 14 nicht nachvollziehen, da die begünstigten
Unternehmen über mehrere Branchen verteilt sind (Elektronik, Maschi-
nenbau, Energiewirtschaft). Mikroelektronische Bauelemente sind in der
Branche "Elektrotechnik" enthalten.
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Oben wurde gezeigt, daß ein solcher Subventionswettlauf, der für die
beteiligten Regierungen ein Gefangenendilemma darstellt, auftreten
kann, wenn sowohl im Inland als auch im Ausland eine strategische
Handels- und Industriepolitik betrieben wird (vgl. Abschnitt B. I. l.a).
Bei den Angaben für den Luft- und Raumfahrzeugbau ist zu berück-
sichtigen, daß es auch im Rahmen der Strukturberichterstattung nicht
gelungen ist, sämtliche Subventionen für den Airbus zu erfassen. Die
genannten Subventionsgrade sind also als Untergrenze anzusehen. Beim
Straßenfahrzeugbau kommen die wenigen Subventionen, die überhaupt
gezahlt werden, ganz überwiegend aus der Zonenrandförderung für
das VW-Werk in Wolfs bürg.67
Tabelle 5 - Subventionen in der Bundesrepublik nach ausgewählten









































Quelle: Rosenschon [1991]; Statistisches Bundesamt [1991].
Der Subventionsgrad der Elektrotechnik entspricht etwa dem für die
Industrie insgesamt. Da jedoch zumindest die Forschungsförderung hier
ganz überwiegend der Mikroelektronik zugute kommt, dürfte sich für
diesen Teilbereich der Elektrotechnik ebenfalls ein überdurchschnittlicher
Subventionsgrad ergeben. Insgesamt bleibt somit festzuhalten: Wenn die
strategische Industriepolitik bei der Subventionsvergabe eine Rolle
spielt, dann vor allem bei der Mikroelektronik und beim Flugzeugbau.
Neben den Subventionen gehören handelsbeschränkende Maßnahmen zu
den wichtigsten Instrumenten der Industriepolitik. Auch wenn es im Zuge
von nunmehr acht GATT-Runden zu spürbaren Zollsenkungen gekommen
ist, werden manche Branchen nach wie vor massiv vor der Auslandskon-
kurrenz geschützt. Das Schwergewicht in der Handelspolitik liegt -
genau wie in der Subventionspolitik - eindeutig beim Schutz Struktur-
schwacher Branchen. Aus dem industriellen Bereich sind es vor allem
Textilien und Bekleidung, bei denen die höchsten Zölle erhoben werden.
Darüber hinaus ist hier mit dem Multifaser-Abkommen ein beispielloses
Geflecht bilateraler Importquoten geschaffen worden, so daß auch die
nichttarifären Handelshemmnisse besonders hoch sind.
In der gemeinschaftlichen Außenhandelspolitik der EG-Länder werden
allerdings auch einige forschungsintensive Branchen durch hohe Zölle
geschützt. Der Zollsatz für elektronische Halbleiter und für Straßen-68
fahrzeuge ist sogar höher als der für Textilien, und der für Luft- und
Raumfahrzeuge liegt immerhin noch leicht über dem Industriedurchschnitt
(Tabelle 6). Hinzu kommt der "Eskalationseffekt" aufgrund der ver-
gleichsweise niedrigen Zollsätze für Vorprodukte, so daß die effektive
Protektion in den gesamten Branchen noch deutlicher über dem Durch-
schnitt liegt.
Tabelle 6 - Zollsätze nach Produktgruppen in den Vereinigten Staaten,
































(a) Allgemeiner Zoll von 15 vH bis auf weiteres ausgesetzt.
Quelle: GATT [a; c; e]; Weiss et al. [1988].
Im Vergleich dazu ist die Zollpolitik der Vereinigten Staaten und
Japans in diesen Branchen geradezu liberal. Für Industriewaren insge-
samt entsprechen die Zollsätze etwa denen der EG, doch für Luft- und
Raumfahrzeuge sowie für Straßenfahrzeuge sind sie deutlich niedriger.
Mikroelektronische Halbleiter schließlich sind in keinem der beiden Län-
der durch Zölle geschützt.
Wesentlich schwieriger ist die Beurteilung der nichttarifären Protek-
tion. Zum einen ist es oftmals unklar, ob bestimmte Maßnahmen protek-
tionistischen oder anderen Zielen dienen. Normen und Standards bei-
spielsweise haben in vielen Bereichen sicherlich ihre Berechtigung,
Die aus den Vereinigten Staaten für den Airbus importierten Trieb-
werke beispielsweise sind völlig von Zöllen befreit. Zum Konzept und
zur Berechnung der effektiven Zollprotektion vgl. Weiss et al. [1988].69
lassen sich jedoch auch zur Segmentierung nationaler Märkte mißbrau-
chen. Zum anderen ist die quantitative Bewertung nicht leicht, da die
Umrechnung von nichttarifären Handelshemmnissen (NTBs), wie Quoten,
Selbstbeschränkungsabkommen oder Marktüberwachüngen, in Zolläquiva-
lente nur unter recht restriktiven Annahnien möglich ist. Schließlich sind
die Informationen über NTBs der verschiedenen Länder recht lückenhaft.
Die bislang umfangreichste Bestandsaufnahme von NTBs wird derzeit
vom GATT-Sekretariat in Genf erstellt. Es legt sukzessive "Trade Policy
Reviews" für die einzelnen Mitgliedsländer vor, in denen die gesamte
Handelspolitik umfassend analysiert wird. Abgeschlossen sind mittlerweile
unter anderem die Berichte für die Vereinigten Staaten, Japan und die
EG [GATT, a; c; e]. Sie zeigen, daß insbesondere bei Halbleitern und
Automobilen weitreichende nichttarifäre Handelshemmnisse existieren.
Sowohl die Vereinigten Staaten als auch die westeuropäischen Länder
richten ihre NTBs im Hochtechnologiebereich in erster Linie gegen Ja-
pan. Sie werfen der japanischen Regierung vor, ebenfalls umfangreiche
Protektionsmaßnahmen in diesem Bereich einzusetzen. Der konkrete
Nachweis hat sich jedoch immer wieder als schwierig erwiesen. Argumen-
tiert wird, daß die japanischen NTBs vor allem deshalb so schwer zu
erfassen seien, weil die verschiedenen Großkonzerne und Ministerien
- allen voran das MITI (Ministry for International Trade and Industry) -
ein umfassendes Kartell bilden würden, das auch ohne formale Regeln zu
einer wirksamen Importbehinderung in der Lage sei. Die Frage, ob und
inwieweit die Vorwürfe gegen die "Japan-AG" berechtigt sind, wird in
den nachfolgenden Branchenanalysen aufzugreifen sein.
II. Fallstudie Flugzeugbau
1. Der Airbus-Streit vor dem GATT
Die Mitgliedsländer des GATT haben sich in ihrem "Agreement on Trade
in Civil Aircraft" schon seit 1980 dazu verpflichtet, im Bereich des
Flugzeugbaus vollständig auf Zölle, Importquoten und ähnliche Handels-
Wie Marktsegmentierung die Wirkungsweise strategischer Handels- und
Industriepolitik verändert, ist oben erläutert (Abschnitt B. I. a u. b).70
hemmnisse zu verzichten und auch keine Subventionen an Flugzeugher-
steller zu zahlen, die die internationalen Handelsströme verzerren könn-
ten [GATT, b]. Diese Erklärung steht in auffälligem Kontrast zur tat-
sächlich praktizierten Industriepolitik, insbesondere zur Politik der am
Airbus beteiligten europäischen Regierungen, die mit Hilfe massiver
staatlicher Subventionen die Vormachtstellung US-amerikanischer Unter-
nehmen auf dem Weltmarkt für Passagierjets gebrochen haben. Nach vier
Jahren zäher bilateraler Verhandlungen hat sich die amerikanische Regie-
rung im Februar 1991 dazu entschlossen, eine formelle Klage beim GATT
gegen die Airbus-Subventionen zu erheben, da sie die internationale
Wettbewerbsfähigkeit ihrer heimischen Flugzeugindustrie ernsthaft ge-
fährdet sieht [Nachrichten für Außenhandel vom 18. Februar 1991].
In welchem Umfang der Airbus tatsächlich subventioniert wird, ist
nicht exakt zu ermitteln, unter anderem deshalb, weil die Airbus Indu-
strie als Aktiengesellschaft französischen Rechts nicht publizitätspflichtig
ist. Das GATT [e] beispielsweise bezieht sich in seiner Übersicht über
die europäische Handelspolitik auf einen Bericht der Bundesregierung,
nach dem von deutscher Seite bis Ende 1988 ein Betrag von 10,7 Mrd.
DM als staatliche Hilfe gezahlt worden ist, davon 6,7 Mrd. DM als Zu-
schuß zu den Entwicklungskosten, 500 Mill. DM als Absatzsubvention und
3,3 Mrd. DM als Produktionssubvention. Von der britischen Regierung
wurden nach Angaben des GATT 450 Mill. £ für den A-320 sowie den
A-330/340 bereitgestellt. Die Ausgaben der britschen Regierung für den
A-300 sind ebensowenig dokumentiert wie die Gesamtausgaben der franzö-
sischen, spanischen, niederländischen und belgischen Regierungen für
das Airbus-Programm. Insgesamt erscheinen jedoch die Schätzungen nicht
unplausibel, die in einer vom amerikanischen Handelsministerium in
Auftrag gegebenen Studie von Gellman Research Associates präsentiert
werden, nach denen das Subventionsvolumen aller beteiligten Regierun-
gen zusammen 19, 4 Mrd. US-S beträgt.
Nach Ansicht der US-Regierung verstoßen diese Subventionen sowohl
gegen den GATT-Code über Subventionen und Ausgleichszölle als auch
gegen das oben erwähnte Handelsabkommen für den zivilen Flugzeugbau.
Von europäischer Seite wird dem entgegengehalten, daß zumindest ein
Teil der staatlichen Gelder aus später anfallenden Gewinnen zurückzu-
zahlen sei. Es handele sich daher nicht um Subventionen im Sinne des
GATT, sondern um zeitlich begrenzte Starthilfen, die den europäischen71
Herstellern überhaupt erst den Eintritt in den Weltmarkt ermöglichen
würden. Im übrigen werde auch die amerikanische Flugzeugindustrie vom
Staat unterstützt, insbesondere durch die Verquickung von militärischen
und zivilen Projekten.
Um die Verhandlungen vor dem GATT nicht durch diese Diskussion in
die Länge zu ziehen, hat die US-Regierung ihre Klage zunächst allein
auf die Zahlungen der Bundesregierung zum Ausgleich von Wechselkurs-
änderungen beschränkt. Bei der Übernahme der Messerschmitt-Bölkow-
Blohm GmbH (MBB) durch Daimer-Benz im Jahr 1989 hatte sich die
Bundesregierung bereiterklärt, bei Airbus-Verkäufen, die üblicherweise
in US-$ fakturiert werden, die Differenz zwischen dem tatsächlichen
Dollar-Kurs und einem Kurs von 1,80 DM zu erstatten, und zwar bis zu
einer Höhe von maximal 0,20 DM pro US-$. Aufgrund dieser Verpflich-
tung, die noch bis zum Jahr 1998 fortbesteht, wurden im Jahr 1990 rund
390 Mill. DM ausgezahlt, das entspricht rund 4 Mill. DM pro ausgelie-
fertem Flugzeug [The Wall Street Journal vom 7. März 1991]. Obwohl der
Wechselkursausgleich nicht nur für exportierte, sondern auch für im
Inland abgesetzte Flugzeuge (die ebenfalls in US-S fakturiert werden)
gewährt wird, sind diese Zahlungen als Exportsubventionen anzusehen,
die nach GATT-Recht eindeutig untersagt sind. Diese Ansicht teilt auch
der Schlichtungsausschuß des GATT, der im Januar 1992 in seinem
Schiedsspruch zu der Klage der US-Regierung die deutschen Hilfen als
rechtswidrig verurteilt hat.
Die in Westeuropa betriebene Luft- und Raumfahrtpolitik ist immer
wieder stark von nationalen Prestige-Erwägungen und militärstrategischen
Gesichtspunkten beeinflußt worden, wie sich etwa am Beispiel der Con-
corde oder des Alpha-Jet ablesen läßt. Kommerzielle Erfolge blieben
diesen Projekten stets versagt, waren vielleicht auch nicht einmal beab-
2
sichtigt. Beim Airbus ist die Zielsetzung dagegen weitaus ehrgeiziger.
Hier geht es erstmals darum, in großem Umfang internationale Marktan-
teile zu erobern und auf längere Sicht auch gesamtwirtschaftliche Vor-
teile zu erzielen. Dahinter steht zum einen die Furcht vor einer mono-
Zum Standpunkt der Regierungen, die den Airbus finanziell unterstüt-
zen, vgl. Riedl [1988].
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Für eine Auflistung der zahlreichen Fehlschläge im Bereich staatlich
geförderter Großprojekte vgl. Klodt [1987, Kap. V]; vgl. auch Cohen,
Noll [1991].72
polistischen Ausbeutung europäischer Käufer durch amerikanische Produ-
zenten, zum anderen die Hoffnung auf das Erzielen von Monopolrenten in
den heimischen Unternehmen.
Daß es im Flugzeugbau überhaupt Monopolrenten zu verdienen gibt
und daß die europäischen Hersteller nicht aus eigener Kraft in der Lage
sind, sich diese Renten zu sichern, wird mit den hohen Marktzutritts -
schranken begründet, die den im Markt etablierten Unternehmen einen
Vorsprung sichern, der nur durch massive staatliche Subventionen
aufgeholt werden könne. Zur Beurteilung der Wettbewerbssituation im
Flugzeugbau kommt also der Analyse der Marktzutrittsschranken eine
zentrale Rolle zu.
2. Skalenerträge als Marktschranken
Der Weltmarkt für zivile Großflugzeuge ist seit jeher schon ein enges
Oligopol mit wenigen Unternehmen. In früheren Jahrzehnten waren es
einige größere amerikanische sowie einige kleinere britische und fran-
zösische Unternehmen, heute sind es VBoeing, McDonnell Douglas und
Airbus Industrie. Ob eine derart hohe Anbieterkonzentration das Erzielen
von Monopolgewinnen erlaubt, hängt nicht nur vom Marktverhalten der
Oligopolunternehmen ab, sondern nicht zuletzt auch davon, wie leicht
potentielle Konkurrenten in den Markt eintreten können. Nur dort, wo
die Marktschranken hoch sind, lassen sich dauerhaft überdurchschnitt-
liche Gewinne erzielen.
Die wichtigste Marktschranke im Flugzeugbau sind die Skalenerträge,
die den bereits im Markt etablierten Unternehmen einen Kostenvorsprung
vor der potentiellen Konkurrenz verschaffen. Dabei fallen statische
Skalenerträge, die von hohen Fixkosten herrühren, dynamische Skalener-
träge, die durch Lerneffekte bei der Produktion bedingt sind, und
Kosten vor teile bei den Herstellern und Abnehmern durch das gleichzei-
tige Angebot mehrerer Flugzeugtypen (economies of scope und Netzwerk-
Externalitäten) ins Gewicht.73
a. Statische Skalenerträge
Die Entwicklung eines neuen Flugzeug typs erfordert Investitionen in
Milliardenhöhe, die als Fixkosten in die Kostenrechnung der Unternehmen
eingehen. Für den Airbus A-300 etwa, der in den frühen siebziger
Jahren entwickelt wurde, wird eine Größenordnung von rund 1,5 Mrd.
US-S genannt [Baldwin, Flam, 1989]. Für die B-777, die Mitte der
neunziger Jahre auf den Markt kommen soll, sind sogar 3,7 Mrd. USr$
veranschlagt.
Nun ist aus der Theorie der bestreitbaren Märkte bekannt, daß nur
"sunk costs" als Marktschranken wirken, d.h. derjenige Teil des gebun-
denen Kapitals, der keine alternative Verwendung innerhalb oder außer-
halb des Unternehmens hat. Nur wenn solche Kosten entstehen, brau-
chen sich die im Markt etablierten Unternehmen nicht vor "hit and run
competition" zu fürchten, da neue Anbieter solange nicht wieder ohne
Verlust aus dem Markt austreten können, bis ihre Verkaufserlöse außer
den variablen Kosten und den Fixkosten auch die sunk costs abdecken
[Baumoletal., 1982; Baumol, 1982]. **
Im Flugzeugbau entstehen sunk costs in erster Linie im Bereich der
Produktentwicklung. Technisches Wissen, das in der Entwicklung ge-
schaffen wird, hat außerhalb des forschenden Unternehmens kaum einen
Marktwert. Nur ein Bruchteil der Ergebnisse fällt in Form von Patenten
an, und selbst diese Patente lassen sich kaum kostendeckend an andere
Unternehmen veräußern oder über Lizenzgebühren finanzieren.
In der Bundesrepublik beispielsweise gibt der Luft- und Raumfahr-
zeugbau etwa ein Viertel seines Umsatzes für F&E aus; bei einer Wert-
schöpfungsquote von rund 50 vH folgt daraus, daß die Hälfte aller in
den Unternehmen selbst entstehenden Kosten auf diesen Bereich entfallen
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[BMFT, 1990]. Im Durchschnitt aller Industriezweige beträgt der ent-
sprechende Anteil lediglich rund 10 vH, und selbst in der Elektrotech-
nik, die ebenfalls überdurchschnittlich forschungsintensiv ist, liegt der
Die Probleme der fließenden Grenzen zwischen Fixkosten einerseits und
sunk costs andererseits werden diskutiert bei Tirole [1988].
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Zur Wertschöpfungsquote vgl. Statistisches Bundesamt [1991].74
Anteil nur bei knapp 20 vH. Die Marktschranken aufgrund von sunk
costs sind also im Flugzeugbau besonders hoch.
b. Dynamische Skalenerträge
Dynamische Skalenerträge entstehen im Flugzeugbau durch Lerneffekte
während der Produktion. Sie entstehen nicht so sehr bei der Konstruk-
tion, sondern in erster Linie in den Produktionshallen selbst, und zwar
vor allem bei der Montage des Flugzeugrumpfs. Die optimale Abfolge der
zahlreichen Arbeitsschritte läßt sich kaum im vorhinein in allen Einzel-
heiten durchplanen, sondern ergibt sich erst durch die praktische
Erfahrung, die im Produktionsablauf gesammelt wird. Derartiges Erfah-
rungswissen ist damit nicht nur an das Unternehmen, sondern sogar an
den einzelnen Betrieb gebunden und kann nicht auf andere Betriebe
übertragen werden. Auch neu in den Markt eintretende Unternehmen
können dies Wissen nicht von anderen Unternehmen übernehmen, sondern
müssen es beim Aufbau der eigenen Produktion selbst erwerben.
Welches Ausmaß die Lerneffekte haben, läßt sich empirisch nur
schwer ermitteln, da dazu Unternehmens interne Kostenangaben nötig
wären. In der Literatur wird aber - unter Bezug auf eine Studie aus
den sechziger Jahren [Hartley, 1965] sowie auf Unternehmensangaben
zum Arbeitseinsatz bei der Produktion der Boeing 737 - immer wieder
eine Lernrate von 0,2 genannt, d. h. , die Kosten sinken demnach um
20 vH, wenn der kumulierte Output verdoppelt wird [ Hartley, 1988;
Berg, Tielke-Hosemann, 1989; Baldwin, Flam, 1989; Klepper, 1990].
Um die Plausibilität der in der Literatur genannten Rate zu überprü-
fen, kann auf Zahlenangaben über den Arbeitseinsatz bei MBB in der
Produktion des Airbus A-300 zurückgegriffen werden. Dabei sei unter-
2
stellt, daß die Lernkurve die folgende Form hat:
Auch Dixit und Kyle [ 1985] argumentieren, daß die hohen Entwick-
lungskosten im Flugzeugbau deshalb als Marktzutrittsschranken anzu-
sehen sind, weil sie sunk costs darstellen. Zu ihrem Modell strate-
gischer Handels- und Industriepolitik vgl. Abschnitt B. II. 1.
2
In der Literatur werden unterschiedliche Formulierungen für die Lern-
kurve verwendet. Der hier benutzte Ansatz zeichnet sich dadurch aus,75
In A(x) = In a + In x
In 2 In (1-L),
mit A als Arbeitsstunden pro Flugzeug, a als Arbeitsstunden für das
zuerst produzierte Flugzeug, 1 als Lernrate und x als kumuliertem Out-
put. Der nach dieser Formel berechnete Arbeitseinsatz stimmt recht gut
mit dem tatsächlichen Arbeitseinsatz in den ersten Jahren der Airbus-
Produktion überein (Tabelle 7).
Tabelle 7 - Tatsächliche und hypothetisch benötigte Arbeitsstunden bei





















sich nur auf den Arbeitseinsatz, der bei MBB
den gesamten Arbeitseinsatz für den A-300.
Quelle: Eigene Berechnung nach Todd und Simpson [1986].
Die möglichen Lerneffekte sind Schätzungen zufolge erst bei einer Stück-
zahl von rund 700 Flugzeugen weitgehend ausgeschöpft [ Todd, Simpson,
1986]. Eine derart hohe Stückzahl wird in der Regel erst nach zehn oder
mehr Produktions jähren erreicht - wenn überhaupt. Da weltweit pro Jahr
nur wenige hundert Großflugzeuge abgesetzt werden (Tabelle 8), muß
ein neu in den Markt eintretendes Unternehmen also einen recht be-
trächtlichen Marktanteil erobern, wenn es den Kostennach teil gegenüber
den im Markt etablierten Unternehmen überwinden will. Damit werden die
Lerneffekte zu einer bedeutenden Marktzutrittsschranke, die im Markt
etablierte Unternehmen weitgehend vor potentiellen Wettbewerbern
schützt.
daß der Arbeitseinsatz über den gesamten Verlauf mit konstanter Rate
fällt, wenn der kumulierte Output jeweils verdoppelt wird.76
















































Flugzeuge aus der Sowjetunion. - (b) Auslieferungen seit Be-
Produktion ziviler Turbojets
Quelle: ICAO [1991].
c. Economies of scope und Netzwerk-Externalitäten
Auch die Erträge, die sich aus der gleichzeitigen Produktion mehrerer
Flugzeugtypen ergeben, wirken als Marktzutrittsschranken. Diese Erträ-
ge fallen zum einen in Form von "economies of scope" bei den Herstellern
an, da die grundlegenden Konstruktionsprinzipien eines Flugzeugtyps
zumindest teilweise auf andere Typen übertragen werden können. Je
mehr Flugzeugtypen konstruiert werden, desto geringer sind daher die
auf den einzelnen Typ entfallenden Fixkosten und sunk costs. Zum
anderen können Netzwerk-Externalitäten bei den Fluglinien realisiert
werden, wenn alle Flugzeuge einer Flotte vom gleichen Hersteller kom-
men. Im Vordergrund stehen dabei Kostenersparnisse bei der Wartung
und Reparatur, aber auch die Ausbildung des Flugpersonals fällt ins
Gewicht.
Aus diesen Gründen hat beispielsweise British Airways bis vor weni-
gen Jahren fast ausschließlich Boeing-Flugzeuge eingesetzt. Der Nachteil
Zum Einfluß von Netzwerk-Externalitäten auf die optimale Ausgestal-
tung der strategischen Handels- und Industriepolitik vgl. Abschnitt
B. I. l.d.77
einer solchen Strategie ist allerdings die starke Abhängigkeit von einem
einzigen Hersteller, wodurch die Verhandlungsposition beim Flugzeugkauf
geschwächt wird. Die Fluglinien müssen also abwägen zwischen den
Kostenersparnissen bei Wartung, Reparatur und Schulung auf der einen
sowie den höheren Kosten beim Flugzeugkauf auf der anderen Seite.
Heute gibt es praktisch keine größere Fluglinie mehr, die ihre gesamte
Flotte von einem einzigen Hersteller erwirbt.
Auch die Hersteller selbst decken mit ihrem Angebot nicht den ge-
samten Markt ab, sondern spezialisieren sich auf bestimmte Segmente.
Enge Substitute sind beispielsweise die B-737, die MD-80 und der A-320
sowie die B-757 und der A-310. Die B-747, der A-330 oder der A-300
haben dagegen in ihrer Marktnische keine direkte Konkurrenz von Boing-
Typen, sondern nur von der DC-10 (Schaubild 15). Es ist also offenbar
keineswegs zwingend für die Flugzeughersteller, eine komplette Familie
anzubieten. Um als Lieferant für größere Fluglinien attraktiv zu sein,
dürfte es ausreichen, eine begrenzte Anzahl unterschiedlicher Typen zu
produzieren, ohne das gesamte Marktspektrum abzudecken.
















Insgesamt bleibt festzuhalten, daß im Flugzeugbau erhebliche Markt-
schranken existieren, wobei die Lerneffekte bei der Produktion quanti-
tativ das größte Gewicht haben dürften [Klepper, 1990]. Wenn ein
Unternehmen erfolgreich in den Markt eindringen will, wird es sich also
von vornherein die Eroberung eines großen Marktanteils zum Ziel setzen
müssen und kann sich nicht in kleinen Schritten an die Konkurrenz
herantasten.
3. Marktstruktur und Industriepolitik
a. Westeuropa
a. Von der Comet bis zur Concorde
Schon vor dem Start der Airbus-Produktion im Jahr 1972 gab es mehrere
Versuche aus Westeuropa, die Dominanz nordamerikanischer Anbieter auf
dem Markt für zivile Passagierjets zu brechen. Am erfolgreichsten war
dabei British Aerospace, die zunächst mit ihrer Comet, dann mit der
Trident und schließlich mit der BAC One-Eleven bis in die späten sieb-
ziger Jahre hinein auf den Markt für Mittelstreckenflugzeuge vertreten
war. Relativ erfolgreich waren auch noch die von Sud-Aviation produ-
zierte Caravelle sowie die F-28 von Fokker. Bei keinem dieser Typen
gelang es jedoch, die zum Ausschöpfen der Lerneffekte nötige Absatz-
menge von 500-700 Flugzeugen zu erreichen (Tabelle 9).
Aufgrund der niedrigen Stückzahlen gelang es den europäischen
Firmen nie, den Kostenvorsprung amerikanischer Hersteller, insbesondere
von Boeing und McDonnell Douglas, aufzuholen. Da die europäischen
Regierungen aber nicht gewillt waren, auf eine eigenständige Flugzeug-
industrie zu verzichten, sahen sie sich immer wieder gezwungen, mit
kräftigen staatlichen Unterstützungen einzugreifen - sei es durch Sub-
ventionen oder durch Staatsbeteiligungen an den betreffenden Unterneh-
men. Außerdem wurde oftmals massiver Druck auf die heimischen Flug-
linien ausgeübt, beim Flugzeugkauf inländische Produktionen zu bevor-
zugen. Dabei konnte es nicht ausbleiben, daß die Regierungen auch
eigene Vorstellungen über die angemessene Produktpolitik der Unter-
nehmen entwickelten und in staatliche Förderprogramme umsetzten.79























































































































































































Ein Beispiel dafür ist die VFW-614, die den Traum vom ersten deut-
schen Düsenverkehrsflugzeug erfüllen sollte, von der aber nach über
zehnjähriger Vorarbeit bei den Vereinigten Flugzeugwerken (VFW) bzw.
bei VFW-Fokker nicht mehr als zehn Exemplare abgesetzt werden konn-
ten. Für den deutschen Steuerzahler war in dieser Zeit eine Belastung80
von rund 1 Mrd. DM entstanden, und die beteiligten Unternehmen muß-
ten Verluste von rund 200 Mill. DM hinnehmen [ Presse- und Informa-
tionsamt, 1977].
Das ehrgeizigste Vorhaben war jedoch das gemeinsam von der franzö-
sischen und der britischen Regierung geförderte Concorde-Projekt, in
dem der erste und bislang einzige zivile Überschalljet der Welt kon-
struiert wurde. Die Planung reicht zurück bis in die fünfziger Jahre,
als die britische Regierung ein "Supersonic Transport Aircraft Commit-
tee" (STAC) einsetzte, das in seinem Abschlußbericht vom März 1959
vorschlug, einen Mittelstreckentyp für 50-80 Mill. £ und einen Lang-
streckentyp für 75-95 Mill. f zu entwickeln. Als Zeitpunkt der Markt-
einführung wurde das Jahr 1970 ins Auge gefaßt, wobei ein Marktvo-
lumen für den Lang streckentyp von 150-200 Stück erwartet wurde.
Im Jahr 1962 entschloß sich die britische Regierung zur Kooperation
mit der französischen Regierung, wobei auch der Wunsch, den britischen
EG-Beitritt zu erleichtern, eine Rolle gespielt haben dürfte. Nach wei-
teren zwei Jahren fiel die Entscheidung, nur noch den Langstreckentyp
zu entwickeln. Die veranschlagten Kosten betrugen mittlerweile 280 Mill.
£; am ursprünglichen Zeitplan wurde noch festgehalten.
Zu Beginn der ersten Flugerprobungen mit zwei Prototypen im Früh-
jahr 1969 lagen die geschätzten Kosten bereits bei 730 Mill. £, und der
Zeitplan mußte deutlich gestreckt werden. Ein vollständiges kommerzielles
Fiasko zeichnete sich ab, als PanAm und im Gefolge weitere große Flugli-
nien ihre Optionen für die Concorde stornierten. Als Abnehmer verblie-
ben schließlich nur die beiden Fluglinien Air France und British Air-
ways, wobei sich die British Airways erst zum Kauf von fünf Flugzeugen
bereit erklärte, nachdem die britische Regierung eine Übernahme der
dadurch entstehenden Verluste zugesichert hatte. Auch die Air France
entschloß sich erst zum Kaufr nachdem sie von der französischen Regie-
rung unter Druck gesetzt wurde. Im Jahre 1978, als die britische und
französische Regierung die Einstellung des Concorde-Projekts bekanntga-
ben, wenn insgesamt lediglich 14 Flugzeuge abgesetzt, und die Gesamt-
kosten hatten sich auf mehr als 10 Mrd. DM summiert.
Zu den folgenden Ausführungen vgl. insbesondere Henderson [1977],
Berg, Mammen [1981] und Berg, Tielke-Hosemann [1989].81
Aus heutiger Sicht ist das Concorde-Projekt vor allem daran geschei-
tert, daß Wirtschaftlichkeitserwägungen von vornherein im Schatten
technischer und politischer Ziele standen. Für die britische Regierung
ging es vorrangig um den pionierhaften Aufbruch ins Überschallzeitalter;
für die französische Regierung war die Concorde stets das Symbol der
Unabhängigkeit von den Vereinigten Staaten. Daß sich dabei die ur-'
sprünglich vom STAC veranschlagten Entwicklungskosten auf das drei-
ßigfache erhöhten, wurde von beiden Seiten in Kauf genommen. Auch auf
die Wirtschaftlichkeitsrechnungen der potentiellen Kunden wurde wenig
Rücksicht genommen. So lagen die direkten Betriebskosten je Sitzkilome-
ter bei der Concorde rund doppelt so hoch wie bei anderen Passagier -
jets, der Startlärm von fast 120 dB führte zur Verweigerung der Lande-
rechte auf zahlreichen Flughäfen, und der spezifische Treibstoff ver-
brauch war zwei- bis dreimal so hoch wie bei der Konkurrenz [Berg,
Tielke-Hosemann, 1989].
Doch selbst wenn all diese Fehler bei der Markteinschätzung nicht
gemacht worden wären, so bleibt fraglich, ob überhaupt jemals eine
Chance bestand, mit der isolierten Entwicklung der Concorde eine dauer-
haft stabile Marktposition gegenüber der amerikanischen Konkurrenz zu
erreichen. Das Grundproblem der europäischen Flugzeugindustrie, die zu
geringen Stückzahlen und die daraus resultierende unzureichende Aus-
nutzung von Lerneffekten, hätte sich vermutlich auch mit der Konstruk-
tion eines wirtschaftlich nutzbaren Überschalljets nicht überwinden
lassen. Bei der Enge des gesamten Absatzmarkts für Passagier jets war es
vermutlich von vornherein aussichtslos, einen völlig neuen Flugzeugtyp
für eine verhältnismäßig kleine Nische des Marktes zu entwickeln.
ß. Der Airbus r-
Die Fehler früherer Projekte sollten vermieden werden bei dem zweiten
großangelegten europäischen Versuch, die Marktposition amerikanischer
Anbieter zu erschüttern - dem Airbus-Projekt. Auch hier reichten die
Planungen bis weit in die Vergangenheit zurück, und zwar bis zum Jahr
Zum Airbus vgl. insbesondere Hayward [1987], Berg, Tielke-Hosemann
[1988; 1989], Hartley [1988] und Gunston [1988].82
1962, als die Unternehmen British Aircraft und Sud-Aviation die gemein-
same Entwicklung eines Großflugzeugs als Nachfolger der Trident und
der Caravelle beschlossen. Nach intensiven Vorarbeiten, an der weitere
Unternehmen und Regierungen beteiligt waren, wurde im September 1967
das sogenannte Bonner Protokoll unterzeichnet, in dem sich die Regie-
rungen Frankreichs, des Vereinigten Königreichs und der Bundesrepu-
blik verpflichteten, das gemeinsame Projekt Airbus zu finanzieren.
Die offizielle Gründung der Airbus Industrie in der Rechtsform einer
"Groupement d'Interet Economique" erfolgte im Dezember 1970. Grün-
dungsmitglieder sind das französische Unternehmen Aerospatiale, das aus
Sud-Aviation, SEREB und Nord-Aviation hervorgegangen war, sowie die
von MBB gegründete Deutsche Airbus GmbH. Zuvor hatte sich British
Aerospace aufgrund eines Streites über die Beteiligung von Rolls Royce
als Triebwerklieferant aus dem Projekt zurückgezogen, statt dessen
kamen im Jahr 1971 das spanische Unternehmen Construcciones Aeronau-
ticas S.A. (CASA) und das niederländische Unternehmen Fokker hinzu,
letzteres allerdings nur als assoziiertes Mitglied. Mittlerweile ist auch das
belgische Unternehmen Beiairbus assoziiert. Seit 1978 ist British Aero-
space ebenfalls wieder an dem Projekt beteiligt, allerdings zu ungün-
stigeren Bedingungen als vor seinem Ausscheiden geplant.
Als erstes Flugzeug im Rahmen des Airbus-Programms wurde der
A-300 entwickelt - ein Mittelstreckenflugzeug, das mit einer Kapazität
von 250 Sitzen deutlich größer ausgelegt war als das Konkurrenzprodukt
B-737-200 (120 Sitze; Erstflug 1967). Die direkte Konfrontation mit dem
Marktführer Boeing konnte damit zunächst vermieden werden. Außerdem
bestand die Hoffnung, mit diesem vergleichsweise großen Mittelstrecken-
flugzeug den wachsenden innereuropäischen und inneramerikanischen
Flugmarkt optimal bedienen zu können. Der Jungfernflug des A-300 fand
im Oktober 1972 statt, doch der Absatz lief längst nicht so günstig wie
erwartet. Lediglich von einigen Fluglinien aus den Partnerstaaten lagen
Bestellungen vor, während die erhofften Aufträge amerikanischer Flug-
linien vollständig ausblieben.
Die Situation verschärfte sich, als im Gefolge der ersten Ölpreiskrise
von 1973 die Nachfrage nach Großflugzeugen weltweit stark zurückging.
Der Subventionsbedarf stieg erheblich, und die Fortführung des gesam-
ten Airbus-Projekts war ernsthaft in Frage gestellt. Doch die Energie-83
Verteuerung, die sich zunächst so ungünstig auf den Absatz ausgewirkt
hatte, erwies sich längerfristig eher als Glücksfall.
Im Zuge der Deregulierung des amerikanischen Flugverkehrs, aber
auch aufgrund eines aufgestauten Ersatzbedarfs bei den etablierten
Fluglinien, stieg die Nachfrage nach Großflugzeugen zum Ende der
siebziger Jahre wieder stark an. In den Jahren nach 1978 wurden rund
doppelt so viele Flugzeuge ausgeliefert wie zuvor. Von diesem Nachfra-
geschub profitierte vor allem der A-300; der kumulierte Output stieg von
1978 bis 1982 fast auf das- Vierfache. Auf der Strecke blieb dagegen
Lockheed mit seiner seit 1972 produzierten L-1011 (TriStar).
Das Unternehmen, das jahrelang nach Boeing und McDonnell Douglas
die dritte Position auf dem Weltmarkt gehalten hatte, gab im Jahr 1981
die endgültige Einstellung der Produktion ziviler Großflugzeuge bekannt.
Die letzte L-1011 wurde im Jahr 1984 ausgeliefert, und der Fortbestand
des Unternehmens wurde letztlich nur durch mehrere militärische Groß-
aufträge gesichert. So gab es also, nachdem sich Airbus Industrie
erfolgreich am Markt durchgesetzt hatte, weiterhin ein enges Oligopol mit
nur drei Anbietern, doch die Produktionsanteile hatten sich zu Lasten
der Vereinigten Staaten und zugunsten von Westeuropa verschoben.
Ein Grund für den Markterfolg des Airbus war sicherlich der ver-
gleichsweise niedrige Treibstoff verbrauch, der nach den beiden Ölpreis-
schüben zu einem bedeutenden Kostenfaktor im Flugverkehr geworden
war. Hinzu kam jedoch eine äußerst aggressive Preispolitik, mit der die
Konkurrenz zurückgedrängt wurde. So gelang der für den Erfolg des
Airbus-Projekts so wichtige Einstieg in den US-amerikanischen Absatz-
markt erst dadurch, daß der US-Gesellschaft Eastern Airlines vier
Maschinen des Typs A-300 für sechs Monate kostenlos zur Verfügung
gestellt und anschließend zu außergewöhnlich günstigen Finanzierungs-
bedingungen verkauft wurden [Berg, Tielke-Hosemann, 1989]. Ohne die
massive Rückendeckung staatlicher Subventionen wäre eine solche Ver-
kaufsstrategie wohl kaum durchführbar gewesen.
Der seit 1972 produzierte A-300-B wurde im Jahr 1982 um den etwas
kleineren A-310 und im Jahr 1987 um den etwas größeren A-300-600
ergänzt. Der größte Markterfolg gelang jedoch mit dem ebenfalls seit
Zu den jährlichen Auslieferungen verschiedener Flugzeugtypen in den
Jahren von 1952 bis 1990 vgl. Tabelle A2.84
1987 angebotenen A-320, der als vergleichsweise kleines Flugzeug in
unmittelbarer Konkurrenz zur B-737 sowie zur MD-80 (dem Nachfolgemo-
dell der DC-9) steht. Gegenwärtig wird die Produktpalette auch noch um
zwei Großraumflugzeuge erweitert, und zwar um den zweistrahligen A-330
und den vierstahligen A-340. Insbesondere der A-340 zielt mit seiner
Reichweite bis zu 7500 Meilen eindeutig auf den Markt ab, der bislang
ausschließlich von der B-747 und der MD-11 (bzw. dem Vorgängermodell
DC-10) beherrscht wurde. Der Jungfernflug des A-340 fand im Herbst
1991 statt; die Auslieferung an die Fluglinien soll ab Anfang 1993 er-
folgen.
Mittlerweile gibt es Pläne für ein noch größeres Flugzeug - den
A-350. Er soll mit 750 Sitzen ausgestattet sein und über eine Reichweite
von 7000 Meilen verfügen. Damit wird die Airbus-Familie dann das ge-
samte Spektrum an Großflugzeugen abdecken, wobei der A-350 in direkte
Konkurrenz zur B-777 geraten wird. Marktchanchen werden vor allem auf
Flugrouten nach Asien gesehen, deren Potential langfristig höher einge-
schätzt wird als das der Transatlantikrouten.
Bis in die späten siebziger Jahre hinein hatte alles darauf hinge-
deutet, daß das Airbus-Projekt ähnlich scheitern würde wie beispiels-
weise die Concorde, die VFW-614 oder die Comet. Auch Boeing selbst
nahm offenbar die Bedrohung seiner eigenen Marktposition zunächst kaum
ernst und reagierte praktisch nicht auf den Markteintritt von Airbus.
Erst mit der B-767 und der B-757, deren Produktion in den Jahren 1981
und 1982 anlief, konnten dem A-300 und dem A-310 wieder Marktanteile
abgenommen werden, doch für ein endgültiges Zurückdrängen des Airbus
war es zu spät.
Vor diesem Hintergrund wird verständlich, daß auch von selten der
amerikanischen Regierung zunächst kaum gegen die massiven Airbus-
Subventionen vorgegangen wurde. Die Zurückhaltung dürfte darüber
hinaus mit den hohen Lieferanteilen amerikanischer Firmen am Airbus-
Programm zu erklären sein. Dieser Anteil liegt immerhin bei rund 30 vH,
wobei vor allem die von Pratt & Whitney bzw. von General Electric
Wenn die Airbus Industrie nicht von staatlicher Seite unterstützt
worden wäre, hätte sich Boeing vermutlich nicht so leicht aus der
Position des Stackeiberg-Führers verdrängen lassen. Dies unterstreicht
die oben diskutierte Bedeutung der Glaubwürdigkeit einer strategi-
schen Handels- und Industriepolitik (vgl. Abschnitt B. III).85
gelieferten Triebwerke ins Gewicht fallen. Die nach dem GATT-Vertrag
sowie nach den amerikanischen Handelsgesetzen ohne weiteres zulassige
Erhebung von Ausgleichszöllen auf Airbus-Importe hätte zwar den ameri-
kanischen Flugzeugherstellern genützt, aber den amerikanischen Trieb-
werkherstellern geschadet.
Seit dem Jahr 1987 hat sich der Kurs der amerikanischen Regierung
jedoch entscheidend verändert. Zum einen wurde ein Gesetzesentwurf
vorgelegt, der die Erhebung von Importabgaben in Höhe der gewährten
Subventionen an ausländische Flugzeughersteller vorsieht; zum anderen
wurden Verhandlungen mit den europäischen Regierungen über den
Abbau der Airbus-Subventionen aufgenommen, die mittlerweile in die
eingangs erwähnte Klage der US-Regierung vor dem GATT eingemündet
sind. Airbus Industrie hat darauf zunächst einmal mit einem Koopera-
tions-Angebot an McDonnell Douglas reagiert, um die amerikanische
Abwehrfront gegen den Airbus aufzuweichen. Wenn ein Handelskonflikt
mit den Vereinigten Staaten vermieden werden soll, wird allerdings eine
deutliche Kürzung der Airbus-Subventionen kaum zu umgehen sein. Dann
wird sich zeigen müssen, ob die Position des Airbus mittlerweile so weit
konsolidiert ist, daß er sich aus eigener Kraft am Markt behaupten
kann.
b. Japan und die Vereinigten Staaten
Ein völlig anderer Weg als von den Europäern, in den Weltmarkt für
zivile Großflugzeuge einzudringen, wird von Japan verfolgt. Dieser Weg
läßt sich als Politik der kleinen Schritte und der intensiven Kooperation
mit dem Marktführer kennzeichnen. Bereits seit den fünfziger Jahren
sind japanische Flugzeughersteller als Subunternehmer für Boeing tätig,
wobei Boeing zunächst vor allem daran interessiert war, vor Ort in
Fernost über geeignete Wartungs- und Reparaturkapazitäten verfügen zu
können. Die Zusammenarbeit wurde schrittweise ausgebaut, und bei der
B-767 erreichten japanische Firmen bereits einen bilanziellen Anteil am
Gesamtprojekt von 15 vH. Dabei sind die japanischen Firmen, insbeson-86
dere Mitsubishi, Fuji und Kawasaki, ganz offenbar bestrebt, aus dieser
Kooperation heraus eine eigenständige Flugzeugproduktion aufzubauen.
Vom MITI werden diese Bestrebungen auf zweifache Weise unterstützt:
Zum einen bemüht es sich, die Konkurrenz zwischen den verschiedenen
Unternehmen auszuschalten und eine intensive Kooperation anzuregen.
Zum anderen hat es im Jahr 1986 den "Aircraft Promotion Act" erlassen,
der die Gewährung zinsgünstiger Kredite aus dem neugeschaffenen
"International Aircraft Development Fund" ermöglicht. Diese Kredite
sollen für die Entwicklung eines mittelgroßen Jetflugzeugs eingesetzt
werden und sind erst nach erfolgreichem Abschluß des Projekts zurück-
zuzahlen. Insgesamt ist dafür allerdings nur ein staatlicher Mitteleinsatz
von 90 Mill. Yen (rund 1 Mill. DM) vorgesehen - gemessen an den
Entwicklungskosten für einen neuen Flugzeugtyp von mindestens 1 Mrd.
DM ein verschwindend geringer Betrag [Nachrichten für Außenhandel
vom 15. Mai 1991].
Etwas großzügiger werden japanische Firmen vom MITI bei dem größ-
ten Kooperationsprojekt der kommenden Jahre unterstützt, der Entwick-
lung der B-777 von Boeing. Dieses neue Großraumflugzeug (350-375
Sitze) soll bis 1994 fertiggestellt sein. Die gesamten Entwicklungskosten
werden mit 3,7 Mrd. US-S veranschlagt, wozu die drei oben genannten
japanischen Unternehmen einen Anteil von 20 vH beitragen sollen. Hier-
für hat das MITI rund 800 Mill. Yen pro Jahr bereitgestellt; das ent-
spricht über den Gesamtzeitraum von fünf Jahren einem Wert von etwa
50 Mill. DM bzw. 4 vH der auf Japan entfallenden Entwicklungskosten
[Nachrichten für Außenhandel vom 23. Oktober 1990].
Im Vergleich zu den -Milliardenbeträgen, die von den europäischen
Regierungen etwa für die Concorde oder den Airbus bereitgestellt wur-
den, ist die finanzielle Unterstützung des Staates für die japanische
Flugzeugindustrie aber dennoch fast vernachlässig bar gering. Gleichwohl
verkündet das MITI seit vielen Jahren schon, der Flugzeugbau werde die
nächste Branche sein, in der Japan die technologische Führung über-
nehmen werde [ Okimoto, 1989].
Im militärischen Bereich ist es den Japanern mittlerweile sogar gelun-
gen, völlig gleichberechtigt an der Entwicklung eines neuen Flugzeugs
mitzuwirken, und zwar an der des Kampf bombers FSX [Samuels,
Whipple, 1989].87
Ein Grund für die Zuversicht des MITI liegt darin, daß die japani-
schen Flugzeughersteller - anders als die europäische oder nordamerika-
nische Konkurrenz - jeweils Teil größerer Konzerne (Keiretsu) sind, die
über eine genügend hohe Finanzkraft verfügen, um Entwicklungskosten
selbst in Milliardenhöhe aus eigenen Mitteln zu finanzieren. Es muß aller-
dings bezweifelt werden, daß das Problem des Markteintritts in die
Flugzeugindustrie nur ein Problem des nötigen Startkapitals ist. Wegen
des intensiven Preiswettbewerbs ist kaum damit zu rechnen, daß die
betriebswirtschaftlichen Verluste, die in den Anfangsjahren aufgrund von
Lernkurveneffekten zu tragen sind, in späteren Jahren wieder hereinge-
holt werden können. Unter Branchenexperten herrscht denn auch ein-
deutig die Meinung vor, Japan werde es im Laufe der nächsten Jahr-
zehnte nicht gelingen, neben Boeing, McDonnell Douglas und Airbus
Industrie eine eigenständige Marktposition im zivilen Flugzeugbau zu
erreichen [ Mowery, 1990].
Auch in den Vereinigten Staaten beteiligt sich der Staat nur wenig an
der Finanzierung der zivilen Flugzeugindustrie. Das einzige großange-
legte Projekt war das Supersonic-Transport-Programm (SST), das als
Gegenstück zum Concorde-Projekt die Entwicklung eines Passagierjets,
der dreifache Schallgeschwindigkeit erreichen kann, zum Ziel hatte. Im
Jahre 1971 wurde es erfolglos abgebrochen, nachdem es den amerikani-
schen Steuerzahler rund 1 Mrd. US-S gekostet hatte [Berg, Mammen,
1981].
Verwiesen wird allerdings immer wieder auf die Verquickung von
militärischen und zivilen Projekten, die in den Vereinigten Staaten be-
sonders eng sei. Als Beispiele werden die B-747 sowie die DC-10 ge-
nannt, die in den sechziger Jahren als zivile Derivate aus dem mili-
tärischen Großraum-Frachtflugzeug C-5A sowie dem Tankflugzeug KC-10
entwickelt wurden. Heute entfallen rund 70 vH des Umsatzes der gesam-
ten amerikanischen Flugzeugindustrie auf den militärischen Bereich
[Todd, Humble, 1987].
Bei der Interpretation dieser Zahlen ist aber zu berücksichtigen, daß
als Auftragnehmer spezialisierte Unternehmen wie Rockwell und mittler-
weile auch Lockheed eindeutig an erster Stelle stehen. Boeing erscheint
dagegen bei einer Auflistung der Käufe von Militärflugzeugen durch die
US-Regierung erst an sechzehnter Position (Tabelle 10). Die Verkaufs-88
















































































































































































Quelle: Todd, Humble [1987].
erlöse von 800 Mill. US-S für die zwei an die Marine gelieferten Spe-
zialflugzeuge E-6A machen nicht einmal 5 vH des Gesamtumsatzes dieses89
Unternehmens aus. Das einzige Unternehmen, das sich sowohl im militä-
rischen als auch im zivilen Markt stark engagiert, ist McDonnell Douglas,
doch hier sind die jeweiligen Produktionsbereiche nicht nur organisato-
risch, sondern auch räumlich strikt voneinander getrennt. Die Arbeits-
teilung in diesem Unternehmen zwischen militärischem und zivilem Bereich
entspricht im wesentlichen immer noch der ursprünglichen Arbeitsteilung
zwischen McDonnell und Douglas vor ihrer Fusion.
Im übrigen haben umfangreiche empirische Untersuchungen zu den
"spin-offs" militärischer Forschung zu dem Ergebnis geführt, daß sich
militärische und zivile Technologien im Zeitablauf immer weiter ausein-
anderentwickelt haben [Schrader, 1989; Chakrabarti et al. , 1991]. Ein
hoher Rüstungsanteil wird heute sogar eher als hinderlich für die Wett-
bewerbsposition im zivilen Bereich angesehen, da knappe Ressourcen der
Forschung im militärischen Bereich gebunden werden (reverse spin-offs).
All diese Argumente zusammengenommen lassen es als nicht sehr über-
zeugend erscheinen, die Airbus-Subventionen als Kompensation für die
Unterstützung der amerikanischen Flugzeugindustrie durch Rüstungs-
aufträge zu deklarieren.
Insgesamt zeigt die Entwicklung der Luftfahrtindustrie in den vergan-
genen Jahrzehnten, daß es ohne massive staatliche Unterstützung kaum
möglich sein dürfte, als neuer Anbieter in den Markt für zivile Großflug-
zeuge einzudringen. Dabei sind es nicht so sehr die Rüstungsaufträge,
sondern vor allem die in früheren Jahren akkumulierten Lerneffekte, die
amerikanischen Firmen einen Kostenvorteil sichern, der nur mit Hilfe von
Subventionen wieder eingeholt werden kann. Wie das Beispiel der Con-
corde zeigt, sind hohe Subventionen allein noch keine Erfolgsgarantie,
doch ganz ohne Subventionen - so zeigt das japanische Beispiel - geht
es offenbar auch nicht.
Im Jahr 1986 waren allerdings die Verkäufe militärischer Flugzeuge
durch Boeing stark unterdurchschnittlich. Im Jahre 1990 erreichten die
Militärflugzeuge insgesamt einen Anteil am Boeing-Umsatz von 15 vH
[Wartzman, Jefferson, 1991]. Ein relativ hohes Auftragsvolumen entfällt
dabei auf das Aufklärungs- und Überwachungsflugzeug AWACS
(E-135), das in Tabelle 10 nicht aufgeführt ist, weil es im Jahr 1986
keine entsprechenden Lieferungen gab. Beim AWACS hat jedoch ein-
deutig die Rüstungsproduktion von der zivilen Produktion profitiert
und nicht umgekehrt, da dieses Flugzeug auf der bereits in den fünf-
ziger Jahren entwickelten B-707 aufgebaut ist.90
So gesehen ist das Airbus-Programm ohne Zweifel ein bemerkenswerter
Erfolg der europäischen Industriepolitik. Ob die Subventionen allerdings
auch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht gut angelegt sind, d.h., ob ihr
Nutzen für die gesamte Volkswirtschaft höher ist als ihre Kosten für den
Steuerzahler, ist Thema des folgenden Abschnitts.
4. Wohlfahrtseffekte der Industriepolitik
Nachdem in den theoretischen Arbeiten zur strategischen Handels- und
Industriepolitik die Möglichkeit aufgezeigt worden war, in Märkten mit
unvollkommener Konkurrenz durch gezielte Staatseingriffe gesamtwirt-
schaftliche Wohlfahrtsgewinne zu erzielen, wurden im Laufe der ver-
gangenen Jahre mehrere Versuche unternommen, das tatsächliche Ausmaß
der Wohlfahrtseffekte industriepolitischer Maßnahmen empirisch abzu-
schätzen. Dabei wird in erster Linie die Methode der Modell-Kalibrierung
benutzt, die im folgenden kurz erläutert werden soll.
Die Wohlfahrtseffekte industriepolitischer Maßnahmen werden in diesen
Modellen anhand der Veränderung der Konsumenten- und Produzenten -
renten ermittelt. Wenn die Summe dieser Renten in einer Situation mit
Staatseingriff per Saldo höher ist als ohne Staatseingriff, gilt die Maß-
nahme als wohlfahrtssteigernd; Umverteilungseffekte zwischen inlän-
dischen Konsumenten und Produzenten gelten dabei als wohlfahrtsneu-
tral. Um die Höhe der Konsumentenrente berechnen zu können, muß die
Nachfragefunktion bekannt sein. Dafür wird in der Regel die Preisela-
stizität der Nachfrage als exogener Parameter in das Modell eingefügt,
wobei auf empirische Schätzungen anderer Studien zurückgegriffen wird.
Für die Spezifikation der übrigen Parameter der Nachfragefunktion
werden die tatsächlich realisierten Marktdaten der betreffenden Branche
benutzt, d.h. die für einen bestimmten Zeitraum beobachteten Verkaufs-
preise und -mengen. Die Konsumentenrente läßt sich dann als Differenz
zwischen dem Integral der Nachfragefunktion und dem Verkaufserlös
berechnen.
Auf eine explizite Berücksichtigung des Staatsbudgets wird in diesen
Modellen meist verzichtet.91
Die Produzentenrente ergibt sich als Differenz zwischen den Ver-
kaufserlösen und den Kosten. Für die Bestimmung der Grenzkosten
müssen wiederum einige Parameter exogen vorgegeben werden - in der
Flugzeugindustrie beispielsweise die Lernrate. Außerdem müssen Annah-
men über die Marktstruktur (Zahl der Anbieter) und das Marktverhalten
getroffen werden. Auf dieser Grundlage lassen sich mit Hilfe der beob-
achteten Verkaufspreise und -mengen die Modellparameter kalibrieren.
Wenn diese Kalibrierung abgeschlossen ist, können die Auswirkungen
konkreter handeis- und industriepolitischer Maßnahmen simuliert werden.
Die Gewährung einer Subvention an einen der Anbieter beispielsweise
senkt dessen Grenzkosten. Da der subventionierte Anbieter nun seinen
Output erhöht, steigen die Grenzkosten der anderen Anbieter, die auf
das veränderte Marktverhalten des Konkurrenten reagieren. Diese Ko-
stenänderungen führen zu einem neuen Marktgleichgewicht, für das die
Veränderung der Konsumenten- und Produzentenrenten berechnet werden
kann.
Die Ergebnisse des Wohlfahrtsvergleichs mit und ohne Staatseingriff
hängen natürlich maßgeblich von den Annahmen ab, die in das Modell
hineingegeben werden. Um die Robustheit der Resultate zu überprüfen,
lassen sich Sensitivitätsanalysen durchführen, bei denen die exogen
vorgegebenen Parameter verändert und die jeweiligen Konsumenten- und
Produzentenrenten neu berechnet werden. Außerdem können die Annah-
men über das Marktverhalten der Produzenten geändert werden; dies
wird als konjekturale Variation bezeichnet.
Das hier beschriebene Grundmuster der Modell-Kalibrierung läßt sich
auf vielfältige Weise variieren, etwa durch die Berücksichtigung der
Wohlfahrtseffekte in Drittländern oder die Einbeziehung von Kuppelpro-
dukten, deren Kostenfunktionen durch economies of scope und deren
Nachfragefunktionen durch Kreuzpreiselastizitäten miteinander verknüpft
sind. Ein entsprechendes Modell wurde im Institut für Weltwirtschaft
entwickelt und auf den Airbus-Fall angewendet [Klepper, 1989; 1990].
In diesem Modell wird angenommen, daß im Falle der Subventionierung
des Airbus in Westeuropa Boeing und Airbus Industrie die einzigen
Anbieter von zivilen Großflugzeugen sind und daß beide Unternehmen
über die gleiche Technologie verfügen. Boeing hat jedoch Kostenvorteile
aufgrund von Lerneffekten aus früherer Produktion, die den Marktein-92
tritt von Airbus Industrie verhindert hätten, wenn keine staatlichen
Subventionen gezahlt worden wären.
Dieses Airbus-Boeing-Duopol wird zum einen mit einem Boeing-Mono-
pol, zum anderen mit einem Boeing-McDonnell-Douglas-Duopol verglichen.
Die Wohlfahrtseffekte, die nach diesem Modell aus dem Markteintritt von
Airbus resultieren, sind in Tabelle 11 zusammengefaßt. Dabei ergibt sich
im Vergleich zum Boeing-Monopol in allen Regionen ein Zuwachs an
Konsumentenrente, da Boeing daran gehindert wird, Monopolpreise zu
verlangen und sämtliche Fluglinien bzw. Flugpassagiere der Welt von den
niedrigeren Flugzeugpreisen profitieren. Die europäischen Konsumenten
müssen allerdings aus ihren Steuergeldern die Airbus-Subventionen
aufbringen, die auf insgesamt 20 Mrd. US-$ geschätzt werden. Die Vor-
teile der niedrigeren Flugzeugpreise werden dadurch überkompensiert, so
daß sich ihre Situation per Saldo verschlechtert. Die am Airbus betei-
ligten Unternehmen können dagegen Produzentenrenten in Höhe von
17 Mrd. US-$ realisieren, so daß sich die Wohlfahrt insgesamt für Europa
verbessert. Der größte Verlierer ist Boeing, dessen Produzentenrente
derart stark fällt, daß sowohl für Nordamerika als auch für die Welt
insgesamt aus dem Markteintritt von Airbus ein Wohlfahrtsverlust resul-
tiert.
Der Vergleich zum Boeing-McDonnell-Douglas-Duopol fällt vor allem
deshalb anders aus, weil hier die Flugzeugpreise wegen der Verdrängung
von McDonnell Douglas durch Airbus Industrie steigen. Daher ist in allen
Regionen die Konsumentenrente niedriger als ohne den Markteintritt des
Airbus, und in Europa sinkt auch insgesamt die Wohlfahrt. Die Produ-
zentenrente in Nordamerika ist dagegen höher, da Airbus Industrie
weniger Flugzeuge produziert als das verdrängte Unternehmen McDonnell
Douglas, so daß Boeing dementsprechend größere Lerneffekte realisieren
kann.
Die anderen Kalibrierungsmodelle, die für den Flugzeugmarkt ent-
wickelt wurden, sind von der Grundstruktur ähnlich aufgebaut wie das
Klepper-Modell und liefern auch ähnliche Ergebnisse. Baldwin und Krug-
man [ 1988a] kalibrieren beispielsweise ebenfalls ein Duopol-Modell, und
zwar für den A-300 und die B-767. Nach ihren Berechnungen ergibt sich
für die europäischen Konsumenten aufgrund des Markteintritts von
Airbus ein Wohlfahrtsgewinn von rund 2 Mrd. US-S, aus denen Subven-
tionen in Höhe von 1,5 Mrd. US-S finanziert werden müssen. Auch die93
Tabelle 11 - Wohlfahrtseffekte aufgrund des Eintritts von Airbus Indu-
























im Vergleich zu einem
Boeing-Monopol
- 2,8 10,5 7,7
17,2 - 9,5 7,7
-107,6 12,6 - 95,0
0 13,6 13,6
-110,4 36,7 - 73,7
im Vergleich zum Boeing-
McDonnell-Douglas-Duopol
- 2,8 - 0,9 - 3,7
17,2 - 20,9 - 3,7
12,0 - 1,4 10,6
0 - 1,0 - 1,0
9,2 - 3,3 5,9
Quelle: Klepper [1990].
Rente der amerikanischen Konsumenten steigt (um 3 Mrd. US-$), wäh-
rend Boeing einen Verlust an Produzentenrente in Höhe von 5 Mrd. US-S
hinnehmen muß. Da die Konsumentenrente in Drittländern um 2 Mrd.
US-S steigt, ergibt sich für die Welt insgesamt per Saldo ein Wohlfahrts-
gewinn von 0,5 Mrd. US-S.
Neben dem Klepper-Modell und dem Baldwin/Krugman-Modell gibt es ein
drittes Kalibrierungsmodell für den Flugzeugmarkt, das sich auf Passa-
gierflugzeuge mit 30-40 Sitzen bezieht [Baldwin, Flam^ 1989]. Dort
wird errechnet, daß der in Kanada erhobene Importzoll sowie die in
Brasilien gezahlte Exportsubvention die Wohlfahrt sowohl in diesen
Ländern als auch in der Welt insgesamt erhöht. In diesem Modell wird
allerdings der relevante Markt sehr eng abgegrenzt; bei einer Berück-
sichtigung weiterer Anbieter im Modell würde die Beurteilung der
industriepolitischen Interventionen wahrscheinlich weniger günstig
ausfallen.94
Derartige Modelle können natürlich - bei aller Komplexität des
Rechenwerks - immer nur ein stark vereinfachtes Bild der Realität
darstellen. So wird sowohl bei Klepper als auch bei Baldwin/Krugman
Cournot-Verhalten von Airbus und Boeing angenommen, d. h., die beiden
Unternehmen unterstellen, daß der jeweilige Konkurrent mit seinen
Produktionsentscheidungen überhaupt nicht auf die eigenen Produktions-
entscheidungen reagiert - in einem derart engen Oligopol wohl eine sehr
unrealistische Annahme. Problematisch erscheint auch die Annahme, die
Alternative zum Markteintritt von Airbus sei ein Boeing-Monopol. Bislang
ist McDonnell Douglas immer noch der zweitgrößte Flugzeughersteller der
Welt, und vielleicht ist die Preiskonkurrenz dieses Unternehmens gegen-
über Boeing sogar bedeutender als die Preiskonkurrenz des Airbus. Die
Annahme, ohne Airbus müßten alle Konsumenten Monopolpreise zahlen,
ist somit wenig plausibel. Damit sind auch die Modellergebnisse zur
Veränderung der Konsumentenrente nur bedingt aussagekräftig.
Zudem ist nicht einmal sicher, daß Lockheed auch dann endgültig aus
dem zivilen Flugzeugmarkt ausgetreten wäre, wenn Airbus nicht einge-
treten wäre. Die Probleme von Lockheed mit seiner TriStar hatten zwar
unmittelbar nichts mit dem Airbus zu tun, aber es ist nicht auszu-
schließen, daß Lockheed ohne die subventionierte Konkurrenz aus Europa
einen neuen Anlauf gewagt und ein verbessertes Flugzeug konstruiert
hätte. Unter diesen Bedingungen wäre der Markteintritt also völlig ohne
Einfluß auf die Zahl der Anbieter geblieben und hätte damit wohl auch
kaum einen Einfluß auf die Flugzeugpreise gehabt.
Auffällig ist auch, daß sowohl beim Klepper-Modell als auch beim
Baldwin/Krugman-Modell weitaus weniger Subventionen zur Ermöglichung
des Markteintritts von Airbus nötig wären, als tatsächlich gezahlt worden
sind. Im Klepper-Modell ergibt sich der Subventionsbedarf aus der
negativen Produzentenrente in Europa ohne Berücksichtigung der Sub-
ventionen, das sind 2,8 Mrd. US-$ bzw. 14 vH der tatsächlich gezahlten
Summe. Bei Baldwin /Krug man wird eine nötige Subvention in Höhe von
1,5 Mrd. US-S genannt; diese Angabe bezieht sich allerdings nur auf
den A-300.
Es fragt sich, wie der Differenzbetrag von 17-18 Mrd. US-S zwischen
den tatsächlich gezahlten und den nach den Modellrechnungen nötigen
Subventionen zu erklären ist. Eine mögliche Erklärung wäre, daß ein
Großteil der Airbus-Subventionen in Ineffizienzen versickert ist, die von95
den Kalibrierungsmodellen gar nicht erfaßt werden. Ein Grund dafür
könnte beispielsweise die regionale Zersplitterung der Produktion sein,
die nicht (wie etwa bei Boeing) nach betriebswirtschaftlichen, sondern
überwiegend nach politischen Kriterien erfolgt.
Es könnte auch argumentiert werden, künftig anfallende Gewinne von
Airbus Industrie würden die bisher realisierten gesamtwirtschaftlichen
Verluste weit überkompensieren; Westeuropa habe also bisher nur die
Kosten des Airbus getragen, aber noch nicht dessen Früchte geerntet.
Dagegen spricht allerdings; daß das Airbus-Programm mittlerweile über
zwei volle Jahrzehnte läuft, ohne daß ein Ende der Subventionierung
abzusehen wäre. Nach wie vor wird der Verkaufspreis erheblich subven-
tioniert; und auch beim A-350, immerhin dem sechsten Mitglied der
Airbus-Familie, ist der Staat wieder einmal an den Entwicklungskosten
beteiligt. Die staatliche Unterstützung für den Airbus ist somit offenbar
keine vorübergehende Starthilfe, die nach erfolgreicher Überwindung des
Lernkurven-Nachteils wieder abgebaut werden könnte, sondern eine
Dauersubvention, mit der eine ineffiziente Produktionsweise alimentiert
wird.
III. Fallstudie Mikroelektronik
"JESSI superchips: Europe is playing to win. " Mit diesem Aufmacher
präsentierte das EUREKA-Sekretariat in Brüssel seine Zeitschrift EUREKA-
News im Januar 1991. Mit dem Superchip ist der 64-Megabit-Chip ge-
meint, der im Rahmen des EUREKA-Projekts JESSI bis zum Jahre 1996
entwickelt werden soll. Gewonnen werden soll das Spiel gegen die Japa-
ner, die gegenwärtig den Weltmarkt für Speicher-Chips dominieren. Doch
das Spiel scheint schon verloren, bevor es richtig begonnen hat. Hitachi
konnte schon im Jahr 1990 den Prototyp eines 64M-Chips präsentieren,
und gleich mehrere japanische Konzerne haben die Aufnahme der Serien-
fertigung für 1994 angekündigt.
Woran liegt es, daß es den Europäern in der Mikroelektronik immer
wieder wie dem Buxtehuder Hasen ergeht, der sein Ziel erst erreicht,
wenn der Igel längst dort ist? Bei der Erklärung dieses Phänomens
stehen sich im wesentlichen zwei Hypothesen gegenüber:96
- Einerseits könnten die Markterfolge japanischer Unternehmen das
Ergebnis einer zielstrebigen Industriepolitik sein, mit der die japa-
nischen Produzenten zu einem Kartell zusammengeschmiedet und die
Auslandskonkurrenten vom inländischen Markt ferngehalten werden. Mit
den auf dem Inlandsmarkt gesammelten Erfahrungen - so das Argu-
ment - lassen sich dann im nächsten Zug auch die Weltmärkte erobern.
Demzufolge wäre es vor allem das legendäre Ministerium für Außenhan-
del und Industrie (MITI), das den Aufstieg der japanischen Mikro-
elektronikindustrie in die Wege geleitet hätte, indem es ihr einen
künstlichen Wettbewerbsvorteil verschafft hätte.
- Andererseits könnten japanische Anbieter einen "natürlichen" Wettbe-
werbsvorteil in der Chip-Produktion besitzen, der mit den in ihrem
Land verfügbaren Produktionsfaktoren und ihrem technischen Wissen
zusammenhängt. Zusätzlich könnten sie davon profitiert haben, daß die
europäische Konkurrenz vor allem im Bereich der Informations- und
Kommunikationstechnologie seit jeher vor dem rauhen Wind des inter-
nationalen Wettbewerbs geschützt war und es deshalb scheinbar gar
nicht nötig hatte, große Anstrengungen zum Erreichen einer techno-
logischen Führungsposition auf sich zu nehmen. Damit wäre es vor
allem der europäischen Außenhandelspolitik und der protektionistischen
Beschaffungspolitik der öffentlichen Hand zuzuschreiben, daß der
Fortschritt in der Mikroelektronik in Westeuropa weitgehend verschla-
fen wurde.
Diese beiden Hypothesen schließen sich natürlich nicht von vornherein
gegenseitig aus; sie können sich auch verstärken. Sie unterscheiden sich
jedoch in bezug auf die Beurteilung der Auswirkungen staatlicher Pro-
tektion. Während bei der ersten Hypothese ein zumindest temporärer
Schutz heimischer Produzenten vor der Auslandskonkurrenz der Schlüs-
sel zum Erfolg ist, bewirkt ein derartiger Schutz nach der zweiten
Hypothese genau das Gegenteil, nämlich ein Nachlassen der Innovations-
tätigkeit im eigenen Lande. Um hier mehr Klarheit zu gewinnen, ist es
notwendig, die tatsächlich praktizierte Industriepolitik der Regionen
genauer zu analysieren.
Beide Hypothesen haben jedoch eines gemeinsam: Sie basieren auf der
Annahme, daß es gerade im Bereich der Mikroelektronik schwer sei, den
erreichten technologischen Vorsprung der Konkurrenz wieder einzuholen,
wenn man erst einmal in Rückstand geraten ist. In diesem Zusammenhang97
wird immer wieder auf die zentrale Rolle von Lerneffekten verwiesen, die
sich aus den spezifischen Produktionsbedingungen in der Mikroelektronik
ergeben. Deshalb werden zunächst einmal die Grundzüge dieser Produk-
tionsbedingungen dargestellt. Da die industriepolitische Diskussion zur
Mikroelektronik stark geprägt ist von technischen Argumenten, die
oftmals unbesehen von den politischen Entscheidungsträgern übernommen
werden, nimmt in dieser Fallstudie die Darstellung der technischen
Grundlagen einen deutlich breiteren Raum ein als bei den Fallstudien zum
Flugzeugbau und zum Automobilbau.
1. Die Produktionstechnik der Halbleiterindustrie
a. Konstruktionen und Produkte
Die zentralen technologischen Voraussetzungen für die Mikroelektronik
wurden geschaffen mit der Entwicklung des Transistors im Jahr 1948 und
der Silizium-Planar-Technologie im Jahr 1959. Mit dem Transistor wurde
es möglich, komplexe Schaltungen zu konstruieren, die weit weniger
Platz und Energie benötigen als Schaltungen auf der Basis von Elektro-
nenröhren. Durch den Übergang von der Germanium-Technik zur Sili-
zium-Planar-Technik konnten wesentlich preisgünstigere und gleichzeitig
zuverlässigere Transistoren produziert werden. Außerdem wurde schon
bald die Möglichkeit erkannt und genutzt, mit der Planartechnik zusätz-
lich zu Transistoren auch Dioden, Kondensatoren und Widerstände auf
einer einzigen Siliziumscheibe zu installieren. Die wichtigsten Basispa-
tente der heutigen Technik wurden schon in den späten fünfziger Jahren
angemeldet; die Fertigung integrierter Schaltkreise (ICs) begann im Jahr
1962 [Sautter, Weinerth, 1989a]. Seither konzentriert sich die Forschung
und Entwicklung in der Mikroelektronik darauf, die Basistechniken zu
verbessern und zu verfeinern. .
Seit den siebziger Jahren ist eine Vielzahl verschiedener ICs ent-
wickelt worden, die auf die unterschiedlichsten Verwendungsbereiche
zugeschnitten sind. Allein Philips hat bis vor kurzem über 15000 Typen
von ICs produziert [Philips, 1990, S. 28]. Dabei reicht die Bandbreite
von Standardprodukten, die weltweit in hohen Stückzahlen und weit-
gehend identischer Qualität produziert werden, bis zu kundenspezi-98
fischen Chips, die in wenigen Exemplaren für besondere Einsatzfelder
nach Maß gefertigt werden.
Im Blickpunkt der Öffentlichkeit und auch der Forschungsförderung
stehen die dynamischen Schreib-Lese-Speicher (DRAMs), zu denen auch
der eingangs erwähnte 64-Megabit-Chip des JESSI-Projekts zählt. Dieses
Bauelement ist jedoch nur eines unter vielen anderen. Um einen Über-
blick über die verschiedenen Arten von ICs zu gewinnen, ist es zweck-
mäßig, die Haupttypen sowohl nach technischen Konstruktionskriterien
als auch nach der jeweiligen Funktion zu kategorisieren (Schaubild 16).
Im Mittelpunkt der unterschiedlichen Konstruktionen steht jeweils der
Transistor - das wichtigste Bauteil aller ICs. Er dient grundsätzlich
dazu, einen Stromfluß mit Hilfe eines anderen Stroms zu kontrollieren.
Bei analogen oder linearen ICs reagiert dabei das Ausgangssignal des
Transistors in einem proportionalen Verhältnis zum Eingangssignal; bei
digitalen ICs gibt es nur zwei Arten von Ausgangs Signalen (Spannung/
keine Spannung). Typische Einsatzbereiche für analoge ICs sind Ver-
stärker in der Unterhaltungselektronik, während digitale ICs etwa als
Datenspeicher in Computern eingesetzt werden.
Die ersten verfügbaren Transistoren waren bipolare Transistoren.
Erst im Jahr 1960 wurde der erste Feldeffekt-Transistor (FET) ent-
wickelt. Auch heute noch werden beide Transistortypen nebeneinander
produziert, und zwar sowohl für analoge als auch für digitale Schal-
tungen. Heute haben bipolare ICs weltweit einen Marktanteil von rund
30 vH.
FETs werden ganz überwiegend in der MOS-Technik hergestellt (metal
oxide Silicon), die in den frühen sechziger Jahren bei Fairchild ent-
wickelt wurde und bei der auf unterschiedlich dotierte Silizium-Schichten
ein "gate" aufgebracht ist, das an der Unterseite oxidiert ist. Je nach
Anordnung der dotierten Silizium-Schichten sind die Leiter—Kanäle der
Transistoren auf einem Chip entweder positiv oder negativ; dement-
sprechend kann zwischen PMOS- und NMOS-Technik unterschieden
werden (positive Channel /negative Channel metal oxide Silicon). Mit der
1970 von RCA vorgestellten CMOS-Technik (complementary metal oxide
Silicon) wurde es möglich, diese beiden Transistor-Typen auf einem
einzelnen Chip zu integrieren. Die Herstellung ist zwar aufwendiger als
bei der PMOS- und NMOS-Technik, sie erlaubt aber die Konstruktion
wesentlich komplexerer Schaltungen.99
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Quelle: Eigene Zusammenstellung.
Die Weiterentwicklung von ICs konzentriert sich heute im wesentlichen
auf die CMOS-Technik. Daneben wird an ICs gearbeitet, die nicht auf
Silizium, sondern auf Galliumarsenid beruhen, die aber gegenwärtig noch
eher als Ergänzung und nicht als Ersatz für Silizium-Chips angesehen
werden [Weinerth, 1989]. Ihre Vorteile liegen bei der größeren Schnel-
ligkeit der Chips und überlegenen Materialeigenschaften im Submikronbe-
1 Gegenwärtig deutet sich aber eine Renaissance des Bipolar-Transistors
an, für den nun ebenfalls Herstellungsverfahren in der CMOS-Technik
entwickelt werden (BICMOS).100
reich; dem steht allerdings ein technisch anspruchsvolleres und damit
teureres Produktionsverfahren gegenüber. Wenn die Galliumarsenid-
technologie nicht in den achtziger Jahren so massiv vom japanischen MITI
gefördert worden wäre, wäre sie möglicherweise sogar völlig chancenlos
gegenüber der Siliziumtechnologie geblieben.
Innerhalb der digitalen Schaltkreise kann nach der Funktion zwischen
Speicher-Chips und Logik-Chips unterschieden werden. Bei den Speicher-
Chips wiederum gibt es als RAM (random access memory) bezeichnete
Schreib-Lese-Speicher und als ROM (read-only memory) bezeichnete reine
Lese-Speicher. Sowohl bei den DRAMs (dynamic random access memory)
als auch bei den SRAMs (static random access memory) kann der Spei-
cherinhalt vom Endanwender beliebig abgerufen und neu eingegeben
werden, doch bei den DRAMs geht der Speicherinhalt im Gegensatz zum
SRAM auch ohne Eingriff von außen nach einer gewissen Zeit verloren
und muß daher periodisch regeneriert werden. Außerdem arbeiten
DRAMs langsamer als SRAMs, doch diesen Nachteilen stehen als Vorteile
deutlich niedrigere Produktionskosten und eine höhere Dichte von Spei-
cherzellen gegenüber. Die Komplexität eines SRAM, der Informationen
von 1-Megabit speichern kann, ist vergleichbar mit der eines 4-Megabit-
DRAM.
Während SRAMs und DRAMs vor allem zum Speichern von Daten und
Anwenderprogrammen geeignet sind, dienen ROMs als Festwertspeicher,
deren Inhalt vom Endanwender in aller Regel nicht verändert wird. Beim
SROM (static read-only memory) wird der Speicherinhalt bereits bei der
Produktion unabänderlich vorgegeben; beim EPROM (erasable programm-
able read-only memory) kann der Inhalt auch nachträglich mit speziellen
Verfahren gelöscht und neu eingegeben werden.
Wesentlich komplexer als Speicher-Chips sind Logik-Chips aufgebaut.
Hier werden die verschiedensten Bauteile wie Transistoren, Dioden,
Kondensatoren und Widerstände in einem einzigen Chip installiert und auf
Die "Vergeßlichkeit" der DRAMs rührt daher, daß die einzelne Spei-
cherzelle bei diesem Chip nur aus einem Transistor und einem Konden-
sator besteht. Ob in der Zelle eine Eins oder eine Null gespeichert ist,
hängt davon ab, ob der Kondensator geladen ist oder nicht. Da es nie
möglich ist, Leckströme vollständig zu vermeiden, entlädt sich jeder
Kondensator nach einer gewissen Zeit von selbst, wenn er nicht immer
wieder neu aufgeladen wird. Bei SRAMs dagegen besteht die einzelne
Speicherzelle aus mehreren Transistoren, bei denen Leckströme keine
Rolle spielen.101
vielfältige Weise miteinander verknüpft. Für spezielle Anwendungen gibt
es eine Vielzahl sehr unterschiedlich konstruierter ASICs (application
specific integrated circuits), bei denen auch heute noch die bipolare
Technik eine große Rolle spielt (Graphik-Chips, Signalprozessoren etc. ).
Doch der wichtigste und sehr vielseitig einsetzbare Logik-Chip ist der
Mikroprozessor. Er verfügt über mehrere Register, in die Daten ein-
und ausgelesen und zwischen denen Rechenoperationen durchgeführt
werden können. Eingesetzt wird er als zentrale Recheneinheit von Com-
putern, aber auch als Steuerungselement in zahlreichen anderen Gerä-
ten. Mikroprozessoren werden - genau wie Speicher-Chips - in großen
Stückzahlen produziert und zählen damit zu den Standard-Chips.
Die Leistungsfähigkeit eines Mikroprozessors hängt davon ab, wieviele
Register zur Verfügung stehen, wieviele Bit-Adressen in den einzelnen
Registern angesprochen werden können und mit welcher Frequenz die
Rechenoperationen zwischen den Registern ablaufen. Gegenwärtig wird
eine neue Generation von Mikroprozessoren in den Markt eingeführt, bei
denen die Rechengeschwindigkeit dadurch gesteigert wird, daß verschie-
dene Operationen nicht nur nacheinander, sondern gleichzeitig innerhalb
eines Frequenztaktes verarbeitet werden [Economist vom 16. März 1991].
Für derartige RISC-Prozessoren (reduced-instruction set Computing) muß
allerdings eine völlig neugestaltete Software erarbeitet werden, da sie mit
einer vereinfachten Befehlsstruktur (instruction set) arbeiten. Doch die
Hersteller der neuen Mikroprozessoren sind zuversichtlich, daß auf der
RISC-Technologie aufgebaute Desktops künftig in der Lage sein werden,
sowohl den Personal Computer vom Markt zu verdrängen als auch die
Aufgaben von Großrechnern weitgehend zu übernehmen.
b. Physikalisch-technische Grenzen der Höchstintegration
Für den gesamten Bereich der ICs gilt, daß die Leistungsfähigkeit um so
höher sein kann, je feiner die Strukturen sind, in denen die Silizium-
Ais zusätzliche Produktgruppe können die Microcontroller genannt
werden, die auch als Mikrocomputer bezeichnet werden. Bei ihnen sind
neben einem Mikroprozessor auch noch RAMs und ROMs in einem Chip
integriert, so daß diese ICs als eigenständig arbeitende Computer
eingesetzt werden können.102
Scheiben bearbeitet werden. Die feinsten Strukturen lassen sich natur-
gemäß bei jenen ICs realisieren, die am unkompliziertesten "aufgebaut
sind - die RAMs. Deshalb gelten RAMs auch als technische Leitprodukte,
auf die sich die Erforschung neuer Fertigungstechniken konzentriert und
bei denen verfeinerte Bearbeitungsverfahren in der Regel zuerst erprobt
werden. Technisch erreichbar ist derzeit eine Strukturgröße von 0, 3 um,
mit der 64-Megabit-DRAMs oder 16-Megabit-SRAMs hergestellt werden
können (Tabelle 12).


















Aus theoretischer Sicht wäre die absolute Untergrenze erst erreicht,
wenn die Gesetze der klassischen Wellenlehre nicht mehr gelten und statt
dessen Quantentransportprozesse f- auftreten. Derartige Effekte sind bei
Strukturgrößen unterhalb von etwa 0,3 nm zu erwarten, d.h. bei etwa
einem Tausendstel des gegenwärtig realisierten Wertes [Sautter, Wei-
nerth, 1989b]. In der Praxis ist diese Grenze allerdings irrelevant, da
bereits wesentlich früher gravierende technische Probleme auftreten, und
zwar sowohl bei der Materialbearbeitung als auch bei der Funktionsfähig -
keit der Chips.
Entscheidend bei der Materialbearbeitung ist die fehlerfreie Übertra-
gung des Schaltungsentwurfs auf die Siliziumscheibe. Bis zu einer
Strukturgröße von 0,5 (xm war es möglich, die Schaltungen optisch zu
projizieren und auf lithographischem Wege die gewünschten Strukturen in
das Silizium einzuätzen. Einer feineren Bündelung von Lichtstrahlen sind
Grenzen gesetzt durch ihre Wellenlänge. Eine Verringerung der Struk-
turgröße erfordert also den Übergang zu anderen Lithographieverfahren,
etwa der Elektronenstrahl-, Röntgenstrahl-, Laserstrahl- oder Ionenlitho-103
graphie. Es erscheint aus heutiger Sicht möglich, die Grenze dadurch
auf eine Größenordnung von 10 nm herunterzudrücken.
Außerdem wird die erreichbare Verfeinerung der Strukturen dadurch
begrenzt, daß die bereits erwähnten Leckströme im Kondensator, die
Gefahr der Instabilität des Transistors und der "hot-electron-Effekt",
d.h. die elektrische Aufladung des zur Isolierung benötigten Gate-Oxids,
immer schwerer zu beherrschen sind. Auch hier ist es gelungen, tech-
nische Grenzen durch veränderte Konstruktionsprinzipien und verrin-
gerte Versorgungsspannungen immer weiter hinauszuschieben, doch wenn
es nicht zu einem radikalen technologischen Durchbruch kommt, ist damit
zu rechnen, daß die CMOS-Technik bei einer Strukturgröße von 0,1 um
ihre endgültige Grenze finden wird [Sautter, Weinerth, 1989b]. Das
würde bedeuten, daß der Giga-Chip und vielleicht auch noch der 64-G-
Chip erreichbar sind, daß aber darüber hinaus keine wesentliche Erhö-
hung des Integrationsgrades mehr möglich wäre.
Bei solchen Vorhersagen ist allerdings zu beachten, daß die vermeint-
lichen Grenzen des technischen Fortschritts auch in der Vergangenheit
immer wieder hinausgeschoben werden konnten. Völlig neue Perspektiven
der Chip-Produktion könnten sich eröffnen, wenn es gelingt, die bislang
ausschließlich zweidimensional aufgebauten Schaltpläne von ICs durch
dreidimensionale Konstruktionen zu ersetzen. So könnten, ohne die
Struktur großen der einzelnen Chip-Zellen zu verändern, wesentlich
komplexere Schaltungen realisiert werden als heute [Höfflinger, 1991].
Technische Probleme bereitet dabei vor allem die Ableitung der freige-
setzten Wärme. Außerdem werden im Chip-Design völlig neue Wege be-
schritten werden müssen, um das Potential dreidimensionaler Konstruk-
tionen zu nutzen. Doch wenn es gelingt, diese Schwierigkeiten zu
meistern, dürfte die Siliziumtechnologie noch bis weit ins nächste Jahr-
hundert hinein ausbaufähig sein.
In jüngster Zeit werden allerdings die Möglichkeiten der optischen
Lithographie wieder sehr viel optimistischer beurteilt als noch vor
wenigen Jahren. Insbesondere mit dem sogenannten "Trench-Verfah-
ren" ist es gelungen, mit optischen Mitteln feinere Strukturen heraus-
zuarbeiten als früher. Nach Angaben aus der Industrie wird es ver-
mutlich erst deutlich nach der Jahrhundertwende nötig sein, auf
andere Lithographieverfahren überzugehen.104
c. Lerneffekte bei der IC-Produktion
Die Produktion integrierter Schaltkreise gilt als eines der komplizier-
testen High-Tech-Verfahren, die in der Industrie überhaupt angewendet
werden. Ausschlaggebend für den Erfolg ist nicht nur die Verfügbarkeit
der entsprechenden Techniken und Fertigungsgeräte, sondern auch der
Umfang an Erfahrungen, die im Laufe der Zeit im Produktionsprozeß
gesammelt werden können. Welches Ausmaß derartige Lerneffekte haben
und worauf sie zurückzuführen sind, soll am Beispiel der MOS-Technik
erläutert werden. Insgesamt läßt sich die_IC-Produktion in fünf Haupt-
phasen untergliedern:
1) Der erste Schritt ist die Wafer-Fabrikation. Dafür werden hochreine
Siliziumkristalle gezüchtet, die eine äußerst regelmäßige Kristallstruktur
aufweisen müssen, um später eine störungsfreie Funktion der Chips zu
gewährleisten. Der Kristallblock wird zu einem Zylinder bearbeitet und in
dünne Scheiben (wafers) zersägt, die anschließend poliert und gereinigt
werden.
2) Als nächstes folgt der Entwurf der Schaltung (Chip-Design) und die
Herstellung einer Maske (üblicherweise aus Glas), auf die der Schaltplan
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übertragen wird. In der Regel werden für ein einzelnes Chip-Design
mehrere Masken benötigt, die übereinandergelagert den vollständigen
Konstruktionsplan ergeben.
3) Die Übertragung der Maskenstruktur auf die Siliziumscheibe macht die
eigentliche Chip-Herstellung aus, die wiederum in mehreren Stufen
erfolgt:
- Zur Vorbereitung wird auf den Wafer eine zusätzliche Siliziumschicht
aufgetragen, die gezielt mit bestimmten Metallen verunreinigt (dotiert)
wird. Mit der Dotierung lassen sich die elektrischen Eigenschaften des
Siliziums verändern. Anschließend wird die Scheibe "gebacken" und
Diese Darstellung folgt im wesentlichen Langlois et al. [1988].
2
Zu den Entwicklungstendenzen im Chip-Design bei verschiedenen
IC-Typen vgl. Stephanblome und Weinerth [1989].
Hier wird die optische Lithographie beschrieben. Bei der Röntgen- und
der Laserstrahllithographie ist das Verfahren ähnlich, während bei der
Elektronenstrahllithographie die Chip-Struktur direkt vom Elektronen-
strahl herausgearbeitet wird [Sautter, Weinerth, 1989b].105
konzentriertem Sauerstoff ausgesetzt, bis auf ihrer Oberseite eine
dünne Siliziumoxid -Schicht entstanden ist, die als Isolator dient. Auf
diese Schicht wird danach eine photochemische Substanz aufgesprüht.
- Nun wird die Siliziumscheibe mit der ersten Maske belichtet und an-
schließend entwickelt. In einem Säurebad wird das Siliziumoxid an den
unbelichteten Stellen herausgeätzt, während die belichteten Regionen
erhalten bleiben. Nach Entfernen der restlichen Photoschicht können
die herausgeätzten Strukturen mit bestimmten Gasen dotiert werden.
Dieses Lithographieverfahren wird mit den verschiedenen Masken, die
für die Chip-Konstruktion erforderlich sind, wiederholt, bis die Si-
liziumscheibe die gewünschten Strukturen aufweist. Dabei werden auf
jeder Scheibe gleich mehrere ICs nebeneinander produziert, und zwar
bis zu zweihundert Chips pro Scheibe.
- Schließlich wird eine dünne Metallschicht aufgetragen, aus der wie-
derum auf photolithographischem Wege mit verschiedenen Masken eine
Leiters truktur herausgearbeitet wird. Diese Leiter verbinden ver-
schiedene Regionen des Chips miteinander und dienen als Kontaktan-
schlüsse.
4) In der Montagephase (assembling) wird zunächst die Siliziumscheibe in
die einzelnen ICs zersägt; dann werden Anschlußdrähte an die Kontakte
gelötet; und schließlich wird der Chip auf einen Sockel montiert und in
eine Schutzhülle eingeschweißt.
5) Zum Abschluß werden die Chips auf ihre Funktionsfähigkeit getestet.
Diese Tests sind um so schwieriger, je komplexer die Strukturen des IC
sind. Da selbst bei computergestützten Testverfahren nicht alle Fehler
zweifelsfrei identifiziert werden können, werden die Chips oftmals in
verschiedene Qualitätsklassen eingeteilt und entsprechend den Fehler-
toleranzen zu unterschiedlichen Preisen verkauft.
Diese fünf Produktionsphasen lassen sich offenbar ohne größere
Probleme sowohl räumlich als auch zeitlich voneinander trennen. Die
Wafer-Fabrikation beispielsweise wird nur. von den großen Elektronik-
Konzernen selbst durchgeführt; die kleineren Chip-Hersteller beziehen
ihre Wafers von spezialisierten Chemieunternehmen (Wacker, Monsanto
und andere). Auch das Chip-Design läßt sich von der Herstellung tren-
nen. Diese Möglichkeit wird aber seltener genutzt, am ehesten noch bei
der Entwicklung kundenspezifischer Logik-Chips durch die Anwender. Da
das Assembling sehr arbeitsaufwendig ist, wird diese Produktionsphase106
oftmals in Niedriglohnländer ausgelagert (offshore-assembling). Die
abschließenden Funktionstests wiederum werden meist dort durchgeführt,
wo auch die Chip-Herstellung erfolgt ist.
Die höchsten technischen Anforderungen stellt die dritte Phase - die
Chip-Herstellung. Wenn es um Strukturen im Mikro- und Nanometerbe-
reich geht, kann ein Staubkorn schon ganze Chip-Regionen unbrauchbar
machen, so daß die gesamte Produktion in Reinsträumen durchgeführt
werden muß. Die verschiedenen Masken müssen bei den einzelnen Litho-
graphiestufen in exakt die gleiche Lage zum Wafer gebracht werden, die
Belichtung muß erschütterungsfrei erfolgen, und thermische oder mecha-
nische Verspannungen müssen vermieden werden. Schließlich lassen sich
die erforderlichen Belichtungszeiten, die Intensität der Dotierung oder
die Konzentration und Dauer der Säurebäder nicht exakt vorher ange-
ben, sondern nur durch wiederholten Versuch und Irrtum als Erfah-
rungswerte ermitteln. Hier kommen die eingangs erwähnten Lerneffekte
am stärksten zur Geltung.
Beim Start einer neuen Produktionslinie, wenn erst wenige Erfahrun-
gen vorliegen, ist die Ausbeute an funktionsfähigen Chips meist sehr
gering, oftmals unter 10 Prozent. Mit Zunahme der Produktion steigt der
Anteil funktionsfähiger Chips (yield ratio) laufend an, bis bei ausge-
reiften Chips schließlich ein Niveau von 60-90 Prozent erreicht ist. In
frühen Stadien der Lernphase ist nach einer Faustregel von Branchenex-
perten damit zu rechnen, daß die Durchschnittskosten pro funktionsfähi-
gen Chip bei einer Verdoppelung der kumulierten Produktionsmenge um
ein Drittel fallen. Je höher der in der Vergangenheit kumulierte Output,
desto geringere Lerneffekte sind von einer weiteren Produktionsstei-
gerung zu erwarten.
Über den präzisen Verlauf der Lernkurven sind keine genauen Anga-
ben zu erhalten, da sich die Chip-Produzenten darüber aus Wettbewerbs-
gründen ausschweigen. Einen Eindruck von den möglichen Größenord-
nungen vermittelt jedoch Schaubild 17. Es macht deutlich, daß neue
Generationen von DRAMs zunächst einen Preisnachteil gegenüber älteren
Generationen haben, da die "yields" zunächst noch gering sind. Diese
Nachteile werden jedoch in der Regel innerhalb von ein bis zw^i Jahren
wettgemacht, so daß ältere DRAMs dann nur noch mit erhebliche« Preis-
abschlägen abgesetzt werden können. Wenn die Absatzzahlen stark zu-107
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rückgehen, werden ältere Chip-Generationen üblicherweise sogar wieder
teurer. Sie werden dann nur noch von solchen Anwendern nachgefragt,
die ihre Produkte nicht auf die neuen, leistungsfähigeren und preis-
werteren Chips umgestellt haben. Dieser Preisanstieg, der einen Kosten-
anstieg reflektiert, ist ein deutliches Indiz dafür, daß die bei der
Chip-Produktion erreichten Stückzahlen in der Regel hinreichend groß
sind, um in den flachen Bereich der Lernkurve zu geraten. Wenn Lern-
effekte - wie etwa im Flugzeugbau - auch in späten Produktionsstadien
noch eine große Rolle spielen würden, müßten ältere Chips auf Dauer
billiger sein als neuere Chips.108
d. Ökonomische Einordnung der Produktionstechnik
Die Halbleiterindustrie ist - genau wie der oben analysierte Flugzeug-
bau - durch überdurchschnittlich hohe Skalenerträge geprägt. Intel
wendet heute beispielsweise für die Entwicklung eines neuen Mikropro-
zessors mehrere 100 Mill. US-S auf; für den 4M-DRAM werden als Ent-
wicklungskosten 2 Mrd. DM und für den 64M-DRAM sogar 5 Mrd. DM
genannt [Schwarzer, 1991]. Diese Kosten sind - wiederum wie im Flug-
zeugbau - zum allergrößten Teil sunk costs, wirken also als Marktein-
trittsschranke.
Auch für die Chip-Industrie gilt allerdings, daß die dynamischen
Skalenerträge, die aus Lerneffekten resultieren, weitaus wichtiger sind
als die von den Fixkosten herrührenden statischen Skalenerträge. Bei
der Chip-Produktion sind die Lerneffekte in der Anfangsphase der
Produktion mit einer Rate von 0,3 sogar deutlich höher als im Flugzeug -
bau (0,2). Der wesentliche Unterschied liegt jedoch darin, daß die
Marktgröße in aller Regel ausreichend ist, um in einem hinreichend
flachen Teil der Lernkurve hineinzukommen - zumindest bei den Stan-
dard-Chips. Es gibt also - anders als bei Großflugzeugen - Raum für
mehrere Anbieter, die nebeneinander bestehen können und die sich
gegenseitig Konkurrenz machen. Ein neuer Anbieter, der in den Markt
eintreten will, ist nicht gezwungen, den etablierten Unternehmen einen
großen Marktanteil abzunehmen, um genügend Lerneffekte realisieren zu
können.
Bei den anwendungsspezifischen Chips (ASICs) reichen die Stückzah-
len zwar selten aus, alle potentiellen Lerneffekte zu realisieren, doch
dafür werden diese Chips selten in der fortgeschrittensten Technologie
produziert. Die bei Standard-Chips erprobten Technologien sind selbst
kleineren Herstellern ohne größere Schwierigkeiten zugänglich, so daß
der Markt für ASICs am ehesten durch das Modell der monopolistischen
Konkurrenz beschrieben werden kann. Das heißt, in jedem einzelnen
Marktsegment gibt es potentielle Skalenerträge durch Lerneffekte, und
jedes einzelne Unternehmen hat eine fallende Durchschnittskostenkurve;
da jedoch die Marktschranken gering sind, lassen sich dennoch keine
Renten erzielen.
Umstritten ist die Frage, inwieweit die Erfahrungen bei der Produk-
tion eines Chip-Typs auf andere Chips übertragen werden können. Dazu109
gab es vor einigen Jahren in den Vereinigten Staaten eine sogenannte
Memory-Debatte, bei der diskutiert wurde, ob die Verluste von Marktan-
teilen bei Speicher-Chips an die Japaner auch eine verringerte Wettbe-
werbsfähigkeit amerikanischer Hersteller bei der Produktion von Mikro-
prozessoren nach sich ziehen würde [Guy, Arnold, 1987]. Hinweise
darauf, wie gewichtig dieses Argument ist, lassen sich aus einem Ver-
gleich der Weltmarktposition von einzelnen Unternehmen bei verschie-
denen Produktlinien gewinnen.
Vergleicht man die Rangfolge der jeweils zwanzig größten Anbieter
von Speicher-Chips und von Mikroprozessoren, zeigen sich recht deut-
liche Unterschiede (Tabellen A6 und A7). Der Weltmarktanteil von Intel
beispielsweise ist bei Mikroprozessoren mehr als zehnmal so hoch wie bei
Speiche:—Chips; Toshiba dagegen hat bei Speichern einen dreimal so
hohen Anteil wie bei Mikroprozessoren. Insgesamt haben von den zwanzig
größten Speicherproduzenten zehn ihren Sitz in Japan und sieben in den
Vereinigten Staaten; bei Mikroprozessoren ist es fast genau umgekehrt.
Obwohl die grundlegenden Produktionstechniken bei verschiedenen
Typen von ICs ähnlich sind, lassen sich die Lerneffekte, die für die
Skalenerträge und damit letztlich für die Aussicht auf Monopolrenten
ausschlaggebend sind, offenbar nicht ohne weiteres bei anderen Produk-
tionslinien nutzen. Nur so ist es zu erklären, daß die Rangfolge der
jeweils größten Unternehmen bei jeder neuen Generation von DRAMs
deutlich gewechselt hat (Tabelle 13). Nur so ist es auch zu erklären,
daß in Westeuropa selbst innerhalb des Speicherbereichs eine starke
Spezialisierung auftreten konnte, mit Siemens als dem führenden Anbieter
von DRAMs und Philips (bis 1990) als führendem Anbieter von SRAMs.
Selbst innerhalb einzelner Produktlinien sind die Lernerfahrungen kaum
auf andere Unternehmen übertragbar - oftmals gelingt es nicht einmal,
Erfahrungswerte innerhalb desselben Unternehmens von einem auf den
anderen Betrieb zu übertragen [Langlois et al., 1988].
Konzeptionell zu trennen sind die hier beschriebenen reinen Lern-
effekte, die in Abhängigkeit von der Höhe des Outputs bei einzelnen
Chip-Typen auftreten, von der Akkumulation technischen Wissens, das
bei der Entwicklung eines neuen Chip-Typs anfällt. Dabei geht es zum
Beispiel darum, wie der gesamte Schaltplan von Chips möglichse rationell
in Sektoren untergliedert werden kann oder wie sich technische Anfor-
derungen an die Produktionsprozesse möglichst kostengünstig realisieren110































































































Quelle: The Economist [1989].
lassen. Solche "Blaupausen-Effekte" sind zumindest teilweise zwischen
Chip-Generationen übertragbar. Sie hängen aber - im Gegensatz zu den
Lerneffekten - nicht davon ab, wie hoch die bei einzelnen Chip-Typen
erreichten Stückzahlen sind, sondern nur davon, ob das Unternehmen
den betreffenden Chip-Typ überhaupt produziert oder nicht.
Festzuhalten bleibt somit, daß die reinen Lerneffekte den im Markt
vertretenen Unternehmen kaum Kos ten vor teile bei künftigen Chip-Genera-
tionen verschaffen. Sie sind damit auch nicht als Marktschranken anzu-111
sehen, die später auftretenden Konkurrenten den Marktzutritt erschwe-
ren. Als Marktschranken wirken allenfalls die Blaupausen-Effekte, die
jenen Unternehmen, die aus der Chip-Produktion ausscheiden, in spä-
teren Jahren den Wiedereintritt schwer machen.
Auch die Hoffnung, das Erzielen von Lernerfahrungen in staatlich
geförderten Bereichen könne auf andere Bereiche ausstrahlen und diesen
ebenfalls zu einem Wettbewerbsvorteil verhelfen, ist trügerisch. Die
Lerneffekte der Chip-Produktion stellen keine externen Erträge dar, da
sie nicht zwischen verschiedenen Unternehmen transferiert werden kön-
nen. Nutznießer ist jeweils nur dasjenige Unternehmen, das die Erfah-
rungen in der Chip-Produktion selbst erworben hat.
2. Unternehmen und Märkte
Weltweit werden derzeit elektronische Halbleiter im Wert von rund 60
Mrd. US-S pro Jahr umgesetzt. Die Zuwachsraten zwischen den einzelnen
Jahren schwanken stark, doch im längerfristigen Trend liegen sie ein-
deutig über dem Durchschnitt anderer Industriewaren. Rund die Hälfte
des Umsatzes wird mittlerweile von japanischen Unternehmen erzielt, die
bereits seit 1986 die vormals führenden nordamerikanischen Unternehmen
überflügelt haben. Insgesamt gesehen haben sich die Marktanteile ja-
panischer und amerikanischer Unternehmen seit den siebziger Jahren fast
spiegelbildlich zueinander entwickelt, während europäische Hersteller
nach Verlusten in der ersten Hälfte der achtziger Jahre ihren Marktanteil
bei rund 10 vH stabilisieren konnten. Seit Beginn der achtziger Jahre
drängen auch die jungen Industrieländer aus dem asiatisch-pazifischen
Raum auf den Markt, insbesondere Südkorea und Taiwan. Ihr Anteil am
Weltmarkt lag 1990 bei 3,5 vH, dürfte aber künftig weiter steigen
(Schaubild 18).
Die Dominanz japanischer Anbieter zeigt sich auch in der Liste der
zwanzig größten Unternehmen dieses Marktes, unter denen Japan mit
zehn Firmen vertreten ist. Dem stehen sechs amerikanische, drei euro-
päische und ein südkoreanisches Unternehmen gegenüber (Tabelle 14).
Das Bild auf dem Markt für integrierte Schaltkreise, der mit einem
Gesamtumsatz von knapp 50 Mrd. US-S pro Jahr rund 80 vH des gesam-112
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ten Marktes für elektronische Halbleiter ausmacht, ist nahezu identisch
(Tabelle A3).
Bei der Interpretation dieser Daten ist allerdings zu berücksichtigen,
daß sie nur die über den Markt abgesetzte Halbleiterproduktion berück-
sichtigen; für die Verwendung im eigenen Unternehmen produzierte
Halbleiter werden statistisch nicht erfaßt. Dadurch wird insbesondere
das Produktionsvolumen amerikanischer Hersteller stark unterzeichnet.
IBM taucht beispielsweise in der Liste der zwanzig größten Unternehmen
gar nicht auf, obwohl das Unternehmen zu den weltgrößten Halbleiter-
Produzenten zählt. Da es seine Chips ganz überwiegend selbst verar-
beitet, wird seine Produktion bei der Berechnung der Weltmarktanteile
nicht mitgezählt.
Das Aufholen Japans zeigt sich nicht nur in den globalen Marktan-
teilen, sondern auch in den Positionsverschiebungen der jeweils größten
Unternehmen im Chip-Markt. Noch im Jahr 1977 waren die amerikanischen
Unternehmen Texas Instruments und Motorola die größten Halbleiterpro-
duzenten; und in der Gruppe der zehn größten Produzenten standen
fünf amerikanische und zwei europäische drei japanischen Unternehmen
gegenüber [ Oshima, Yakushiji, 1989]. Die Positionen von Texas Instru-
ments und Motorola sind mittlerweile von NEC und Toshiba eingenommenBibliothek des Instituts
für Weltwirtschaft Kie!
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Tabelle 14 - Umsatz und Weltmarktanteile der zwanzig größten Hersteller





































































































































































































worden, und von den zehn größten Unternehmen kommen mittlerweile
sechs aus Japan.
Eine Untergliederung des Chip-Marktes nach Produktgruppen zeigt,
daß rund die Hälfte des Gesamtumsatzes auf sogenannte Standard-Chips
(Speicher und Mikroprozessoren) entfällt (Tabelle 15). Innerhalb des
Speichermarktes machen RAMs rund drei Viertel und ROMs rund ein
Viertel dieses Bereichs aus. Innerhalb der RAMs wiederum verteilt sich
der Umsatz etwa zu zwei Dritteln auf DRAMs und zu einem Drittel auf114








































Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Dataquest [a; c].
SRAMs. Der Umsatz mit DRAMs, bei denen die Dominanz japanischer
Anbieter besonders ausgeprägt ist und auf die sich auch die industrie-
politische Förderung in Europa konzentriert, beträgt dementsprechend
rund 15 vH des Gesamtumsatzes mit integrierten Schaltkreisen. Dieser
Anteil ist tendenziell rückläufig, da alle Prognosen davon ausgehen, daß
insbesondere das Gewicht der ASICs künftig rasch steigen wird.
Einige Großunternehmen wie NEC, Toshiba oder Texas Instruments
sind bei allen Produktgruppen des IC-Marktes unter den größten zwanzig
Unternehmen zu finden, während andere stark spezialisiert sind. Philips
beispielsweise ist der weltgrößte Hersteller von analogen Schaltkreisen,
aber unter den zwanzig größten Speicherproduzenten gar nicht mehr
vertreten. Samsung wiederum ist eindeutig auf Speicher-Chips, Intel
auf Mikroprozessoren spezialisiert (Tabellen A4-A8). Insgesamt gesehen
dominieren asiatische Unternehmen bei Speichern und amerikanische
Bis Ende der achtziger Jahre war Philips einer der führenden Anbieter
von SRAMs. Seit Ende 1990 hat das Unternehmen diese Produktlinie
jedoch völlig aufgegeben. Eine damals gerade fertiggestellte Speicher-
fabrik in Nijmegen wird nun anderweitig genutzt und eine bei Hamburg
geplante Fabrik gar nicht erst gebaut.115
Unternehmen bei Mikroprozessoren. Relativ stark ist die Position ameri-
kanischer Unternehmen auch bei bipolaren Schaltkreisen und ASICs,
während europäische Hersteller ihre höchsten Weltmarktanteile bei ana-
logen Schaltkreisen verbuchen können (Tabelle 16).
Tabelle 16 - Regionale Anteile am Weltmarkt Umsatz der jeweils zwanzig






































Die ausgeprägte Spezialisierung einzelner Unternehmen und ganzer
Regionen auf die verschiedenen Segmente des Halbleitermarkts kann
- wie oben erwähnt - als starkes Indiz dafür gewertet werden, daß
technologische Vorsprünge bei einzelnen Produktgruppen nicht automa-
tisch entsprechende Vorsprünge bei anderen Produktgruppen nach sich
ziehen. Die grundlegenden Fertigungstechniken der Chip-Herstellung,
etwa die Maskenanfertigung oder die Lithographie, werden offenbar von
allen wichtigen Produzenten ähnlich gut beherrscht, während die Lern-
effekte bei den einzelnen Produktlinien vermutlich ausschlaggebend dafür
sind, auf welches Marktsegment sich die verschiedenen Unternehmen
spezialisieren. Diese Lerneffekte geben den im Markt etablierten Unter-
nehmen einen gewissen Schutz vor der Konkurrenz neu eintretender oder
aufholender Unternehmen; sie können wegen der mangelnden Übertrag-
barkeit zwischen verschiedenen Produktlinien oder Produktgenerationen
jedoch nicht dazu genutzt werden, auch in anderen Bereichen des Halb-
leitermarkts eine führende Stellung zu erreichen.116
So gesehen verliert das gegenwärtig in Frankreich, den Niederlanden
oder der Bundesrepublik oft vertretene Argument, nach dem die japani-
schen Markterfolge im gesamten Chip-Markt das Ergebnis ihrer starken
Position im Speicherbereich seien, viel von seinem Gewicht. Das Aufholen
japanischer Anbieter etwa bei ASICs oder bei bipolaren Schaltkreisen ist
aller Wahrscheinlichkeit nach nicht oder kaum durch die Lerneffekte bei
der Produktion von Speicher-Chips begünstigt worden. Zur Erklärung
der Marktanteilsverschiebungen muß daher nach anderen Ursachen ge-
sucht werden. In der öffentlichen Diskussion wird in diesem Zusammen-
hang immer wieder auf die Rolle der japanischen Industriepolitik ver-
wiesen, deren Grundzüge im folgenden dargestellt werden.
3. Industriepolitik in Japan
Die Abschätzung des Einflusses der japanischen Industriepolitik auf den
internationalen Wettbewerb ist allein deshalb schon schwierig, weil diese
kaum quantitativ zu fassen ist. Wie bereits erwähnt, spielen direkte
Subventionen an Unternehmen in Japan kaum eine Rolle. Auch der Zoll-
schutz ist deutlich niedriger als in anderen Industrieländern (Tabellen 4
und 6). Wenn die japanische Regierung in den Markt eingreift, so ge-
schieht dies eher auf informellem Weg als durch direkte Interventionen.
Staatliche Instanzen, allen voran das MITI, wirken eher als Katalysator
bei der Abstimmung unterschiedlicher Unternehmensstrategien und weni-
ger als selbständige Triebkraft, die eigene Ziele durchsetzen würde. Er-
leichtert wird diese Politik der Abstimmung durch das sprichwörtliche
Harmoniestreben in asiatischen Kulturen, aber auch dadurch, daß die
Zahl der zu integrierenden Akteure recht klein ist. Da die japanischen
Unternehmen durch vielfältige personelle und kapitalmäßige Verflechtun-
gen miteinander verwoben sind, reicht es aus, wenn das MITI die Markt-
strategien der wenigen großen Konzerne (Keiretsu) in Einklang bringt,
um eine in sich konsistente industriepolitische Strategie durchzusetzen
[Okimoto, 1989].
Zu den Beziehungen zwischen kulturellem und wirtschaftlichem Ver-
halten in Japan vgl. z.B. Nishiyama [1982].117
Ein Blick in die Vergangenheit zeigt, daß sich die Förderpolitik des
MITI zunächst nicht auf den eigentlichen IC-Bereich konzentrierte,
sondern auf die Computerindustrie, also auf eine Anwenderbranche der
Mikroelektronik. Die ersten kommerziellen Computer wurden in Japan
schon im Jahr 1957 gebaut, doch die Produkte der amerikanischen Kon-
kurrenz waren damals noch technisch weit überlegen. Das MITI hatte der
gesamten Mikroelektronik zunächst sehr reserviert gegenübergestanden.
Erst in den sechziger Jahren begann es, die Imitationsstrategien japa-
nischer Unternehmen zu unterstützen und den Bau von Computern zu
fördern.
Das erste Projekt dieser Art war das im Jahr 1962 gestartete
FONTAC-Projekt, bei dem es darum ging, den technologischen Rückstand
gegenüber den Vereinigten Staaten bei der Kapazität und der Rechenge-
schwindigkeit japanischer Computer abzubauen. Die an diesem Projekt
beteiligten Unternehmen wurden finanziell kaum vom MITI unterstützt,
aber sie wurden angeregt, sich in ihren Forschungsarbeiten auf ver-
schiedene, nicht überlappende Gebiete zu spezialisieren. Daneben übte
das MITI politischen Druck auf Tochtergesellschaften ausländischer
Firmen (insbesondere auf IBM Japan) aus, ihr technisches Wissen in
Lizenz an japanische Firmen weiterzugeben.
Auch bei dem VHSCS-Projekt (very high speed Computer System), das
von 1966 bis 1972 lief, stand die Imitation amerikanischer Technologien im
Mittelpunkt. Es wurde ein Großrechner entwickelt, der weitgehend dem
seit 1965 im Markt eingeführten IBM 360/67 entsprach. Hier steuerte das
MITI immerhin rund 100 Mill. DM an Subventionen bei, das entsprach
rund der Hälfte der gesamten Projektkosten.
Beim Mainframe-Computer-Projekt (Laufzeit 1972-1978) ging es eben-
falls um den Nachbau eines IBM-Großrechners, und zwar des seit 1970
angebotenen IBM 370. Hier wurden sogar rund 200 Mill. DM an Subven-
tionen vom MITI gezahlt. Nach einer Schätzung von Flamm [ 1987] betrug
In den fünziger Jahren wurde es Sony zunächst sogar verboten, eine
Lizenz für den Transistor zu erwerben, da das MITI diese Technologie
für nicht aussichtsreich hielt. Trotzdem gelang es Sony, im Jahre 1954
sein erstes Transistorradio auf den Markt zu bringen [Okimoto, 1989,
S. 65].
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Für eine ausführliche Darstellung der japanischen Förderpolitik im
Bereich der Computerindustrie vgl. Fransman [1990]; vgl. auch Flamm
[1987; 1988; 1990].118
der Anteil staatlicher Fördermittel an den gesamten Forschungsausgaben
der Elektroindustrie in den frühen siebziger Jahren rund ein Viertel,
wobei die Subventionierung in Form von Sonderabschreibungen und
zinsgünstigen Krediten berücksichtigt ist.
Die Unterstützung der eigenständigen japanischen Halbleiterindustrie
wurde erst seit Mitte der siebziger Jahre zum erklärten Ziel der Regie-
rung, und zwar mit dem VLSI-Projekt (very large scale Integration), das
in der Zeit von 1976 bis 1980 durchgeführt wurde. Im Zentrum dieses
Projekts stand die Entwicklung hoch integrierter dynamischer Speicher
(DRAMs). Dabei hatten japanische Firmen zu der Zeit längst damit be-
gonnen, DRAMs zu produzieren, und zwar nicht nur für den Eigenver-
brauch, sondern auch für den Weltmarkt. Bei 4K-DRAMs hatten sie in
der Zeit von 1974 bis 1978, d.h. bevor sich das VLSI-Projekt auf ihre
Wettbewerbsstärke auswirken konnte, bereits einen Weltmarktanteil von
15 vH [ Fransman, 1990]. Dieser Anteil stieg zwar während der Laufzeit
des VLSI-Projekts kontinuierlich weiter an, aber keineswegs schneller als
vor Beginn des Projekts.
Kernstück des VLSI-Projekts war die Zusammenarbeit von fünf Firmen
(Fujitsu, Hitachi, Mitsubishi, NEC, Toshiba) und einer eigenen For-
schungsinstitution der MITI (Electrotechnical Laboratory) in insgesamt
sechs gemeinschaftlichen Forschungslaboratorien. In drei dieser Labo-
ratorien wurde die Lithographietechnik der Chip-Produktion erforscht; in
den drei anderen ging es um die physikalischen und chemischen Eigen-
schaften der Siliziumkristalle. Mit diesen gemeinsamen Forschungsein-
richtungen wollte das MITI die Kooperation unter den japanischen Elek-
tronikfirmen fördern, doch auch hier ist festzustellen, daß sich derartige
Kooperationen im Laufe der siebziger Jahre bereits unabhängig vom
VLSI-Projekt herausgebildet hatten.
In den achtziger Jahren organisierte das MITI gleich drei Großprojek-
te im Elektronikbereich, und zwar das Supercomputer-Projekt (1981-
1989), das FED-Projekt (1981-1990) und das Fifth-Generation-Projekt
(1982-1991). Beim Supercomputer-Projekt stand die Entwicklung extrem
schneller Chips im Mittelpunkt, wobei zum einen an Chips auf Gallium-
arsenid-Basis gearbeitet wurde, zum anderen an Chips, die den Effekt
der Supra-Leitung ausnutzen. Sowohl der kommerzielle als auch der
technische Erfolg blieb diesem Projekt bislang versagt; und gegenwärtig119
deutet auch nichts darauf hin, daß diese Technologien in absehbarer
Zukunft in größerem Umfang wirtschaftlich nutzbar sein werden.
Die technische Zielsetzung des FED-Projekts (future electronic de-
vices) war ebenfalls sehr ehrgeizig, und zwar wurde das Ziel verfolgt,
dreidimensonal aufgebaute elektronische Schaltkreise zu entwickeln.
Daneben wurde an der Entwicklung eines Mehrschicht-Chips (superlat-
tice) gearbeitet, der unterschiedliche Halbleitermaterialien kombiniert.
Beteiligt waren sieben Firmen, und zwar Matsushita, Mitsubishi, NEC,
Oki, Sanyo, Sharp und Toshiba. Auch bei diesem Projekt ist mehr als
fraglich, ob es jemals zur Entwicklung kommerziell erfolgreicher Produkte
führen wird. Auf lange Sicht ist die Entwicklung dreidimensionaler
Chip-Strukturen sicherlich sehr erfolgversprechend (vgl. Abschnitt
C. III. l.b), doch ob die in den achtziger Jahren gewonnenen For-
schungsergebnisse im nächsten Jahrtausend noch großen Wert haben
werden, muß bezweifelt werden.
Während beim Supercomputer-Projekt und beim FED-Projekt die For-
schungsarbeiten im wesentlichen innerhalb der beteiligten Unternehmen
durchgeführt wurden, wurde für das Fifth-Generation-Projekt ein zen-
trales Forschungsinstitut gegründet, und zwar das ICOT (Institute for
New Generation Computer Technology). In diesem Institut soll die
Grundlagenforschung der Elektronikfirmen zur Entwicklung von Com-
putern mit "künstlicher Intelligenz" gebündelt werden. Die kommerzielle
Verwertung bleibt den verschiedenen Firmen in Konkurrenz zueinander
vorbehalten. Da das Projekt noch nicht abgeschlossen ist, erscheint eine
Bewertung seines Erfolges noch verfrüht. Kritiker weisen jedoch bereits
darauf hin, daß sich das ICOT allzu stark auf die Entwicklung einer
speziellen Programmiersprache für künstliche Intelligenz konzentriert hat
und daß die technische Entwicklung heute bereits über diese Sprache
hinausgegangen sei.
Insgesamt gesehen lassen sich deutlich zwei Phasen der japanischen
Industriepolitik für die Mikroelektronik unterscheiden:
- Bis Ende der siebziger Jahre wurde vorrangig das Ziel verfolgt, den
technologischen Rückstand gegenüber den Vereinigten Staaten aufzuho-
len. Es steht außer Zweifel, daß die technologische Lücke in dieser
Zur Beurteilung der Marktchancen von Galliumarsenid-ICs vgl. Ab-
schnitt C. III. 1. a.120
Zeit tatsächlich geschlossen werden konnte, doch es ist mehr als
fraglich, ob das MITI einen entscheidenden Anteil an diesem Erfolg
hatte. Sowohl in den sechziger als auch in den siebziger Jahren griff
das MITI immer erst ein, nachdem die japanischen Firmen bereits aus
eigenem Antrieb entsprechende Imitationsstrategien eingeschlagen
hatten. Das MITI sprang in jener Zeit also eher auf fahrende Züge,
anstatt selbst neue Züge aufs Gleis zu setzen.
- Seit Beginn der achtziger Jahre hat das MITI von der Imitationsstra-
tegie auf eine Innovationsstrategie umgeschaltet. Da die japanische
Halbleiterindustrie mittlerweile zur technologischen Weltspitze auf-
geschlossen hat, sind allerdings auch die Unsicherheiten darüber,
welche Technologien förderungswürdig sind und welche nicht, deutlich
größer als früher. Das MITI kann sich nun nicht mehr an den techni-
schen Erfolgen des Auslands orientieren, wenn es seine Förder Schwer-
punkte festlegt. Allem Anschein nach ist es dem MITI dabei nicht
gelungen, kommerziell aussichtsreiche Projekte zu identifizieren und
den Unternehmen einen Vorsprung beim Aufbruch in technologisches
Neuland zu verschaffen.
Insgesamt gesehen ist der Aufstieg der japanischen Halbleiterindustrie
zur Weltspitze also nicht als Erfolg der Industriepolitik zu werten,
sondern als Erfolg der japanischen Unternehmen, die seit den fünfziger
Jahren bis weit in die siebziger Jahre hinein eine gezielte Imitations-
Strategie verfolgt haben. Ausschlaggebend dafür dürfte die japanische
Industriestruktur gewesen sein, die seit jeher schon zum einen durch
Konzerne mit genügend großem Forschungspotential geprägt ist, zum
anderen aber auch einen intensiven Wettbewerb zwischen den einzelnen
Konzernen aufweist.
Anders als etwa in Westeuropa, wo einzelne Unternehmen auf ihren
jeweiligen Inlandsmärkten über gut geschützte Positionen verfügen,
müssen die japanischen Firmen stets damit rechnen, von der Konkurrenz
aus dem eigenen Lande verdrängt zu werden. Sie stehen damit unter
fortwährendem Druck, ihre betriebswirtschaftliche Effizienz zu verbes-
sern und ihr technologisches Potential möglichst vollständig auszuschöp-
fen. Die japanischen Markterfolge bei elektronischen Halbleitern er-
scheinen somit als Teil des gesamten Aufstiegs Japans zu einem führen-
den Industrieland, wobei die komparativen Wettbewerbsvorteile der121
japanischen Wirtschaft in der Mikroelektronik offenbar besonders ausge-
prägt zur Geltung kommen.
Während das MITI in der Imitationsphase immerhin zumindest im
nachhinein diejenigen Aktivitäten gefördert hat, die wirtschaftlich er-
folgversprechend waren, hat die Förderpolitik seit Beginn der achtziger
Jahre vollständig den Kontakt zur Marktentwicklung verloren. Die Domi-
nanz japanischer Anbieter bei höchstintegrierten Speicherbausteinen
sowie ihr Vordringen auf den Märkten für Mikroprozessoren und ASICs
stehen in keinerlei Beziehung zu den Förderschwerpunkten des MITI in
den achtziger Jahren. So gesehen hat sich die japanische Industriepolitik
stark an die in Westeuropa betriebene Politik angenähert, in der eben-
falls technisch ehrgeizige Projekte im Mittelpunkt stehen und kommerzielle
Erfolge rar sind. Im übrigen darf nicht aus dem Blick verloren werden,
daß der finanzielle Umfang der Staatsförderung für die Halbleiterindu-
strie in Westeuropa und Nordamerika weitaus höher ist als in Japan (vgl.
Tabelle A9).
Im Rahmen dieser Analyse läßt sich natürlich nicht abschließend
klären, worauf das Vordringen der japanischen Halbleiterindustrie und
das entsprechende Zurückfallen europäischer und amerikanischer Anbie-
ter letztlich beruht. Festzuhalten bleibt aber, daß diese Entwicklung
eindeutig nicht das Ergebnis einer gezielten strategischen Industriepolitik
ist, sondern sich zum Teil unabhängig vom MITI, zum Teil sogar gegen
dessen erklärte Absicht vollzogen hat.
Für die Bundesrepublik läßt sich beispielsweise das Siemens-Großrech-
ner-Programm aus den siebziger Jahren nennen, das anlief, als sich am
Markt gerade die Kleinrechner durchzusetzen begannen, und das damit
endete, daß Siemens aus Japan importierte Toshiba-Rechner unter
eigenem Namen vertrieb. In den achtziger Jahren war es der
SUPRENUM, der den amerikanischen CRAY-Rechnern Konkurrenz
machen sollte, der aber selbst nach Einschätzung des BMFT als völli-
ger Mißerfolg zu werten ist [ Heismann, 1990]. Auch dem sogenannten
Mega-Projekt, in dessen Rahmen Siemens einen 4M-DRAM und Philips
einen 1M-SRAM entwickeln sollten, blieb der kommerzielle Erfolg ver-
sagt. Philips hat mittlerweile sogar einen Großteil der Subventionen
zurückzahlen müssen, da die BMFT-Gelder nicht vertragsgemäß einge-
setzt worden waren. Diese Rückzahlung erfolgte allerdings nicht in
bar, sondern als "Geschenk" in Form von Gerätelieferungen an das
Zentrum für Mikroelektronik in Dresden [FAZ vom 6. Mai 1991]. Auf
das gegenwärtig laufende JESSI-Projekt wird unten näher eingegangen
(Abschnitt C. III. 6).122
4. Handelsbeschränkungen im Halbleitermarkt
Die japanische Regierung hat seit den siebziger Jahren keine nennens-
werten Protektionsmaßnahmen zum Schutz des eigenen Binnenmarkts mehr
ergriffen. Im Zuge der allgemeinen Liberalisierung der japanischen
Märkte, die nicht zuletzt aufgrund des internationalen Drucks in den
GATT-Verhandlungen der Tokio-Runde erfolgte, wurden bis 1974 sämt-
liche Beschränkungen ausländischer Direktinvestitionen in der Halb-
leiterindustrie aufgehoben. Gleichzeitig wurden die noch existierenden
Importquoten abgeschafft, während die Beschränkungen des internationa-
len Technologietransfers bereits im Jahr 1968 weggefallen waren [ Flamm,
1987]. Formal in Kraft blieb lediglich ein Importzoll auf integrierte
Schaltkreise in Höhe von 15 vH, dessen Erhebung aber schon seit Jahren
ausgesetzt ist.
Wenn die japanische Regierung in den Folgejahren dennoch handelsbe-
schränkende Maßnahmen ergriff, so geschah dies stets zur Reduzierung
der japanischen Exporte, nicht zum Schutz des eigenen Binnenmarkts.
Sowohl die US-Regierung als auch die EG-Kommission übten nachhaltigen
Druck auf die japanische Regierung aus, die Halbleiterexporte zu ver-
ringern, und zwar insbesondere im Bereich der DRAMs.
Aufgrund des raschen technischen Fortschritts werden integrierte
Schaltkreise im Zeit verlauf kontinuierlich billiger. Nach der sogenannten
Bai-Regel [ Flamm, 1990] sind neue DRAM-Generationen nach Abschluß
der Lernphase im Durchschnitt doppelt so teuer wie ältere Generationen.
Da ihre Kapazität das Vierfache der jeweils älteren Chips ausmacht und
da der Lebenszyklus einer DRAM-Generation drei bis vier Jahre beträgt,
folgt aus dieser Faustregel ein Preisrückgang pro Bit von 15-20 vH pro
Jahr.
Über den gesamten Zeitraum der vergangenen fünfzehn Jahre ist der
fallende Preistrend deutlich erkennbar (Schaubild 19). Sowohl zu Beginn
als auch zur Mitte der achtziger Jahre waren allerdings zwei überdurch-
schnittlich starke Preisrückgänge zu beobachten. Der Preisverfall im
Im April 1991 betrug der durchschnittliche Preis für 256K-DRAMs 2,00
US-$, für lM-DRAMs 5,45 US-S und für 4M-DRAMs 22,50 US-S (durch-
schnittlicher Verkaufspreis bei einer Losgröße von mehr als 25000
Chips). Nach der Bai-Regel wäre also für die nächsten Jahre ein
Rückgang der Preise für 4M-DRAMs auf rund 10 US-S zu erwarten
[Dataquest, d].123
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Jahr 1981 läßt sich in erster Linie mit der weltweiten Rezession erklären,
in deren Gefolge die Nachfrage nach Chips drastisch zurückging. Da die
Hersteller aufgrund der hohen Fixkosten an einer hohen Kapazitätsausla-
stung interessiert waren, kam es zu einem intensiven Preiswettbewerb.
Der Preisverfall des Jahres 1985 dagegen war nicht durch einen
Nachfragerückgang verursacht, sondern durch den seit 1983 erfolgten
Aufbau großer Überkapazitäten. Vor allem in Japan waren die Kapazitä-
ten beträchtlich erweitert worden. Außerdem traten seit 1984 auch süd-
koreanische Firmen wie Goldstar und Samsung, die zuvor nur im reinen
Assembling tätig gewesen waren, als eigenständige Produzenten auf. Es
ist nicht auszuschließen, daß die Kapazitätserweiterung japanischer
Firmen zur Abschreckung des Markteintritts der Konkurrenz aus Süd-
korea dienen sollte.
Die südkoreanischen Firmen klagten laut über die ruinöse Konkurrenz
der Japaner, setzten aber unbeirrt den Ausbau ihrer Produktion fort
[Howell et al. , 1988]. In den Vereinigten Staaten dagegen formierten
sich im Laufe des Jahres 1985 die Interessenvertreter der American
Semiconductor Industry Association und veranlaßten die US-Regierung,
gezielte Anti-Dumping-Zölle auf japanische 64K-DRAMs zu erheben.
Aufgrund der Verfahrensregeln bei amerikanischen Anti-Dumping-Maß-124
nahmen trat dieser Zoll aber erst Mitte 1986 in Kraft - zu der Zeit waren
die 64K-Chips bereits technisch überholt und weitgehend durch 256K-
Chips abgelöst worden. Es gab also kaum noch Importe, auf die der Zoll
hätte erhoben werden können [ Baldwin, 1990].
Der 64K-Fall markierte jedoch einen deutlichen Einschnitt in der
amerikanischen Handelspolitik. Die US-Regierung gab erstmals deutlich
erkennbar ihre Freihandelsposition auf und trat in intensive bilaterale
Verhandlungen mit der japanischen Regierung ein. Das Ergebnis war die
Unterzeichnung des "Arrangement between the Government of Japan and
the Government of the United States of .America concerning Trade in
Semiconductor Products", das am 2. September 1986 in Kraft trat. Die
Regelungen dieses sogenannten Semiconductor Trade Arrangement (STA)
betreffen drei Bereiche:
- Die Preise der DRAM-Exporte aus Japan in die Vereinigten Staaten
entsprechen dem "fair market value" (FMV), d.h. den totalen Durch-
schnittskosten der japanischen Produzenten (inklusive Fixkostenanteil)
plus einer Umsatzrendite von 8 vH.
- Die Preise für den Export in Drittmärkte sind nicht niedriger als die
Preise für den Export in die Vereinigten Staaten.
- Der Marktanteil amerikanischer Halbleiterproduzenten in Japan wird
schrittweise erhöht.
Der letztgenannte Punkt erwies sich in den Folgejahren als praktisch
undurchführbar, da es nie gelang, der japanischen Seite konkrete Be-
hinderungen des Marktzugangs für amerikanische Produzenten nachzuwei-
sen. Wiederholte Appelle des MITI an japanische Halbleiter Verbraucher,
den Anteil amerikanischer Chips zu erhöhen, blieben wirkungslos. Die
beiden erstgenannten Punkte wurden jedoch erfolgreich durchgesetzt.
Dazu wurde vorübergehend noch einmal ein Strafzoll auf Chips erhoben,
als bekannt wurde, daß der japanische Produzent Oki zu Preisen unter-
halb des FMV an einen Abnehmer in Hongkong verkauft hatte. Im Jahr
1987 war der Preisrückgang für DRAMs gestoppt; und im Jahr 1988
stiegen die Weltmarktpreise sogar entgegen dem langfristigen Trend an.
Erreicht wurde die Preisstabilisierung letztlich durch Produktions-
einschränkungen, die den japanischen Produzenten (einschließlich Texas
Instruments Japan) vom MITI mehr oder weniger verbindlich auferlegt
wurden. Da mittlerweile die Nachfrage nach DRAMs wieder weltweit
gestiegen war, kam es seit 1987 sowohl in Nordamerika als auch in125
Westeuropa zu vorübergehenden Angebotsverknappungen, die den Preis
weit über den FMV hinaustrieben und vor allem die Computer her steller in
diesen Regionen in Schwierigkeiten brachten. Nunmehr wurde den Japa-
nern vorgeworfen, monopolistische Ausbeutung zu betreiben und die
ausländische Computerindustrie zerstören zu wollen - nicht bedenkend,
daß die Angebotsengpässe nicht das Ergebnis monopolistischer japa-
nischer Firmenstrategien, sondern amerikanischer Handelspolitik gewesen
waren.
Obwohl die Preise für DRAMs seit 1989 wieder stiegen, nahm auch die
EG-Kommission Verhandlungen mit der japanischen Regierung auf, um
europäische Anbieter vor Dumping zu schützen. Dazu sah sie sich nicht
zuletzt deshalb gezwungen, weil das GATT die Vereinbarungen des STA
in bezug auf Drittmärkte im März 1988 als Vertragsverletzung verurteilt
hatte. Aufgrund dieser Entscheidung (die kurioserweise von einer Klage
der EG-Kommission gegen das STA ausgelöst wurde) mußten europäische
Anbieter damit rechnen, daß japanische Chips zunehmend zu niedrigen
Preisen auf den westeuropäischen Markt drängen würden. Die European
Electronic Components Association strengte daher ein Anti-Dumping-Ver-
fahren bei der EG-Kommission gegen Japan an.
Dieses Verfahren wurde nie abgeschlossen; statt dessen einigten sich
die EG-Kommission und die elf wichtigsten japanischen Produzenten im
Januar 1990 auf die Einhaltung von Mindestpreisen für DRAMs, die
analog zu den FMVs im STA berechnet werden, allerdings mit einem
Gewinnaufschlag auf die Durchschnittskosten in Höhe von 9,5 vH
[GATT, e]. Die FMVs werden quartalsweise anhand der aktuellen Ko-
stenentwicklung neu berechnet. Jene Unternehmen, die das Abkommen
nicht unterzeichneten, müssen seitdem einen Straf zoll zahlen.
Wie fragwürdig die Überwachung des Wettbewerbsverhaltens japa-
nischer Produzenten durch eine staatliche Kostenkontrolle ist, zeigte sich
beispielsweise am Jahresanfang 1991, als die Unternehmen im Zusammen-
hang mit einer weltweiten Konjunkturschwäche und der Golfkrise ihre
Absatzerwartungen deutlich reduzierten. Die Erwartungsänderung hätte
Es ist wiederholt darüber gerätselt worden, weshalb die EG gerade
gegen jenen Teil des STA Klage erhob, der die Interessen der euro-
päischen Anbieter schützte. Flamm [ 1990] vermutet, daß sich die
europäischen Produzenten nicht ernstgenommen fühlten und deshalb
darauf drängten, ihre Protektion selbst aushandeln zu können.126
es eigentlich nahegelegt, die Preise für DRAMs zu senken, doch da bei
geringeren Stückzahlen der Fixkostenanteil höher wird, stiegen die von
der EG berechneten FMVs kräftig an [Dataquest, d]. Nach der Logik der
europäischen Anti-Dumping-Regelung müssen die Preise bei sinkender
Nachfrage also steigen und bei zunehmender Nachfrage fallen. Es kann
nicht verwundern, daß derartige Markteingriffe zu starken regionalen
Preisschwankungen und zu einem Wechselbad von Lieferengpässen und
Angebotsüberschüssen führen. Leidtragende dieser staatlich verursachten
Instabilitäten sind nicht nur die japanischen Halbleiterproduzenten,
sondern auch die Anwenderbranchen in Europa, allen voran die Com-
puterindustrie und die Unterhaltungselektronik.
Im Jahr 1991 hat die EG-Kommission die Preisregulierung japanischer
Importe, die bislang nur für DRAMs galt, auch auf EPROMs ausgeweitet
[GATT, e]. Japanischen Produzenten, die diese Regeln nicht einhalten,
droht sie die Erhebung eines Strafzolls in Höhe von 94 vH an. Dadurch
ergeben sich weitere Kostensteigerungen für die europäischen Halblei-
terverbraucher, zumal die Importe in die EG ja auch noch mit einem
allgemeinen Zoll von 14 vH belastet sind (Tabelle 6). Für die Compu-
terhersteller ist dieser allgemeine Zoll allerdings ausgesetzt; ihr Anteil
an den europäischen Chip-Importen macht schätzungsweise 20-30 Prozent
aus [Flamm, 1990].
5. Droht eine technologische Abhängigkeit von japanischen Halbleiter-
Produzenten?
Der unmittelbare Beitrag der Halbleiterproduktion zu Sozialprodukt und
Beschäftigung ist zwar in keinem Land sehr groß, aber diese Industrie
gilt als Schlüsselindustrie für ganze Volkswirtschaften, da mikroelek-
tronische Schaltkreise mittlerweile als Vorprodukte in den unterschied-
lichsten Bereichen eingesetzt werden. Vor allem in Westeuropa wächst die
Furcht, die eigenen Länder könnten zur technologischen Kolonie Japans
werden, wenn die heimischen Produzenten nicht staatlich geschützt
würden [Seitz, 1990].
Die entsprechende Verordnung des Ministerrats vom 4. März 1991 ist
abgedruckt im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, No. L 65/1
vom 12. März 1991.127
Die vorangegangenen Ausführungen haben gezeigt, daß diese Furcht
weitgehend unbegründet ist. Japanische Halbleiterproduzenten haben
zwar in den vergangenen zwei Jahrzehnten bemerkenswerte Erfolge auf
den Weltmärkten erzielt, sie sind aber nach wie vor weit davon entfernt,
eine unangefochtene Monopolstellung zu erreichen, die ihre Abnehmer in
ein einseitiges Abhängigkeitsverhältnis bringen wurde. Die Konkurrenz
aus Nordamerika und Westeuropa ist nach wie vor groß, und in den
südostasiatischen Schwellenländern sind neue Konkurrenten im Entstehen.
Damit dürfte es den japanischen Halbleiterproduzenten auch künftig kaum
möglich sein, dauerhaft überhöhte Preise zu erzielen oder nachgelagerte
Industrien des Auslands durch eine künstliche Verknappung der benötig-
ten Chips aus dem Markt zu drängen.
Die Lerneffekte bei der Chip-Produktion, die unzweifelhaft ein größe-
res Ausmaß haben als in den meisten anderen Bereichen der Industrie-
produktion, wirken immer nur recht kurzfristig als Marktschranke. Wer
es schafft, als erster eine große Stückzahl eines neuen Halbleitertyps zu
produzieren, erreicht bei diesem Typ einen Kostenvorteil vor der Kon-
kurrenz, der im nachhinein kaum noch aufzuholen ist. Dieser Kostenvor-
teil läßt sich jedoch nicht auf nachfolgende Chip-Generationen über-
tragen. Lediglich die Blaupausen-Effekte geben Kostenvorteile bei künf-
tigen Produktionen. Damit hängen die Chancen eines Unternehmens auf
dem Markt für nachfolgende Chip-Generationen nicht so sehr davon ab,
wie hoch die Stückzahlen sind, die bei der gegenwärtigen Chip-Genera-
tion erzielt werden, sondern davon, ob das betreffende Unternehmen
überhaupt in der Lage ist, Chips der gegenwärtigen Generation zu
produzieren. Jedes größere Unternehmen, das im Markt vertreten ist,
hat somit bei der nächsten Generation eine realistische Chance, die
Führungsrolle zu übernehmen.
Japanische Unternehmen sind derzeit zwar führend in der Entwicklung
höchstintegrierter DRAMs, doch außerhalb Japans gibt es zahlreiche
potentielle Konkurrenten, die diese Führungsposition latent bedrohen.
Auch in der Vergangenheit hat es bei neuen Chip-Generationen immer
wieder starke Verschiebungen in der Hierarchie der jeweils größten
Produzenten gegeben, und es gibt keinen Grund für die Annahme, daß
Baldwin [ 1990] ist sogar der Ansicht, daß auch ein Hinüberwechseln in
andere Segmente des Chip-Marktes bei jeder neuen Generation ohne
größere Schwierigkeiten möglich ist.128
dies in Zukunft anders sein sollte. Vor allem in den Vereinigten Staaten
existieren mehrere unabhängige Unternehmen, die aufgrund ihrer starken
Stellung bei Mikroprozessoren oder bei ASICs möglicherweise auch wieder
in die Speicherproduktion einsteigen könnten. Außerdem sind Unterneh-
men wie IBM und Texas Instruments aus Nordamerika oder Siemens und
SGS-Thompson aus Westeuropa auch heute noch im Speichermarkt in den
oberen Rängen vertreten. Selbst aus jungen Industrieländern wie Südko-
rea und Taiwan erwächst den japanischen Unternehmen zunehmend Kon-
kurrenz.
Das Beispiel Philips zeigt, daß eine eigene Speicherproduktion offen-
bar keine unabdingbare Vorbedingung für eine starke Stellung in nach-
gelagerten Branchen bedeutet. Dies Unternehmen hat nie eigene DRAMs
produziert und darüber hinaus im Jahr 1990 auch die Produktion von
SRAMs, bei denen es früher zu den weltgrößten Anbietern zählte, voll-
ständig aufgegeben. Dennoch werden ihm von Branchenkennern gute
Chancen eingeräumt, seine starke Weltmarktposition in der Unterhal-
tung selektronik zu halten oder gar noch auszubauen [Levine, 1991].
6. Nationale Politik und internationale Unternehmen: Der Fall JESSI
Obwohl der internationale Wettbewerb im Halbleitermarkt gerade bei
DRAMs und SRAMs besonders intensiv ist und hier somit kaum Monopol-
gewinne zu erzielen sind, konzentriert sich die Handels- und Indu-
In einem Kalibrierungsmodell, das in seiner Grundstruktur dem oben
dargestellten Modell für den Flugzeugmarkt entspricht (Abschnitt
C. II. 4), untersuchen Baldwin und Krugman [1988b], inwieweit unter
diesen Bedingungen Wohlfahrtsgewinne durch importbeschränkende
Maßnahmen erzielt werden können. Sie argumentieren, daß ein tempo-
rärer Importschutz den inländischen Produzenten ein rascheres Rea-
lisieren von Lerneffekten ermöglicht, so daß sie in nachfolgenden
Perioden die ausländische Konkurrenz auch auf Drittmärkten ver-
drängen können. Dies ist eine Variante des klassischen infant-in-
dustry-Arguments, die von Krugman [1984a] in die Literatur zur
strategischen Handelspolitik eingeführt wurde. In ihrem Modell un-
terstellen Baldwin und Krugman, daß die japanische Regierung eine
derartige Politik des "import protection as export promotion" für
16K-DRAMs betrieben hätten. Dadurch sei der Einstieg japanischer An-
bieter in diesen Markt überhaupt erst möglich geworden, doch gesamt-
wirtschaftlich habe Japan dennoch WohlfahrtsVerluste hinnehmen müs-
sen, da die inländischen Chip-Preise bei Freihandel niedriger gewesen129
striepolitik nahezu ausschließlich auf diesen Bereich. Dies gilt nicht nur
für die oben erwähnten Anti-Dumping-Maßnahmen der US-Regierung und
der EG, sondern auch für die Forschungsförderung:
- In den Vereinigten Staaten wird seit dem Jahr 1988 die Entwicklung
höchstintegrierter Speicherchips im Rahmen des SEMATECH-Programms
(semiconductor manufacturing technology) gefördert. Das Projekt hat
eine Laufzeit von sechs Jahren und wird pro Jahr mit 100 Mill. US-S
vom amerikanischen Bundesstaat unterstützt. Das Endziel ist die indu-
strielle Fertigung eines 16M-SRAMs auf Siliziumbasis mit Hilfe der
optischen Lithographie [Congress of the United States, 1987; Weinerth,
1989].
- In Westeuropa läuft seit dem Jahr 1989 das EUREKA-Projekt JESSI
(Joint European Submicron Silicon). Es wurde gestartet mit dem Ziel,
die Grundlagen der Röntgenstrahllithographie zu erforschen, um darauf
aufbauend einen 64M-DRAM und einen 16M-SRAM zu entwickeln. Die
Gesamtkosten sind mit 3,8 Mrd. ECU veranschlagt, wobei staatliche
Instanzen (die Regierungen der beteiligen EUREKA-Partnerländer sowie
die EG-Kommission) rund die Hälfte dieser Mittel bereitstellen dürften
[ JESSI-Office, 1990].
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Die Arbeiten an JESSI haben noch gar nicht richtig begonnen, doch
das Projekt steckt schon tief in Schwierigkeiten. Der erste Rückschlag
war die Entscheidung von Philips, die Produktion von SRAMs ganz
einzustellen. Damit ist der Teil des Projekts, das sich auf diesen Spei-
chertyp bezog, hinfällig geworden, da kein anderes der beteiligten
Unternehmen über die entsprechenden technischen Kapazitäten verfügt.
Der zweite Schlag war die zunehmende Erkenntnis unter den Halbleiter -
herstellern, daß die Möglichkeiten der optischen Lithographie doch
größer sind als früher angenommen. Damit ist ihr Interesse an der
Röntgenlithographie, auf die sich JESSI konzentriert, stark gesunken.
Der dritte Schlag war die Entscheidung von Siemens, die eigene Ent-
wicklung eines 64M-DRAMs lieber in bilateraler Kooperation mit IBM
anstatt im Rahmen von JESSI durchzuführen.
Der deutsche Beitrag zu JESSI beträgt rund 3 Mrd. DM; davon trägt
das BMFT etwa 1 Mrd. DM [BMFT, 1991]. Der Finanzierungsanteil
anderer Regierungen an ihren nationalen Beiträgen, insbesondere der
französischen, ist vermutlich deutlich höher.130
So ist vom ursprünglichen JESSI-Konzept fast nur noch der Name
übriggeblieben - und Finanzierungsmittel in Höhe von 8 Mrd. DM, die
jetzt anderweitig ausgegeben werden müssen. Geplant ist nunmehr, die
Gelder vorrangig für die Förderung der Anwendung der Mikroelektronik
zu verwenden. Die naheliegende Konsequenz, mit dem Wegfall der Ziel-
setzung auch die staatliche Förderung wegfallen zu lassen, ist bisher
nicht gezogen worden.
Eine Episode am Rande des JESSI-Projekts beleuchtet ein Grundpro-
blem der staatlichen Forschungsförderung, dessen Bedeutung weit über
die eben geschilderten Schwierigkeiten hinausgeht: Eines der an JESSI
beteiligten Unternehmen ist die britische International Computer Ltd.
(ICL). Auch dieses Unternehmen sollte seinen Beitrag dazu leisten, die
Vormachtstellung japanischer Firmen zu brechen. Im Frühjahr 1990 wurde
ICL allerdings von Fujitsu aufgekauft - derzeit der viertgrößte japa-
nische Speicherproduzent. Das Ziel von JESSI, eine europäische tech-
nologische Basis im Wettlauf gegen die Japaner zu schaffen, drohte damit
hinfällig zu werden.
Der JESSI-Vorstand hat dieses Problem vorerst dadurch entschärft,
daß die Beiteiligung von ICL auf einige wenige Teilprojekte von unterge-
ordneter Bedeutung reduziert wurde. Doch falls im Rahmen des Gesamt-
Projekts tatsächlich einmal Forschungsergebnisse erzielt werden sollten,
mit denen die Marktposition japanischer Firmen ernsthaft bedroht werden
könnte, dürfte es für diese ein leichtes sein, beteiligte Unternehmen
aufzukaufen oder auf andere Weise als Kooperationspartner zu gewinnen.
Gerade in forschungsintensiven Industriezweigen gewinnt die Strategie
der Internationalisierung der Produktion rasch an Bedeutung. Ursächlich
dafür ist letztlich, wie an anderer Stelle ausführlich erläutert, der
rapide technische Fortschritt bei den Informations- und Kommunika-
tionstechnologien [Klodt, 1991]. Er hat die Möglichkeiten zur internatio-
nalen Organisation von Produktionsprozessen beträchtlich erweitert und
die Kosten des Technologietransfers zwischen Mutter- und Tochtergesell-
schaften drastisch reduziert. Die nationalen Champions, auf deren Wett-
bewerbsfähigkeit die Technologiepolitik immer noch vorrangig abzielt,
entwickeln sich immer mehr zu multinationalen Champions.
Schon heute sind zahlreiche Firmen aus Nordamerika und Fernost in
der EG mit eigenständigen Produktionsstätten der Wafei—Fabrikation
vertreten (Tabelle 17). Diese Entwicklung ist sicherlich forciert worden131
Tabelle 17 - Produktionsstätten für integrierte Schaltkreise von Unter-

















































durch die Entscheidung der EG-Kommission, ab Januar 1992 nur noch
solche Chips vom Importzoll zu befreien, die nicht nur innerhalb der EG
montiert (assembling), sondern auch produziert worden sind (wafer
fabrication). Aber auch europäische Unternehmen kooperieren eng mit
Unternehmen aus Drittländern, Siemens beispielsweise mit Toshiba und
IBM.
Die zunehmende Bedeutung des internationalen Technologietransfers
innerhalb multinationaler Unternehmen macht industriepolitische Konzepte,
die auf die Entscheidung einer eigenständigen nationalen Technologiebasis
abzielen, immer fragwürdiger. Erreichen läßt sich mit nationalen (oder
europäischen) Maßnahmen bestenfalls noch eine Verlagerung der Produk-
tion in die eigene Region hinein, doch die Diffusion des technischen
Wissens über nationale Grenzen hinweg läßt sich auf diese Weise kaum
noch beeinflussen. Damit schwinden auch die Möglichkeiten, die inter-
nationale Verteilung von Monopolrenten, um die es bei der strategischen
Handels- und Industriepolitik ja letztlich geht, gezielt mit Staatsein-
griffen zu steuern.
An Bedeutung gewinnen dürfte dagegen künftig die grenzüberschrei-
tende technologische Kooperation zwischen Unternehmen, wie sie heute132
bereits zwischen amerikanischen und japanischen Herstellern oder zwi-
schen Siemens und IBM praktiziert wird. Derartige Kooperationen pas-
sen nicht in das Schema herkömmlicher nationaler Förderprogramme. Die
Forschungspolitik wird sich auf den Trend zu Globalisierung und Inter-
nationalisierung einstellen müssen, wenn sie überhaupt noch Einfluß auf
die technologische Entwicklung in der Mikroelektronik nehmen will.
IV. Fallstudie Automobilindustrie
Neben dem Flugzeugbau und der Mikroelektronik wird der Automobilin-
dustrie im Zuge der Umsetzung von Ideen strategischer Handels- und
Industriepolitik in den westlichen Industrienationen große Beachtung
geschenkt. Zum einen zeichnet sich der Automobilmarkt wie der Flug-
zeugbau und die Mikroelektronik durch oligopolistische Marktstrukturen
mit wenigen nationalen Anbietern aus; zum anderen hat er ein nicht
unerhebliches Gewicht innerhalb des industriellen Sektors vieler Länder.
Dies dürften die Gründe dafür sein, weshalb seit Mitte der siebziger
Jahre mehrere Industrieländer zur Abwehr steigender japanischer Auto-
mobilexporte verstärkt protektionistische Maßnahmen ergriffen haben.
Der Schutz inländischer Anbieter wurde jedoch nicht durch Anhebung
von Importzöllen angestrebt, da im Rahmen der GATT-Runden die Ver-
pflichtung übernommen worden war, die Zollprotektion der gesamten
Wirtschaft schrittweise abzubauen [Cohrs, 1986; Noellert, 1984]. Viel-
mehr wurden japanische Anbieter zu einer "freiwilligen" Beschränkung
ihrer Exporte gedrängt, um so inländischen Anbietern Zeit zur An-
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passung an veränderte Marktgegebenheiten einzuräumen.
Siemens entwickelt derzeit sowohl den 16M-DRAM als auch den 64M-
DRAM gemeinsam mit IBM.
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Bei den freiwilligen Exportbeschränkungsabkommen stellt sich jedoch
ebenfalls die Frage nach der Übereinstimmung mit den Regeln des
GATT. Willig und Dutz [1987, S. 31] berichten, gegen diese Abkommen
würde vorgebracht, sie verstießen, wenn nicht gegen den Wortlaut, so
doch gegen den Geist der GATT-Bestimmungen. Folglich werden Ex-
portbeschränkungsabkommen zwischen Ländern meist offiziell nicht
bestätigt, was wiederum häufig zu unterschiedlichen, teilweise wider-
sprüchlichen Aussagen über deren Inhalt in der Literatur führt.133
Im folgenden wird nach einer kurzen Darstellung der Struktur des
Weltautomobilmarkts der Frage nachgegangen, ob und inwieweit die
ergriffenen Maßnahmen zu den Instrumenten der strategischen Handels-
und Industriepolitik gezählt werden können. Daher wird auch unter-
sucht, ob eine optimale strategische Handels- und Industriepolitik im
Automobilbereich überhaupt möglich ist, d. h. , ob Wohlfahrtsgewinne
durch Rentenumlenkung auf Kosten ausländischer Anbieter, gestiegener
Konsumentenrenten oder verbesserter tertns of trade erzielt werden
können. Auf Kooperationen einzelner Hersteller und die Internationa-
lisierung der Produktion ist dabei auch einzugehen, da diese Unter-
nehmensstrategien im Automobilbau einen hohen Stellenwert haben. Die
Vermutung liegt nahe, daß eine strategische Handels- und Industrie-
politik schon deshalb im Automobilbereich nicht praktizierbar ist.
1. Struktur des Weltautomobilmarkts
Allein wegen der Tatsache, daß der Kauf eines Automobils für die
meisten Haushalte eine der größten Einzelanschaffungen darstellt, wird
die Automobilindustrie traditionell stark beachtet. Darüber hinaus wird
die wirtschaftliche Entwicklung einzelner Unternehmen, beispielsweise
Volkswagen in Deutschland oder Fiat in Italien, wegen der nationalen
wirtschaftlichen Bedeutung dieser Hersteller stets mit großem Interesse
verfolgt. So machen die Daten zu Beschäftigung, Umsatz und Investitio-
nen die große Bedeutung dieses Industriebereichs in fast allen westlichen
Produzentenländern deutlich. In diesen betrug der Anteil der in der
Kraftfahrzeugindustrie Beschäftigten an den im Verarbeitenden Gewerbe
Beschäftigten insgesamt im Jahr 1988 zwischen 4, 4 und 11,6 vH.
Nachdem die Vereinigten Staaten 1955 noch mit einem Anteil von
69,6 vH an der Weltproduktion das wichtigste Produzentenland darstell-
ten, war mit der Entwicklung moderner Automobilindustrien in den
Ländern der EG und in Japan ein starker Rückgang des Produktionsan-
teils der Vereinigten Staaten verbunden (Tabelle 18). Die Vereinigten
Vgl. dazu die in den Tabellen A10-A12 dargestellten Anteile von Be-
schäftigung, Investitionen und Umsatz am jeweiligen Gesamtbetrag der
Verarbeitenden Industrie einzelner Länder im Zeitablauf.134
Tabelle 18 - Anteile der wichtigsten Herstellerländer an der Weltproduk-






































































Quelle: VDA [ a]; eigene Berechnungen.
Staaten stellten zwar weiterhin eines der bedeutendsten Produzenten -
länder dar, wurden jedoch im Zeitablauf von Japan und der EG überflü-
gelt. Dabei sind diese drei Regionen zugleich die weltweit größten
Absatzmärkte (Tabelle 19).
Im Jahr 1989 entfielen auf die EG 12,2 Mill. Neuzulassungen, gefolgt
von den Vereinigten Staaten mit 9,9 Mill. Neuzulassungen und Japan mit
4, 4 Mill. Neuzulassungen. Japan ist mit Abstand der größte Automobilex-
porteur, doch auch einige europäische Länder sind stark im Export
engagiert. Die amerikanische Automobilindustrie produziert dagegen
überwiegend für den heimischen Markt (Tabelle 20).
Nachdem in Japan erst nach Ende des Zweiten Weltkriegs mit einer
eigenständigen Automobilproduktion begonnen wurde, waren japanische
Produzenten bis Mitte der siebziger Jahre kaum eine Konkurrenz für
europäische und US-amerikanische Produzenten [Cohrs, 1986]. Dies
änderte sich erst im Verlauf der siebziger Jahre. Nach anfänglichen
Mißerfolgen schlössen japanische Produzenten in puncto Qualität, Design
und Wirtschaftlichkeit zu den Vereinigten Staaten und der EG auf und
Zur Automobilproduktion einzelner Länder zwischen 1978 und 1989 vgl.
Tabelle A13.135
Tabelle 19 - Neuzulassungen von Pkw und Kombinationskraftfahrzeugen




































































































































(a) EG ohne Spanien (enthalten in restliches Westeuropa). - (b) Rest-
liches Westeuropa: Norwegen, Finnland, Schweiz, Österreich.
Quelle: VDA [a].
konnten ihre Exporte in diese beiden wichtigen Absatzmärkte langsam
steigern [Bhaskar, 1986].
Niedrigere Löhne, stärkere Automatisierung in der Produktion oder
bessere Arbeitsmoral japanischer Arbeiter können die japanischen Export-
erfolge jedoch nicht vollständig erklären [Jones, 1988]. Vielmehr gelang
den japanischen Produzenten eine erfolgreiche Weiterentwicklung moder-
ner Produktionsweisen. Die vollkommene Reorganisation und Flexibili-
sierung der Produktionsabläufe und der Managementstruktur stellt dabei
ein wesentliches Element japanischer Produktionsweise dar. Im Zuge der
just-in-time-Fertigung gelang es, Engpässe im Produktionsablauf aufzu-
decken und dadurch den Produktionsablauf zu optimieren. Gleichzeitig136


































































































































































ermöglichte die Übertragung von Verantwortung über Arbeitsablauf und
Qualitätskontrolle auf die Arbeiter eine Straffung der Managementstruk-
tur.
Von besonderer Bedeutung für die erfolgreiche japanische Flexibili-
sierung der Fertigung ist die Beziehung zwischen Zulieferern und den
Automobilproduzenten. Denn um die Vorteile der just-in-time-Fertigung
nutzen zu können, müssen Vorprodukte direkt an die Produktionsbänder
geliefert werden, um so die Lagerhaltung zu minimieren. Dies verlangt
eine intensive Zusammenarbeit zwischen Lieferanten und der Endferti-
gung. Diese Kooperation wird durch das japanische Keiretsu-System
So berichtet Bhaskar [1988], daß in den achtziger Jahren in Japan
rund 70 vH der Produktionskosten Lieferanten von Vorprodukten
zurechenbar waren, während der entsprechende Wert in den Vereinig-
ten Staaten bei 25 vH lag.137
industrieller Großgruppen noch unterstützt. Beteiligungen der einzelnen
Mitglieder an sämtlichen anderen, in ihrer jeweiligen Gruppe zusammen-
geschlossenen Unternehmen bewirken eine stärkere Tendenz zur Koopera-
tion als in westlichen Volkswirtschaften. Zudem kam japanischen Unter-
nehmen der Umstand zu Hilfe, daß europäische aber auch amerikanische
Hersteller die japanischen Weiterentwicklungen lange Zeit nicht beach-
teten. Erst im Zuge der stürmischen Entwicklung japanischer Exporte
Anfang der achtziger Jahre wurde versucht auch in Europa und den
Vereinigten Staaten diese Fertigungsverfahren und Organisationsprin-
2
zipien einzusetzen.
Diese Faktoren führten seit Beginn der achtziger Jahre zu erheblichen
Kostenvorteilen japanischer Produzenten gegenüber deren Konkurrenten.
Allein zwischen 1980 und 1981 geläng japanischen Produzenten eine
Reduktion der Produktionsdauer eines Fahrzeugs von 251 auf 140 Stun-
den, so daß, allerdings abhängig von Wechselkursschwankungen, Kosten-
vorteile beim Absatz auf dem jeweiligen Markt gegenüber US-amerika-
nischen und westeuropäischen Produzenten in Höhe von 2500 bzw. 1000
US-S erzielt werden konnten [Jones, 1988].
Die damit verbundene Expansion japanischer Exporte (Tabelle 21)
wurde in den Vereinigten Staaten, aber auch innerhalb der EG, mit
Besorgnis verfolgt, zumal die Absatzschwierigkeiten der eigenen Indu-
strien durch die zweite Ölkrise noch verstärkt wurden. Dies führte
Anfang der achtziger Jahre zu dem Ruf nach Eingriffen in den Welt-
automobilmarkt. Die sich daran anschließende Protektionsdebatte umfaßte
auch die Frage nach der optimalen Ausgestaltung von Handelspolitik bei
international oligopolistischer Produktion. Skalenerträge der Produktion,
die ansonsten im Zentrum der strategischen Handelspolitik stehen, spie-
len dagegen in der Automobilindustrie nur eine untergeordnete Rolle.
Eine ausführliche Darstellung dieser industriellen Großgruppen findet
sich bei Okimoto [1989].
2
Bhaskar [ 1988] stellt die Anstrengungen europäischer Anbieter, den
fertigungstechnischen Vorsprung Japans abzubauen, ausführlich dar.
Wie in den Vereinigten Staaten wurde versucht die Flexibilität der
Produktion durch stärkeren Computereinsatz zu erzielen. Gleichzeitig
wurde damit begonnen, die Fertigung von Vorprodukten auszulagern,
um dadurch Prinzipien der just-in-time-Fertigung umsetzen zu können.
3
Eine umfassende Analyse japanischer Kostenvorteile findet sich bei
Bhaskar [1986].138





































































Auf die Studien von Müller und Owen [1983], Friedlaender et al.
[1983], Müller et al. [1985] und Altshuler et al. [1984] aufbauend un-
tersucht Pratten [ 1988] die Skalenerträge der Produktion in der Automo-
bilindustrie. Er berichtet, selbst die Reduktion der Produktionsmenge
auf ein Drittel der für effiziente Produktion benötigten minimalen Fir-
mengröße würde nur einen Anstieg der Durchschnittskosten eines Fahr-
zeugs von 15 vH nach sich ziehen. Pratten merkt dazu an, bei kleineren
spezialisierten Produzenten läge dieser Wert noch niedriger als bei den
Massenproduzenten, d. h., es könnten noch geringere Skalenerträge der
Produktion erzielt werden.
Gleichzeitig wurden rund 75 vH der Weltautomobilproduktion des
Jahres 1987 von den zehn größten Produzenten hergestellt. Wie groß das
Gewicht multinationaler Unternehmen in der Automobilindustrie ist, läßt
sich aus dem Verhältnis der Gesamtproduktion der Unternehmen zu der
im Heimatland hergestellten Menge ablesen (Tabelle 22). Zudem gibt es
vielfältige Kooperationsabkommen der einzelnen Produzenten, so daß eine
starke Tendenz zur Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Unternehmen
zu erwarten ist (Schaubild 20).
Eine weiterführende Analyse von Skalenerträgen der Produktion in der
Automobilindustrie der EG findet sich bei Owen [1983].139
Tabelle 22 - Die weltweit größten Automobilproduzenten 1987 (1000)
1. General Motors (US)
































Quelle: MVM [ 1989, S. 10-20].

































































# Rover hält außerdem einen 20% Anteil an den Produktionsstätten Hondas in GroDbritannien
Quelle: The Economist [1990].140
2. Handels- und industriepolitische Eingriffe der wichtigsten Hersteller-
länder
In bezug auf den Einsatz handeis- und industriepolitischer Maßnahmen
unterscheiden sich die drei wichtigsten Produzentenregionen und Märkte
stark. Denn im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten und Japan besteht
die EG aus national segmentierten Einzelmärkten. Eine Untersuchung
handelshemmender Maßnahmen der EG muß demnach nicht nur externe,
sondern auch interne Handelsschranken berücksichtigen.
Zölle und Quoten spielen im Automobilbereich eine eher untergeordnete
Rolle. So erhebt Japan einen Importzoll in Höhe von durchschnittlich 0,6
vH, die Vereinigten Staaten in Höhe von 2,5 vH und die EG einheitlich
in Höhe von durchschnittlich 10 vH (GATT [e]; Tabelle 6).
 1 Von we-
sentlich größerer Bedeutung sind freiwillige Exportbeschränkungen
einzelner Länder, welche meist das Ergebnis glaubwürdiger Drohungen
sind, die Importe durch Zölle oder Quoten zu reduzieren. So wurden
freiwillige Exportbeschränkungsabkommen von Japan (bzw. japanischen
Unternehmen) eingegangen, um die Einführung von Zöllen oder Quoten in
einzelnen Ländern zu verhindern. Zusätzlich können, wie zum Beispiel
innerhalb der EG, national unterschiedliche technische Standards zur
Marktsegmentierung führen und, ebenso wie spezielle local-content-Rege-
lungen für ausländische Direktinvestitionen, eine Umgehung der freiwil-
ligen Exportbeschränkungsabkommen verhindern.
a. Vereinigte Staaten
Japanische Produzenten und Exporteure sahen sich zu Beginn der acht-
ziger Jahre starkem politischen Druck ausgesetzt. Denn japanischen
Anbietern, die erst im Verlauf der sechziger Jahre begonnen hatten,
Automobile für den Export herzustellen, gelang zwischen 1970 und 1980
ein kräftiger Anstieg ihrer Exportmengen in die Vereinigten Staaten
Die Vereinigten Staaten und Kanada vereinbarten zudem 1968 im "Uni-
ted States-Canada Automotive Products Trade Agreement" Freihandel im
Automobilbereich, um Möglichkeiten der nordamerikanischen Arbeits-
teilung innerhalb der Automobilindustrie besser nutzen zu können.
Dadurch erklären sich auch die hohen Exporte von Kanada in die
Vereinigten Staaten.141
Tabelle 23 - Automobilexporte einzelner Herstellerländer in die Vereinig-















































































































































(Tabelle 23). Infolge der zweiten Ölkrise mußten amerikanische Hersteller
starke Produktionseinbußen hinnehmen, während japanische Exporte in
die Vereinigten Staaten davon weitestgehend unberührt blieben. So stieg
der Importanteil am US-Markt zwischen 1979 und 1986 insgesamt von
22,7 vH auf 28,8 vH [Crandall, 1984], wobei der Anteil Japans an den
Importen im selben Zeitraum von 53,8 vH auf 66,4 vH anstieg [ GATT,
a]. Gleichzeitig mußte die amerikanische Kraftfahrzeugindustrie einen
Beschäftigungsrückgang um 300000 Arbeitnehmer hinnehmen [VDA, b].
Der daraus resultierende starke politische Druck auf die US-Regie-
rung, Importe aus Japan zu behindern, führte zu einer Section-201-Un-
tersuchung der International Trade Commission über die Auswirkungen
der Importe aus Japan auf die US-Automobilindustrie. Obwohl die Studie
zu dem Schluß kam, die US-Automobilindustrie würde durch die japa-
nischen Exporte nicht stark beeinträchtigt, wurde weiter politischer
Druck zugunsten handelsbeschränkender Maßnahmen ausgeübt. Als Folge
davon wurde als Ergebnis informeller Gespräche zwischen Japan und den
Vereinigten Staaten eine freiwillige Beschränkung japanischer Exporte in
die Vereinigten Staaten vereinbart. Dies hatte das Ziel, amerikanischen142
Produzenten Zeit zur strukturellen Anpassung an die neuen Marktbedin-
gungen zu geben.
Inhalt dieses Abkommens war eine (zunächst auf drei Jahre begrenz-
te) Exportbeschränkung japanischer Produzenten ab dem 1. April 1981.
Entsprechend dieser Vereinbarung sollten jährlich nicht mehr als 1,68
Mill. japanischer Automobile in die Vereinigten Staatem exportiert werden
[ GATT, a; c; ]. Weiter wurde der japanische Export nach Puerto Rico
auf 82500 Fahrzeuge jährlich festgelegt sowie der Export geländegän-
giger Fahrzeuge und Kleinbusse in die Vereinigten Staaten auf 70000 be-
schränkt. Dementsprechend wurden die japanischen Exporte in die Verei-
nigten Staaten innerhalb eines fiskalischen Jahres, vom 1. April 1981 bis
zum 31. März 1982, auf 1832500 Fahrzeuge begrenzt [Willig, Dutz, 1987].
Darüber hinaus wird seit 1986 der Handel mit Kanada durch das MITI
überwacht, so daß der Marktanteil japanischer Produzenten nicht über
18 vH anstieg. Obwohl diese Vereinbarung 1986 auslief, wurde der
japanische Automobilexport nach Kanada auch weiterhin durch das MITI
überwacht, um einen sprunghaften Anstieg des japanischen Export-
volumens zu verhindern [OECD, b; GATT, c].
Die Vereinbarung zwischen den Vereinigten Staaten und Japan wurde
im Jahr 1983 bis zum März 1985 verlängert, wobei die japanischen Ex-
portmengen auf 1,85 Mill. Fahrzeuge angehoben wurden. Obwohl die
amerikanische Regierung im Dezember 1985 erklärte, eine Verlängerung
des Beschränkungsabkommens über den vereinbarten Termin hinaus sei
nicht erwünscht, wurde die Exportbeschränkung durch die japanische
Regierung einseitig verlängert. Um politischen Druck als Folge eines
erwarteten sprunghaften Anstiegs japanischer Exporte in die Vereinigten
Staaten zu vermeiden, wurde eine Quote von jährlich 2,3 Mill. Fahrzeu-
gen festgelegt. Diese Obergrenze wurde danach von Japan alljährlich
bestätigt; seit 1987 wird sie nicht einmal mehr voll ausgeschöpft.
Diese Beschränkung ist für den amerikanischen Automobilmarkt von
Bedeutung, da sonst Parallelimporte japanischer Fahrzeuge über Puerto
Rico in die Vereinigten Staaten möglich wären.143
b. Europäische Gemeinschaft
Etwa zeitgleich mit dem Vordringen auf den nordamerikanischen Absatz-
markt setzten sich japanische Anbieter auch in Westeuropa durch. In der
zweiten Hälfte der siebziger Jahre konnten die Japaner ihre Exporte in
die EG verdoppeln und in den achtziger Jahren nochmals um die Hälfte
steigern (Tabelle 24). Diese Exporte werden allerdings durch eine Viel-
zahl nationaler Regelungen behindert - und vom MITI seit 1986 über-
wacht. Inoffiziellen Quellen zufolge existiert ein Beschluß des MITI, die
japanischen Exporte in die EG so zu steuern, daß das Exportvolumen pro
Jahr nur um 2-3 vH anwächst [GATT, c]. Zudem gibt es eine Reihe
länderspezifischer Bestimmungen, welche den Import japanischer Fahr-
zeuge beschränken. So werden seit 1977 japanische Exporte in das Verei-
nigte Königreich eingeschränkt [GATT, e]. Diese (nur inoffiziell be-
stätigte) Quotierung legt eine Obergrenze für den japanischen Marktan-
teil in Höhe von 11 vH fest, was jedoch durch das MITI bestritten
2
wird.
Werden japanische Automobilexporte nach Großbritannien durch eine
auf Industrieebene vereinbarte Abmachung eingeschränkt, so führen in
anderen Ländern der EG, beispielsweise in Frankreich oder Italien,
neben administrativen Hemmnissen auch Importquoten zur Eindämmung
des japanischen Marktanteils auf den jeweiligen Märkten [GATT, e]. In
Frankreich wird der Marktanteil japanischer Produzenten seit Ende der
Bei der Beurteilung der japanischen Beschränkung der Exporte in die
EG zeigt sich immer wieder ein Problem: Da die Exportbeschränkungs-
abkommen meist das Ergebnis informeller Gespräche der Regierungen
der betroffenen Länder darstellen, werden offizielle Stellungnahmen
dazu meist nicht abgegeben, zumal die Abkommen gegen GATT-Rege-
lungen verstoßen könnten. So berichtet der National Consumer Council
[NCC, 1990], schon seit 1987 würden bilaterale Vereinbarungen zwi-
schen Japan und der EG die japanischen Exporte drosseln. 1987 hätten
japanische Produzenten dann einer Steigerung der Direktimporte in die
EG um 10 vH gegenüber dem Vorjahr und 1988 einer freiwilligen Ex-
portbeschränkung auf 1,21 Mill. Fahrzeuge jährlich zugestimmt.
2
Vgl. GATT [c]. Über freiwillige Exportbeschränkungen wurde auch
beim japanisch-schwedischen Automobilhandel berichtet [GATT, c; d],
nachdem, als Folge eines plötzlichen Anstiegs japanischer Exporte nach
Schweden, 1988 Gespräche zwischen Reg ierung s Vertretern geführt
wurden. Obwohl auch in diesem Fall offiziell kein Abkommen geschlos-
sen wurde, kam es nach 1988 zu keinem weiteren Anstieg des japani-
schen Marktanteils in Schweden.144


































































































































































































siebziger Jahre durch administrative Hemmnisse auf 3 vH begrenzt
[GATT, e]. Die französische Beschränkung wurde erst zu Beginn der
achtziger Jahre wirksam. Bis zu diesem Zeitpunkt wurde das japanische
Kontingent nicht voll ausgeschöpft [Messerlin, Becuwe, 1987].
Vielfach wird berichtet, es bestünde ein freiwilliges Exportbeschrän-
kungsabkommen Japans mit Frankreich, welches den japanischen Marktan-
teil festlegt [ Digby et al., 1988]. Es scheint jedoch fraglich, ob japa-
nische Anbieter ihre Exporte freiwillig gedrosselt haben. Legt man die
Überlegungen von Harris [ 1985] und Krishna [ 1989] zugrunde, so ist
vor einer freiwilligen Exportbeschränkung ein wesentlich größerer Markt-
anteil japanischer Hersteller in Frankreich nötig. Nur dann ist es für ein
gewinnmaximierendes Unternehmen rational, durch freiwillige Exportbe-
schränkung den übrigen Anbietern die Marktführerschaft zu überlassen
und dadurch höhere Preise für exportierte Fahrzeuge zu erzielen. Es ist
zu vermuten, daß der Aufbau eines Händlernetzes bei Marktanteilen von
höchsten 3 vH nicht rentabel ist. Das könnte erklären, weshalb die
französiche Importquote nicht voll ausgeschöpft wurde.145
Noch vor dem Beitritt Japans zum GATT wurde zwischen Japan und
Italien schon 1955 eine bilaterale Importquote von jährlich rund 2500
Automobilen vereinbart [Mitusch, 1985]. Dagegen billigt Spanien japa-
nischen Produzenten eine Importquote von 10000 Fahrzeugen pro Jahr
zu. Portugal legt gleichfalls eine Obergrenze fest, und zwar von 20000
Fahrzeugen im Jahr aus Drittländern.
Diese gegen Japan gerichteten restriktiven Maßnahmen sind jedoch
nur in Kombination mit den Besonderheiten des innereuropäischen Han-
dels wirksam. Denn um die Wirksamkeit einzelstaatlicher Importbeschrän-
kungen sicherzustellen, müssen die nationalen europäischen Märkte
segmentiert sein und die Möglichkeit indirekter Importe ausgeschlossen
werden. Daher wurde, basierend auf Art. 115 EWGV, innerhalb der EG
vereinbart, im Automobilbereich den intraeuropäischen Handel zu be-
2
schränken.
Daneben verhindern local-content-Regelungen für ausländische Direkt-
investitionen ein Unterlaufen der speziellen Handelsschranken. Dabei
existiert jedoch das Problem, daß entsprechend dem EG-Recht der Handel
mit Produkten, deren letzte Produktionsstufe innerhalb der EG liegt,
nicht behindert werden darf (Art. 58 EWGV). Dies hätte jedoch zur
Folge, daß Handelsbeschränkungen durch japanische Direktinvestitionen
umgangen werden könnten. Um dies zu verhindern, wurde versucht,
japanische Produktionen innerhalb der EG an zusätzliche Bedingungen zu
knüpfen. So verpflichteten sich japanische Anbieter gegenüber der
britischen Regierung, einen "local content" von 80 vH zu erreichen.
Damit wurde der Versuch unternommen, eine reine Endmontage in
"Schraubenzieher-Fabriken" innerhalb der EG-Grenzen zu verhindern,
um die Kostenvorteile japanischer Produzenten gegenüber der europä-
ischen Konkurrenz zu verringern [ NCC, 1990]. Gleichzeitig diente diese
Spanien beschränkt aber auch koreanische Importe. So wurde der
Import koreanischer Fahrzeuge 1989 auf 500 und 1990 auf 600 Einheiten
begrenzt.
2
So wurden indirekte Importe in Italien 1989 nur in Höhe von 14000 und
1990 von 17000 japanischen Fahrzeugen erlaubt. In Spanien durften
1989 nur 5142 und 1990 nur 7800 japanische Automobile aus Ländern
der EG indirekt importiert werden.
Es ist jedoch nicht zu erwarten, daß sich die Herstellungskosten in
Europa produzierender japanischer Unternehmen an diejenigen europä-
ischer Hersteller anpassen. Das NCC [ 1990] berichtet beispielsweise,146
Regelung auch der Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen durch
Verlagerung wesentlicher Produktionsabschnitte in das Vereinigte König-
reich.
Verhindern strikte local-content-Regelungen die Umgehung von Han-
delsschranken durch ausländische Direktinvestitionen, so bewirken
unterschiedliche technische Standards der EG-Länder tendenziell eine
Segmentierung der Märkte. Unterschiedliche nationale Typenzulassungen
als Voraussetzung für den Import von Automobilen geben den Produzen-
ten die Möglichkeit, national unterschiedliche Preise zu erheben. In-
nerhalb der EG ist der Parallelimport zwar erlaubt, er wird jedoch durch
nur bei Herstellern oder Händlern erhältliche länder spezifische Typen-
Zulassungen behindert, so daß die internationalen Preisunterschiede kaum
für Arbitragegeschäfte genutzt werden können.
Im Zuge der Marktintegration der EG werden nationale Typenzulassun-
gen jedoch viel von ihrer bisherigen Bedeutung verlieren. EG-weite
Standards gelten ab Juli 1992 für neu auf den Markt kommende Modelle
und ab Januar 1993 für sämtliche Neuzulassungen innerhalb der EG.
Dadurch wird der Parallelimport innerhalb der EG wesentlich erleichtert.
Während einer Übergangszeit bis 1997 soll neben einer EG-Betriebser-
laubnis allerdings noch eine zusätzliche einzelstaatliche Zulassung möglich
sein.
Ein weiteres Element, welches die Marktsegmentierung innerhalb der
EG begünstigt, stellen die Händlernetze und Vertragswerkstätten der
Automobilproduzenten dar. Denn durch sie können Produzenten starken
Einfluß auf den Wettbewerb und die Preise ihrer Produkte nehmen.
Weiter sorgen national organisierte Händlernetze für den Vertrieb natio-
nal differenzierter Fahrzeuge, was die Segmentierung der innereuro-
2
päischen Märkte weiter verstärkt.
die Fertigungsdauer eines japanischen Automobils in den Vereinigten
Staaten würde sich im Vergleich zur Produktionsdauer in Japan nur
unwesentlich erhöhen (von 18 auf 20 Stunden). Können japanische
Hersteller in Europa ähnlich gute Ergebnisse erzielen, so würde selbst
ein local content von 100 vH nicht zu Kosten in Höhe der Produktions-
kosten europäischer Hersteller führen.
Vgl. dazu die Untersuchungen von Mertens, Ginsbourgh [1985], Gins-
bourgh, Vanhamme [ 1989] und Kirman, Schueller [ 1990].
o
Entsprechend Art. 85 EWGV sind Wettbewerbsbeschränkungen dieser
Art zwar verboten, Art. 85(3) gestattet jedoch Ausnahmen, sofern147
Im Zuge der Vollendung des europäischen Binnenmarkts wurde jedoch
versucht, die rein nationalen Reglementierungen japanischer Importe
abzubauen und statt dessen EG-weite Regelungen zu finden. So wurden
1991 Verhandlungen zwischen Japan und Vertretern der EG, welche
unter dieser Zielvorgabe geführt wurden, abgeschlossen. Danach wird
das Volumen japanischer Direktimporte in die EG bis zum Jahr 2000
kontingentiert, um so im Rahmen einer Übergangsregelung den bisher
geschützten Anbietern Zeit zur Anpassung an die angestrebte Freihan-
delssituation zu gewähren.
Gemäß dieser Regelung sollen die in - Europa gefertigten Fahrzeuge
japanischer Anbieter nicht in dieses Kontingent mit einbezogen werden.
Der japanische Marktanteil wird folglich nicht allein durch Direktimporte
von 1,23 Mill. Fahrzeugen, sondern auch durch die Produktion japani-
scher Anbieter in Europa bestimmt. Da man von einem Anstieg japani-
scher Produktionskapazitäten auf rund 1,2 Mill. Fahrzeuge jährlich bis
zum Ende der Übergangszeit ausgeht, können japanische Anbieter in
Europa bis zu 2,4 Mill. Automobile absetzen. Der Marktanteil japanischer
Hersteller würde dann bei einer erwarteten Marktgröße von 15,1 Mill.
Fahrzeugen im Jahr 1999 auf 16 vH ansteigen.
Gleichzeitig werden die Importquoten der bisher protektionistischen
Länder schrittweise aufgehoben. So soll bis zum Ende der Übergangs-
phase das Volumen japanischer Direktimporte in Frankreich auf 150000,
in Großbritannien auf 190000, in Italien auf 138000, in Portugal auf 23000
und in Spanien auf 79000 angehoben werden. Interessant ist dabei, daß
neben den von japanischen Produzenten in der EG auch die in den
Vereinigten Staaten hergestellten "japanischen" Fahrzeuge in diese Im-
portmenge nicht einbezogen werden. Auch dürfen sämtliche Fahrzeuge
schon vor Ende der Übergangsphase ungehindert gehandelt werden. Der
japanische Marktanteil in den einzelnen Ländern wird also nicht nur auf
diese zum Vorteil der Konsumenten führen. Für die Automobilindustrie
gibt es seit 1985 eine solche Ausnahmeregelung. Das NCC [1990,
S. 42 ff. ] berichtet, es würde argumentiert, die Konsumenten zögen
Vorteile aus der schnellen Verfügbarkeit von Ersatzteilen und fach-
kundiger Wartung durch das Netz der Vertragswerkstätten.
Dies geht aus den Erklärungen des japanischen Ministers für interna-
tionalen Handel und Industrie sowie des Vizepräsidenten der EG-Kom-
mission vom 31. Juli 1991 zum Abschluß der europäisch-japanischen
Konsultationen hervor.148
den festgelegten Quoten japanischer Direktimporte beruhen. Somit ist zu
erwarten, daß die getroffenen Vereinbarungen über das Volumen japa-
nischer Direktimporte keine wirksame Maßnahme zur Begrenzung japa-
nischer Marktanteile in den einzelnen Ländern darstellen wird.
c. Japan
Ähnlich dem Import in die Länder der EG wurde auch der Export nach
Japan noch zu Beginn der achtziger Jahre durch nichttarifäre Maßnahmen
stark behindert. Dazu zählte eine Vielzahl strikter Standards und Tests
als Voraussetzung für die Zulassung ausländischer Fahrzeuge auf den
japanischen Markt [Cohrs, 1986]. Infolge politischen Drucks der wich-
tigsten Handelspartner wurden diese Handelshemmnisse im Zuge eines
dreijährigen Aktionsprogramms seit 1985 stark reduziert, so daß ein
deutlicher Importanstieg in Japan festzustellen war (GATT tc]; Tabelle
25).















































































































































Dieses Aktionsprogramm bedeutet das Ende einer in den fünfziger
Jahren begonnenen Politik, die zum Schutz japanischer Automobilprodu-
zenten vor ausländischer Konkurrenz und zur Förderung der japanischen
Automobilproduzenten initiiert wurde. Im Rahmen dieser Politik wurde
versucht, die damals unbedeutende japanische Automobilindustrie durch
eine vollkommene Abschottung des Inlandsmarkts zu unterstützen und so
den Aufbau dieses Industriezweigs zu ermöglichen. Dazu wurden neben
den oben angesprochenen nichttarifären Handelshemmnissen hohe Import-
zölle erhoben und Importquoten festgelegt. Die Zölle lagen bis Ende der
sechziger Jahre bei 40 vH, so daß gleichzeitig auch ausländische Direkt-
investitionen verboten werden mußten, um Zollumgehung durch die
Gründung ausländischer multinationaler Unternehmen zu verhindern.
Diese Regelungen wurden jedoch, um politischen Druck der Handelspart-
ner zu vermeiden, schrittweise abgebaut, so daß heute im Automobil-
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sektor keine protektionistische japanische Politik mehr feststellbar ist.
3. Ökonomische Beurteilung der Handels- und Industriepolitik einzelner
Länder
Während es im vorausgegangenen Abschnitt um die Beschreibung einzel-
ner Politikmaßnahmen ging, sollen diese jetzt auf ihre Wirkungsweise hin
untersucht werden. Besonderes Augenmerk wird dabei auf die Frage
gelegt, ob Elemente strategischer Handels- und Industriepolitik zu er-
kennen sind. Denn möglicherweise haben andere, im Rahmen strategi-
scher Handels- und Industriepolitik nicht berücksichtigte Beweggründe
zur Einführung der zu beobachtenden Politikmaßnahmen geführt.
1 Noellert [1984] und Cohrs [1986] stellen die Entwicklung der
japanischen Automobilproduktion und der Industriepolitik im Auto-
mobilbereich ausführlich dar.
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Diese Einschätzung der japanischen Politik wird auch vom GATT
[c] geteilt.150
a. Freiwillige Exportbeschränkungen als Element des Handels zwischen
den Vereinigten Staaten und Japan
Vor allem in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre stieg das Volumen
japanischer Eporte in die Vereinigten Staaten stark an. Die amerika-
nischen Automobilhersteller versuchten, Druck auf die amerikanische
Regierung auszuüben, um japanischen Anbietern den Zugang zum Markt
zu erschweren. Als Argument für die protektionistischen Maßnahmen
wurde die temporäre Überlegenheit japanischer Produktionsverfahren
angeführt. Den amerikanischen Produzenten sollte ermöglicht werden,
diese Nachteile abzubauen. Obwohl es den amerikanischen Anbietern
nicht gelang, protektionistische Maßnahmen in den Vereinigten Staaten
durchzusetzen, erklärten sich japanische Anbieter dennoch bereit, ihre
Exporte in die Vereinigten Staaten freiwillig zu drosseln. Damit sollte
drohenden protektionistischen Maßnahmen in den Vereinigten Staaten
zuvorgekommen werden.
Es scheint jedoch fraglich, inwieweit die Gefahr protektionistischer
Maßnahmen seitens der Vereinigten Staaten tatsächlich gegeben war. So
argumentieren Harris [1985] und Krishna [1989], japanische Produzenten
hätten ihre Exporte in die Vereinigten Staaten nicht aufgrund drohender
amerikanischer Importbarrieren reduziert, sondern ausschließlich aus
Gründen der Gewinnmaximierung. Denn ab einem bestimmten Export-
volumen kann es für Unternehmen auf international oligopolistischen
Märkten rational sein, ihre Exporte zu drosseln. Diese Reduktion des
Angebots bewirkt höhere Preise im Inland, welche zu einem Anstieg der
Preise sämtlicher Hersteller zu Lasten der inländischen Konsumentenrente
führt.
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Nach Crandall [ 1984] war 1980 das schlechteste Jahr in der Geschichte
der amerikanischen Automobilindustrie gewesen. Die amerikanischen
Produzenten wären nicht nur schlecht auf die geänderten Nachfragebe-
dingungen infolge der zweiten Ölkrise vorbereitet gewesen, sondern
hätten sich auch nur langsam auf in den Vereinigten Staaten neu
eingeführte Sicherheits- und Zulassungsbestimmungen eingestellt.
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Denn nach Erreichen eines genügend großen Marktanteils haben Unter-
nehmen einen Anreiz, auf die Wettbewerbsbedingungen Einfluß zu
nehmen. Durch freiwillige Beschränkung der Angebotsmenge reduziert
sich der Wettbewerbsdruck. Wie im Fall der Vereinigten Staaten können
die inländischen Anbieter dann höhere Preise verlangen, da sie wissen,
daß ihre ausländischen Konkurrenten wegen der Mengenbeschränkung151
Die freiwillige Beschränkung zeigte Wirkung; nach 1980 gingen die
japanischen Exporte in die Vereinigten Staaten zurück (Tabelle 23), was
sich in einem Anstieg der Preise japanischer, aber auch amerikanischer
Automobile niederschlug [Feenstra, 1984]. Der Preisanstieg ist allerdings
nur teilweise mit dem Rückgang japanischer Exporte in die Vereinigten
Staaten zu erklären. So ist zu beachten, daß sich freiwillige Export-
beschränkungen nicht nur auf die Exportmenge, sondern auch auf die
qualitative Zusammensetzung japanischer Exporte in die Vereinigten
Staaten auswirkten.
Denn bei einer mengenmäßigen Beschränkung der Ausfuhren ver-
suchen gewinnmaximierende Anbieter üblicherweise, auf Fahrzeuge höhe-
rer Qualität auszuweichen. Die freiwillige Exportbeschränkung zieht
folglich eine qualitative Aufwertung der von japanischen Herstellern
exportierten Fahrzeuge nach sich (up-grading). Feenstra [1985] schätzt
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anhand einer hedonischen Regression, daß zwischen 1979 und 1981 die
Folge der freiwilligen Exportbeschränkung Japans eine zehnprozentige
Preissteigerung japanischer Importe in den Vereinigten Staaten war. 70
Prozent dieser Preissteigerung waren jedoch auf Qualitätsverbesserungen
zurückzuführen. Der Preis qualitativ gleichwertiger japanischer Fahr-
zeuge stieg demnach in den Vereinigten Staaten aufgrund des reduzier-
ten japanischen Angebots lediglich um 3 vH.
Analog dazu schätzen Collyns und Dunaway [ 1987] für 1989 einen
durchschnittlichen Preisanstieg pro Fahrzeug in Höhe von 625 US-S. Die
Preiseffekte qualitativ hochwertigerer japanischer Exporte sowie zwischen
1981 und 1984 vereinbarte Zulassungsbestimmungen werden dabei berück-
sichtigt und sind in diesem Wert nicht enthalten. Aus dem Preisanstieg
nicht auf den Preisanstieg reagieren können. Es wird sich folglich ein
Marktgleichgewicht mit geringeren Angebotsmengen, höheren Preisen
und gestiegenen Unternehmensgewinnen in- und ausländischer Unter-
nehmen einstellen. Dementsprechend haben sowohl in- als auch auslän-
dische Hersteller ein Interesse, in dieser Weise zu kooperieren.
Diese Überlegungen gehen auf die Ansätze von Falvey [1979], Rodri-
guez [1979] und Santoni, van Cott [1980] zurück, welche die Auswir-
kungen von Quoten auf die Produktqualität von Importen darstellen. In
der Literatur zu den Auswirkungen der Industrieländerprotektion auf
die Exportstruktur der Entwicklungsländer ist das "up-grading" ein
altbekanntes Phänomen.
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Zur Methode der hedonischen Regressionen vgl. Griliches [1970].152
errechnen sie einen Verlust an amerikanischer Konsumentenrente im
Zeitraum zwischen 1981 und 1984 von fast 17 Mrd. US-S. In diese Schät-
zung geht ausschließlich der reine Preiseffekt der Exportbeschränkung
ein. Da aber Kleinwagen durch die Beschränkung besonders betroffen
waren und nur noch in geringem Umfang in die Vereinigten Staaten
exportiert wurden, hatten amerikanische Konsumenten nach Einführung
der Beschränkung nicht nur höhere Preise zu zahlen, sondern auch
weniger Wahlmöglichkeiten, wodurch die amerikanische Konsumentenrente
weiter reduziert worden sein dürfte.
Diesen Verlusten amerikanischer Konsumentenrente steht jedoch eine
gestiegene amerikanische Produzentenrente gegenüber. Jedoch nicht nur
amerikanische, sondern auch japanische Produzenten konnten von der
freiwilligen Exportbeschränkung profitieren. Für die amerikanischen Pro-
duzenten fielen im Zeitraum zwischen 1981 und 1984 je nach Schätzung
zusätzliche Gewinne in Höhe von 6-12 Mrd. US-S an. Die Netto-Wohl-
fahrtsverluste für die Vereinigten Staaten in Höhe von 5-10 Mrd. US-S
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flössen zu einem großen Teil japanischen Produzenten zu.
Die Auswirkungen japanischer freiwilliger Exportbeschränkungen auf
europäische Anbieter in den Vereinigten Staaten sind jedoch in den
Schätzungen von Collyns und Dunaway [ 1987] explizit nicht enthalten.
Dieser Aspekt muß jedoch in die Analyse japanischer freiwilliger Export-
beschränkungen einbezogen werden, da die Beschränkung des japa-
nischen Angebots in den Vereinigten Staaten die Nachfrage nach europä-
ischen Modellen verstärkt. Dinopoulos und Kreinin [ 1988] beziehen auch
diesen Punkt in eine Wohlfahrtsanalyse der Vereinigten Staaten mit ein.
Im Unterschied zu den Auswirkungen auf das japanische Angebot in den
In diesem Zusammenhang ist neben den Untersuchungen von Collyns,
Dunaway [ 1987] und Feenstra [ 1984] auch auf die Arbeiten von
Dardis, Decker [1984], Dardis, Lin [1985] und Willig, Dutz [1987]
hinzuweisen.
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Collyns und Dunaway [ 1987] führen an, daß dementsprechend jeder
infolge der freiwilligen Exportbeschränkung Japans in den Vereinigten
Staaten geschaffene Arbeitsplatz mit 110000 bis 145000 US-$ in Form
von Verlusten amerikanischer Konsumentenrente subventioniert wurde.
Diese Untersuchung beruht auf Dinopoulos und Kreinin [1989]. Darin
stellen sie die Unterschiede zwischen Importquoten und freiwilligen
Exportbeschränkungen unter Berücksichtigung eines dritten Landes
modelltheoretisch dar.153
Vereinigten Staaten führt die steigende amerikanische Nachfrage nach
europäischen Modellen zu einem nicht durch Qualitätsverbesserungen
bedingten Preisanstieg bei einem moderaten Anstieg des europäischen
Exportvolumens (Tabelle 23). Die damit verbundenen Verluste an ameri-
kanischer Konsumentenrente bewirkten dementsprechend 1984 einen
Anstieg europäischer Produzentenrente in Höhe von 3,4 Mrd. US-S
[Dinopoulos, Kreinin, 1988]. Der Anstieg japanischer Produzentenrente
in Folge der freiwilligen Exportbeschränkung wird in diesem Zusammen-
hang nur mit 2,4 Mrd. US-S angegeben so daß der Schluß naheliegt, daß
auch die europäischen Produzenten in großem Umfang von der einge-
schlagenen Politik profitierten [ ibid. ].
Das vermeintlich eigentliche Ziel des Drucks auf die japanischen
Anbieter, den amerikanischen Unternehmen Zeit zu verschaffen, den
japanischen Kostenvorteil aufzuholen, wurde eindeutig verfehlt. 1984
hatten japanische Produzenten, wie schon 1981, einen Kostenvorteil
gegenüber der amerikanischen Konkurrenz in Höhe von 1500-2500 US-S
pro Fahrzeug [Collyns, Dunaway, 1987].
Neben der Preis- und Qualitätsänderung in- und ausländischer Fahr-
zeuge wurde die internationale Produktionsstruktur durch die japanischen
Exportbeschränkungen verändert. Zum einen stieg die Produktion ameri-
kanischer Hersteller in den Jahren nach 1981 merklich an und zog die
Schaffung von rund 60000 Arbeitsplätzen im amerikanischen Automobilbau
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nach sich. Zum anderen begannen japanische Automobilhersteller mit der
Gründung von Tochterunternehmen und der Erstellung von Fertigungs-
stätten in den Vereinigten Staaten. In diesem Zusammenhang sind auch
die Kooperationsabkommen mit amerikanischen Produzenten zu sehen
(Schaubild 20), welche japanischen Unternehmen die Möglichkeit gaben,
die vom MITI streng überwachten Quoten zu umgehen. Dies war beson-
ders für die relativ kleinen, aufstrebenden Anbieter von großem In-
teresse, da das MITI jedem Unternehmen Exportquoten entsprechend
Dinopoulos und Kreinin [ 1988] stellen folglich einen Preisanstieg euro-
päischer Modelle von rund 6500 US-S bis 1984 fest.
2 Vgl. dazu Hunter [1990]; dort wird der Beschäftigungseffekt der
amerikanischen Produktion auch regional differenziert dargestellt.
3 Vgl. dazu neben Jones [1988] auch Willig und Dutz [1987].154
seinem Anteil an den japanischen Exporten vor Abschluß des Exportbe-
schränkung sabkommen zuteilte.
b. Restriktive Maßnahmen der EG
In der EG wurde, im Gegensatz zu den Vereingten Staaten, nicht ein-
heitlich auf den Anstieg japanischer Exporte im Verlauf der siebziger
Jahre reagiert. Da dem Automobilbau auch in Europa strategische Be-
deutung zugemessen wird [GATT, e], trafen einzelne Länder nationale
Sonderregelungen zum Schutz einheimischer Produzenten. Diesen sollte
dadurch die Anpassung an die in Folge der japanischen Expansion verän-
derten Marktstrukturen erleichtert werden.
Allein fünf Mitgliedsländer der EG führten aus diesem Grund Be-
schränkungen japanischer Importe ein oder behielten historische Kon-
tigentierungen bei. Die zu beobachtenden Maßnahmen unterscheiden sich
zwar in ihrer Ausgestaltung, erzielen jedoch de facto dieselbe Wirkung.
Italien, Spanien und Portugal quotieren die Importe japanischer Herstel-
ler, während administrative Hemmnisse in Frankreich bewirken, daß der
japanische Marktanteil in Frankreich nicht über 3 vH ansteigt. Im Falle
des Vereinigten Königreichs regelt ein auf Industrieebene getroffenes
freiwilliges Exportbeschränkungsabkommen den Automobilhandel mit
Japan. Die übrigen Länder der EG behindern den Automobilimport aus
Japan nicht.
Die nationalen quantitativen Importbeschränkungen haben die gleichen
Konsequenzen wie das japanisch-amerikanische Exportbeschränkungsab-
kommen. Das geringe Angebot japanischer Fahrzeuge führt zu einem
Preisanstieg in den jeweiligen Ländern, wobei auch hier ein Teil des
Preisanstiegs auf qualitative Verbesserungen des japanischen Angebots
zurückzuführen ist. Gleichzeitig profitierten inländische, aber auch von
Importbeschränkungen nicht betroffene ausländische Anbieter von den
ergriffenen Maßnahmen.
De Melo und Messerlin [ 1988] untersuchten im Rahmen einer hedoni-
schen Regression Preiseffekte japanischer Importbeschränkungen in
Zu den Unternehmensstrategien japanischer Produzenten in den Verei-
nigten Staaten vgl. Bhaskar [1986].155
Europa. Da im Fall Frankreichs zwischen 1981 und 1984 die Importbe-
schränkung noch nicht bindend war, können für den feststellbaren
Preisanstieg japanischer Fahrzeuge in Frankreich fast zur Gänze quali-
tative Verbesserungen verantwortlich gemacht werden. Ab 1984 waren die
Beschränkungen bindend, worauf die zwischen 1983 und 1985 feststell-
baren Preissteigerungen nur noch zu 40 vH auf qualitative Verbesserun-
gen des japanischen Angebots zurückzuführen sind. Der Rest des Preis-
anstiegs wird von de Melo und Messerlin auf die Beschränkung des
japanischen Angebots zurückgeführt.
Auch hier ist der oben angesprochene" Aspekt bedeutsam, wonach der
Ausschluß japanischer Fahrzeuge die Nachfrage nicht nur nach im Inland
gefertigten Automobilen belebt. Dieses von Dinopoulos und Kreinin [ 1988]
für die Vereinigten Staaten untersuchte Phänomen läßt sich auch bei
Betrachtung der französischen Marktstruktur feststellen. Nachdem die
Importbeschränkung für japanische Produzenten 1984 bindend wurde,
stiegen die Importe Frankreichs aus den übrigen Produzentenländern an.
So erhöhte sich der Marktanteil ausländischer Unternehmen in Frankreich
zwischen 1983 und 1984 um über 3 vH; hatten die ausländischen Herstel-
ler 1983 noch einen Marktanteil in Höhe von 32,7 vH, so konnten sie
1984 einen Anteil am französischem Automobilmarkt in Höhe von 35,9 vH
erzielen [Messerlin, Becuwe, 1987]. Gleichzeitig bemühten sich japanische
Anbieter um Möglichkeiten zur Umgehung europäischer Handelsschranken.
Dies führte zum Aufbau japanischer Produktionsstätten in England, aber
2
auch zu Kooperation mit europäischen Herstellern.
Unter Berücksichtigung dieser Aspekte scheint die japanische Export-
beschränkung auch in Europa zu Wohlfahrtsverlusten geführt zu haben.
Denn einerseits reduzieren die Beschränkungen japanischer Importe die
Konsumentenrente, während andererseits ein Teil der damit verbunde-
nen steigenden Produzentenrente im Ausland anfällt. Darüber hinaus ist
Jones [ 1987] analysiert die Bedeutung der freiwilligen japanischen
Exportbeschränkungen für das Vereinigte Königreich umfassend.
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Bhaskar [ 1988] stellt einzelne Kooperationsvorhaben zwischen euro-
päischen und japanischen Unternehmen ausführlich dar.
Der Verlust inländischer Konsumentenrente beruht nicht nur auf
Preissteigerungen, sondern auch auf weniger Wahlmöglichkeiten beim
Kauf eines Fahrzeugs. Dieser Aspekt wird bei den Schätzungen des
Verlusts an Konsumentenrente jedoch ausgeklammert.156
zu erwarten, daß die Zolleinnahmen der EG infolge der niedrigen japa-
nischen Exportmengen geringer ausfallen. Die Wohlfahrtseinbußen eines
protektionistischen Landes sind, verglichen mit den Verlusten der EG,
von größerer Bedeutung, da hier sämtliche im Ausland erzielten zusätz-
lichen Gewinne negative Wohlfahrtswirkungen nach sich ziehen. Be-
trachtet man die EG in ihrer Gesamtheit, so fließt ein Teil des Verlusts
an Konsumentenrente der japanische Importe beschränkenden Länder
anderen Produzentenländern der EG zu.
Unter Verwendung eines kalibrierten Modells untersuchten Digby et
al. [1988] die Wohlfahrtswirkungen der- Beschränkungen japanischer
Importe. Werden sämtliche Importbarrieren, mit Ausnahme des Import-
zolls der EG, aufgehoben, so sind infolge des unbehinderten Imports
japanischer Automobile Nettowohlfahrtsverbesserungen in Höhe von
333,3 Mill. f zu erwarten. Dabei führt das zusätzliche Angebot zu in-
tensiverem Wettbewerb und einem Zuwachs an Konsumentenrente in
protektionistischen Ländern. Dagegen müssen die in diesen Ländern
produzierenden Firmen, aber auch alle übrigen ausländischen Anbieter,
einen Verlust an Produzentenrente hinnehmen. Die japanischen Hersteller
können, da der Preisrückgang durch einen Anstieg der Absatzmengen
mehr als kompensiert werden kann, von einer Aufhebung der europä-
ischen Importschranken profitieren [Digby et al. , 1988]. Obwohl die
Zolleinnahmen der EG sinken, können positive Wohlfahrtswirkungen einer
Aufhebung sämtlicher Mengenbeschränkungen japanischer Hersteller
erwartet werden.
Dabei gehen sie auf Italien, Frankreich und das Vereinigte Königreich
ein. Das hier verwendete Modell basiert auf einer Analyse von Smith
und Venables [1988]; vgl. dazu auch Smith [1989].
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Dieses Ergebnis ist nicht weiter verwunderlich, da im Fall Italiens und
Frankreichs keine freiwilligen Exportbeschränkungen Japans vorliegen.
Die Verluste, die japanische Anbieter durch die Aufhebung der freiwil-
ligen Exportbeschränkungsabkommen mit dem Vereinigten Königreich
erleiden, können durch die Marktöffnung Italiens und Frankreichs
mehr als ausgeglichen werden.157
c. Japanische Handels- und Industriepolitik nach dem Zweiten Weltkrieg
Zu Beginn der Nachkriegszeit hatte Japan keine nennenswerte Automobil -
Produktion vorzuweisen. Im Zuge des Wiederaufbaus und der Industriali-
sierung des Landes entbrannte zwischen dem MITI und dem japanischen
Finanzministerium ein Streit, ob die japanische Automobilindustrie in
ihrem Aufbau gefördert werden sollte oder nicht. Nachdem sich das MITI
durchgesetzt hatte, wurde in Japan Anfang der fünfziger Jahre mit einer
protektionistischen Handels- und Industriepolitik begonnen, mit dem Ziel
des Aufbaus einer eigenständigen japanischen Produktion. Die einge-
schlagene Politik beinhaltete Importzölle und -quoten, nichttarifäre
Handelshemmnisse und, um eine Umgehung dieser Maßnahmen durch
ausländische Hersteller zu verhindern, ein Verbot ausländischer Direkt-
investitionen. Diese Maßnahmen wurden im Laufe der Zeit mit dem An-
steigen der japanischen Produktion reduziert und bis 1988 vollständig
abgebaut.
Betrachtet man die japanische Politik, so stellt sich die Frage, in-
wieweit sie den Aufbau einer eigenen Automobilindustrie ermöglicht hat.
Maßgeblich zur Beurteilung dieser Frage ist die Abschätzung, wie sich
die japanische Automobilindustrie ohne protektionistische Politik ent-
wickelt hätte.
Hätte es keine japanischen Importbarrieren gegeben, so hätte das
bedeutet, die japanische Automobilnachfrage wäre durch Importe oder die
Produktion ausländischer multinationaler Unternehmen gedeckt worden,
da zum damaligen Zeitpunkt japanische Produzenten nicht konkurrenz-
fähig waren. Erst im Laufe der Zeit gelang es, den Kostennachteil aufzu-
holen und konkurrenzfähige Produkte herzustellen. Hätte Japan diese
protektionistischen Maßnahmen nicht ergriffen, wären die japanischen
Automobilbauer möglicherweise nicht in die Lage versetzt worden, die
Produktion aufzubauen und infolge technologischer Innovationen einen
Kostenvorteil gegenüber der westlichen Konkurrenz herauszuarbeiten.
Denn ausländische Unternehmen hätten einen Anreiz gehabt, den Markt-
eintritt japanischer Unternehmen durch strategische Investitionen, mög-
licherweise in Japan selbst, und durch Preisunterbietung zu verhindern.158
Dixit [ 1980] stellt die Auswirkungen strategischer Investitionen, Smith
[ 1987] die Wirkungsweise ausländischer Direktinvestitionen auf den
Markteintritt inländischer Unternehmen dar.
Besteht die Gefahr des Markteintritts japanischer Anbieter, so hat
dies Folgen für die optimale Unternehmens Strategie bestehender Anbieter.
Durch Investitionen in Überkapazitäten können ausländische Unternehmer
ihre Wettbewerbsposition gegenüber japanischen potentiellen Herstellern
verbessern und Einfluß auf deren Marktentscheidung nehmen. Der japa-
nische Markteintritt kann also durch ausländische strategische Investi-
tionen behindert werden, da die Gewinnaussichten japanischer Investi-
tionen durch den Aufbau ausländischer Überkapazitäten reduziert wer-
den.
Es wird sich natürlich nie eindeutig klären lassen, ob die japanische
Automobilindustrie tatsächlich für alle Zeiten in den Kinderschuhen
steckengeblieben wäre, wenn es nicht die Marktabschottung seit den
fünfziger Jahren gegeben hätte. Auch die Frage, ob nicht anstelle der
Automobilindustrie eine andere Industrie entstanden wäre, in der die
komparativen Vorteile Japans ebensogut zur Geltung gekommen wären,
läßt sich nicht beantworten. Unbestreitbar ist jedoch, daß der Aufstieg
der japanischen Automobilindustrie in die Weltspitze durch die japanische
Politik massiv unterstützt worden ist.
Wird der Aufbau einer eigenständigen Automobilproduktion als Maßstab
des Erfolgs herangezogen, so muß von einem gelungenen Versuch der
staatlichen Einflußnahme in Japan gesprochen werden. Der Ausbau der
japanischen Produktion ist durch strategische Protektion, d. h. die
Einbeziehung des optimalen ausländischen Firmenverhaltens in die Ent-
scheidung über die einzuschlagende japanische Politik, erst möglich
gemacht worden. Die Politik diente der Entwicklung eines Wettbewerbs-
Beide Untersuchungen basieren auf der Annahme von Cour not-Verhal-
ten der Unternehmen. Das scheint wegen der langfristig bindenden
Investitionen im Automobilbau sinnvoll zu sein. Das von Fudenberg und
Tirole [ 1983] mitberücksichtigte Bertrand-Verhalten braucht nicht
untersucht zu werden. Denn auch bei Bertrand-Verhalten auf den
Absatzmärkten und Cournot-Verhalten bei den Investitionsentschei-
dungen läßt sich der Wettbewerb auf dem Absatzmarkt unter der
Cournot-Bedingung darstellen [Kreps, Scheinkman, 1983]. Denn die
Produktionsmenge eines Anbieters wird auch bei Preiswettbewerb durch
die Kapazitätsgrenze bestimmt, die durch die Investitionsentscheidung
eines Unternehmens langfristig festgelegt ist.159
fähigen Industriezweigs, wobei die organisatorischen und technologischen
Innovationen während der siebziger Jahre japanischen Produzenten einen
Kostenvorteil gegenüber den westlichen Produzenten ermöglichten.
Bemerkenswert ist, daß diese strategische Protektion immerhin über
einen Zeitraum von fast vier Jahrzehnten aufrecht erhalten werden
mußte. Wird der Verlust an japanischer Konsumentenrente während
dieser Phase in die Wohlfahrtsanalyse einbezogen, so kann sicherlich
nicht von einem Erfolg der japanischen Politik gesprochen werden. Denn
durch den Ausschluß von Importen vom japanischen Markt und dement-
sprechend höhere Inlandspreise mußten japanische Konsumenten die Ent-
wicklung und den Aufbau der japanischen Automobilindustrie kräftig
mitfinanzieren.
Allerdings müßten in einer umfassenden Wohlfahrtsanalyse auch po-
sitive Externalitäten und Synergieeffekte der japanischen Automobil-
produktion berücksichtigt werden. Wenn die Politik nicht eingegriffen
hätte und strategisches Verhalten der etablierten Produzenten aus Eu-
ropa und Nordamerika den Aufbau der japanischen Produktion möglicher-
weise verhindert hätte, wären im Vergleich zur eingeschlagenen Politik
vielleicht größere Wohlfahrtseinbußen eingetreten, da der Aufstieg Ja-
pans zu einer der führenden Industrienationen der Welt möglicherweise
behindert worden wäre. Nur in diesem Sinne ließe sich im Fall Japans
von einem Beispiel erfolgreicher Handels- und Industriepolitik sprechen.
Mit internationaler Rentenumlenkung durch den strategischen Einsatz
handeis- und industriepolitischer Instrumente hat all dies jedoch nichts
gemein.
4. Fazit
Die Automobilindustrie als relativ großer Sektor der betrachteten Länder
scheint ein geeignetes Objekt für einen erfolgversprechenden Einsatz
strategischer Handels- und Industriepolitik zu sein. Folglich wird den
dafür vorgebrachten Argumenten sowohl in Europa als auch in den
Vereinigten Staaten und Japan große Beachtung geschenkt. Entsprechend
den in Kapitel B vorgestellten Ansätzen haben Länder ein Interesse
daran, durch gezielten Einsatz von Instrumenten strategischer Handels-
und Industriepolitik die Marktposition inländischer Unternehmen zu160
verbessern. Die Länder könnten so Verzerrungen auf nationalen Auto-
mobilmärkten ausgleichen oder aber falsche Unternehmenserwartungen
über das Konkurrenzverhalten korrigieren.
Außerhalb Japans spielen strategische Erwägungen bei der Handels-
und Industriepolitik für die Automobilindustrie offenbar kaum eine Rolle.
Sowohl in Nordamerika als auch in Europa hat der Schutz von heimischen
Arbeitsplätzen durch Behinderung der Importe stets Vorrang gehabt vor
dem Ziel der internationalen Rentenumlenkung. Dies dürfte auch heute
noch so sein, obwohl gerade aus Kreisen der, französischen Automobilin-
dustrie zunehmend strategische Argumente ins Feld geführt werden.
In der Automobilindustrie kann Rentenumlenkung letztlich auch gar
nicht das Ziel sein, denn zum einen sind die Gewinnmargen aufgrund des
scharfen internationalen Wettbewerbs gering, zum anderen läßt sich ein
Verbleib der Renten im Inland ohnehin kaum gewährleisten, da die
betreffenden Unternehmen auf vielfältige Weise international verflochten
sind. Da die Industriepolitik keine Möglichkeiten zur Beeinflussung des
Gewinntransfers innerhalb multinationaler Unternehmen hat, ist ihr
Einfluß auf die nationale Wohlfahrt um so geringer, je stärker die Inter-
nationalisierung der Protektion vorangeschritten ist.
Diese Gesichtspunkte werden in Untersuchungen von Dixit [ 1988b] und
Krishna et al. [ 1989] für die Vereinigten Staaten und von Laussei et
al. [ 1988] für die EG berücksichtigt. Dabei werden Auswirkungen
nationaler Eingriffe in den oligopolistischen Automobilmarkt anhand
kalibrierter Modelle analysiert. So lassen sich ausgehend von der in
der Untersuchung vorgenommenen Kalibrierung des Marktes auf die
tatsächlich beobachtbaren Marktstrukturen, die Wirkungen nationaler
Politik auf die Wohlfahrt der Länder, sowie sich einstellende Preis- und
Mengenreaktionen quantitativ abschätzen. Dabei zeigt sich jedoch, daß
• der Autqmobilmarkt mit seiner speziellen Strukturierung nur sehr un-
vollkommen im Rahmen eines Modells darstellbar ist. Denn multinationale
Unternehmen, aber auch Netzwerke - zu denken ist dabei an die
Händlernetze - spielen in diesem Bereich eine, große Rolle.. Diese
Aspekte werden jedoch nicht iri die Analysen einbezogen.161
D. Wettbewerbspolitik als Hemmschuh der Industriepolitik?
I. Prozeßorientierte oder ergebnisorientierte Politik?
Auf europäischer Ebene wird derzeit intensiv darüber diskutiert, den
Einfluß der Industriepolitik auf die Wettbewerbspolitik zu verstärken.
Anlaß dafür ist die Anfang Oktober 1991 gefällte Entscheidung der
EG-Kommission, den geplanten Aufkauf des kanadischen Flugzeugherstel-
lers de Havilland durch das französische Unternehmen Aerospatiale und
das italienische Unternehmen Alena zu untersagen [Financial Times vom
3. Oktober 1991]. Dieser Entscheidung waren intensive Auseinanderset-
zungen darüber vorausgegangen, ob die wettbewerbspolitischen Argu-
mente gegen die Fusion oder die industriepolitischen Argumente für die
Fusion stärker zu gewichten seien. In diesem Fall hat sich die für die
Wettbewerbspolitik zuständige Generaldirektion der Kommission durchge-
setzt, doch insbesondere aus der für die Industriepolitik zuständigen
Generaldirektion werden jetzt Forderungen laut, schon im Vorfeld der
Entscheidungen zur Fusionskontrolle stärker Einfluß nehmen zu können
[Handelsblatt vom 16. Oktober 91].
Ausschlaggebend für das Verbot war die Einschätzung der Kommis-
sion, durch die geplante Fusion würde die marktbeherrschende Stellung
von Aerospatiale bei Turboprop-Passagierflugzeugen mit bis zu 70 Sitzen
verstärkt und die Marktposition des Konkurrenzunternehmens Fokker
geschwächt. Ob diese Beurteilung der Wettbewerbsposition zutreffend
ist oder ob auch nach der Fusion noch genügend tatsächliche oder
potentielle Konkurrenten im Markt verblieben wären, sei dahingestellt.
Festzuhalten bleibt, daß die wettbewerbsbeschränkenden Wirkungen der
Fusion innerhalb der Kommission kein zentraler Streitpunkt waren.
Auf dem Weltmarkt für Turboprops hatte de Havilland im Jahr 1990
einen Marktanteil von 23 vH und Aerospatiale einen Anteil von 18 vH
(berechnet nach ICAO [1991]). Weitere wichtige Konkurrenten sind die
brasilianische Firma Embraer (20 vH), die schwedische Firma Saab
(19 vH), die niederländische Firma Fokker (14 vH) und die britische
Firma British Aerospace (4 vH). Auf dem europäischen Markt ist der
Anteil von Aerospatiale allerdings höher als auf dem Weltmarkt insge-
samt. Die EG-Kommission argumentiert, daß der Marktanteil in Europa
durch die Fusion auf 67 vH angestiegen wäre [ Neue Zürcher Zeitung
vom 4. Oktober 1991].162
Die Befürworter der Fusion plädierten dafür, die erwartete Reduzie-
rung des Wettbewerbs in Kauf zu nehmen, da die industriepolitischen
Aspekte in diesem Fall höher zu bewerten seien. Vorteile versprachen sie
sich vor allem davon, daß europäische Hersteller mit dem Aufkauf von de
Havilland erstmals als Produzenten direkt in Nordamerika auftreten
könnten und damit einen besseren Zugang zum weltgrößten Absatzmarkt
für Flugzeuge erhalten würden. Außerdem mag eine Rolle gespielt haben,
daß de Havilland bisher eine lOOprozentige Tochtergesellschaft von
Boeing ist und daß die potentielle Konkurrenz von Boeing im Markt für
Turboprops mit dem Verkauf schwächer werden würde. Auch hier kann
offenbleiben, wie stichhaltig die Argumente im einzelnen sind. Von
grundsätzlicher Bedeutung ist dagegen die Frage, ob es überhaupt
sinnvoll ist, industriepolitische Argumente in die wettbewerbspolitische
Beurteilung einer Fusion einzubeziehen oder nicht.
Genau um diese Frage gab es bei der Verabschiedung der EG-Verord-
nung des Ministerrats über die Kontrolle von Unternehmenszusammen-
schlüssen eine heftige Kontroverse. Als Kompromißlösung wurde in den
Artikel 2 dieser Verordnung die sogenannte "französische Klausel" aufge-
nommen, nach der die Kommission bei ihrer Prüfung von Zusammen-
schlußvorhaben "die Entwicklung des technischen und wirtschaftlichen
Fortschritts" berücksichtigen muß. Mit dieser Klausel erhält die In-
dustriepolitik zwar nicht den gleichen Stellenwert in der Fusionskontrolle
wie die Wettbewerbspolitik, aber die Kommission kann bei ihren Entschei-
dungen industriepolitische Argumente nicht außer acht lassen.
Konflikte zwischen Wettbewerbs- und Industriepolitik sind vor allem
dort zu erwarten, wo die Industriepolitik auf eine Erhöhung der inlän-
dischen Produzentenrente abzielt und dafür die Wettbewerbsintensität auf
dem betreffenden Markt reduziert. Die strategische Handels- und Indu-
striepolitik hat jedoch (zumindest in der Theorie) die inländische Kon-
sumentenrente ebenso im Blick wie die Produzentenrente. In jenen Fäl-
len, in denen sie eine Erhöhung der inländischen Konsumentenrente
anstrebt, wird sie für mehr Wettbewerb sorgen müssen, damit es zu
Preissenkungen kommt. In der industriepolitischen Praxis dominieren
allerdings Produzenteninteressen gegenüber Konsumenteninteressen,
Die Ministerratsverordnung ist abgedruckt in EG-Kommission [c].163
wofür die in Kapitel B diskutierten Einflußmöglichkeiten der Produzenten
auf die Politik ausschlaggebend sein dürften.
Auch staatliche Interventionen in Märkten mit niedrigen Mobilitätsbar-
rieren werfen zumeist keine wettbewerbspolitischen Probleme auf. In
solchen Märkten vermindern beispielsweise Subventionszahlungen an
heimische Unternehmen die Wettbewerbsintensität nicht, solange diese
Zahlungen nicht ihrerseits Mobilitätsbarrieren schaffen. Die Chancen,
durch industriepolitische Maßnahmen die nationale Wohlfahrt auf Kosten
des Auslands zu erhöhen, sind allerdings - wie in Kapitel B gezeigt - in
Märkten mit niedrigen Mobilitätsbarrieren "gering. In solchen Märkten ist
somit auch kaum mit dem Einsatz strategischer Handels- und Industriepo-
litik zu rechnen. Dort, wo der Staat strategische Ziele verfolgt, dürfte
in der Regel die Wettbewerbsintensität durch diese Politik verändert
werden.
Auf den ersten Blick könnte es scheinen, als könne auch hier die
Industriepolitik nur dann in Konflikt zur Wettbewerbspolitik geraten,
wenn die industriepolitischen Maßnahmen eine Verringerung der Anbie-
terzahl in einem Markt oder eine Schwächung der potentiellen Konkurrenz
bewirken würden. Häufig habe die Industriepolitik jedoch gerade das
Gegenteil zum Ziel - etwa bei der Subventionierung des Airbus oder der
Forschungsförderung für die europäischen Halbleiter her steller, wo es
jeweils darum geht, zusätzlichen Anbietern den Markteintritt zu ermög-
lichen. Hier wirke die Industriepolitik doch wettbewerbsfördernd und
nicht wettbewerbsbehindernd.
Eine derartige Sicht ist jedoch Vordergründig und verkennt die
tieferliegenden konzeptionellen Unterschiede zwischen Wettbewerbs- und
Industriepolitik:
- Zentrale Aufgabe der Wettbewerbspolitik ist es, das Funktionieren
marktwirtschaftlicher Prozesse zu sichern, indem klare Spielregeln für
diese Prozesse vorgegeben werden und die Einhaltung der Spielregeln
durch die Marktteilnehmer überwacht wird [ Hayek, 1968; 1975a].
Wettbewerbspolitik ist somit im Kern Ordnungspolitik, die an optimalen
Marktprozessen orientiert ist, nicht an optimalen Marktergebnissen.
Zwar dient auch sie - genau wie die Industriepolitik - letztlich dem
In diesem verkürzten Sinne verwendet beispielsweise Dixit [ 1984] den
Begriff Wettbewerbspolitik (vgl. Abschnitt B. 1.1. a. r).164
Ziel der Maximierung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt, aber dem
Weg dorthin wird ein eigenständiger Wert beigemessen.
- Industriepolitik hat dagegen nicht die allgemeinen Regeln von Markt -
Prozessen im Auge, sondern das konkrete Marktergebnis. Aus indu-
striepolitischer Warte sind staatliche Eingriffe in den Markt schon dann
gerechtfertigt, wenn dadurch in der betreffenden Situation das Markt-
ergebnis verbessert und die nationale Wohlfahrt erhöht wird, auch
wenn dafür der Wettbewerb beschränkt werden muß. Die Rolle des
Staates ist eine ganz andere als bei der Wettbewerbspolitik - er wird
vom Schiedsrichter zum aktiven Mitspieler..
Die Kluft zwischen diesen Grundkonzeptionen läßt sich nicht dadurch
überbrücken, daß das Wettbewerbsrecht um industriepolitische Klauseln
ergänzt wird. Das wäre gerade so, als wolle man einem Schiedsrichter
den Auftrag geben, auf nichts als die Einhaltung der Spielregeln zu
achten - es sei denn, die falsche Mannschaft gewinnt. Wenn die Wettbe-
werbspolitik ihre Neutralität gegenüber den Marktergebnissen aufgibt,
entzieht sie sich letztlich selbst den Boden.
Aus diesen Gründen ist bei der Diskussion um die Einführung der
EG-Fusionsverordnung von verschiedenen Seiten empfohlen worden, die
wettbewerbspolitische und die industriepolitische Beurteilung von Zusam-
menschlußvorhaben institutionell zu trennen. Eine solche Trennung
weist etwa das deutsche Wettbewerbsrecht auf, nach dem das Kartellamt
eine Fusion allein unter wettbewerbspolitischen Kriterien zu beurteilen
hat, während die industriepolitische Beurteilung Aufgabe des Wirt-
schaftsministers ist (zweistufiges Verfahren). Bei der europäischen
Fusionskontrolle dagegen müssen beide Aufgaben simultan von der EG-
Kommission erfüllt werden (einstufiges Verfahren). Den Bedenken dage-
gen, die insbesondere von der Bundesrepublik geäußert wurden, wurde
lediglich durch die Einfügung der sogenannten "deutschen Klausel" in
die Verordnung Rechnung getragen, nach der die Mitgliedstaaten unter
bestimmten Bedingungen auch von der Kommission bereits genehmigte
Fusionen beanstanden können, wenn der Wettbewerb in ihrem Hoheitsge-
biet behindert wird (Art. 9 Abs. 2 der EG-Verordnung zur Fusionskon-
trolle).
So hat beispielsweise die Monopolkommision [ 1989] in ihrem Sondergut-
achten zur europäischen Fusionskontrolle die Errichtung einer politisch
wie organisatorisch unabhängigen Wettbewerbsbehörde empfohlen.165
Eine institutionelle Trennung von Wettbewerbs- und industriepoliti-
scher Beurteilung würde nicht nur Zielkonflikte innerhalb einer Insti-
tution vermeiden helfen, sondern hätte darüber hinaus den Vorteil, daß
die Entscheidungsprozesse transparenter würden [Schmidt, 1991]. Beim
de Havilland-Fall beispielsweise setzte die öffentliche Diskussion erst ein,
als die Entscheidung bereits gefallen war. Der Ministererlaubnis für die
Fusion von Daimlei—Benz und MBB dagegen ging eine intensive Auseinan-
dersetzung in Wissenschaft, Politik und Medien voraus. Die Gefahr, daß
eine verdeckte Politik zum Schutz organisierter Interessengruppen be-
trieben wird, ist beim zweistufigen Verfahren sicherlich geringer als
beim einstufigen.
Es läßt sich kaum beurteilen, welchen Einfluß industriepolitische
Gesichtspunkte bisher auf die Praxis der europäischen Fusionskontrolle
gehabt haben. Seit Inkrafttreten der Verordnung am 21. September 1990
wurden bei der Kommission insgesamt 51 Fusionsfälle gemeldet; davon
wurden 46 ohne formelles Prüfverfahren und vier nach Abschluß eines
Prüfverfahrens genehmigt; eine Fusion (der de Havilland-Fall) wurde
untersagt (Stand: Oktober 1991). Die "französische Klausel" ist offiziell
in keinem dieser Fälle zur Anwendung gekommen.
Daraus kann aber nicht geschlossen werden, die europäische Fusions-
kon trolle sei bislang nach rein wettbewerbspolitischen Kriterien erfolgt.
So gab es beispielsweise bei der Fusion zwischen Magneti Marelli und
Ceac (zwei führenden Herstellern von Autobatterien) einen offenen Streit
innerhalb der Kommission. Während die für Wettbewerbsfragen zuständige
Generaldirektion IV die Fusion untersagen wollte, setzte sich die für die
Industriepolitik zuständige Generaldirektion III durch und brachte die
Mehrheit der EG-Kommissare auf ihre Seite. Später wurde dann, mög-
licherweise aus Gründen der Gleichbehandlung, die Fusion von zwei
weiteren Batterieherstellern (Bosch und Varta) genehmigt, obwohl auch
hier erhebliche Bedenken wegen der Wettbewerbswirkungen bestanden
[Wefers, 1991]. Aufgrund der mangelnden Transparenz des einstufigen
Prüfverfahrens läßt sich kaum beurteilen, welche Rolle industriepolitische
Argumente und anderer politischer Druck bei den übrigen Entscheidun-
gen gespielt haben, wenn es darum ging, ob überhaupt ein formelles
Prüfverfahren eröffnet werden sollte oder nicht.
In jüngster Zeit ist die Forderung nach einem eigenständigen europä-
ischen Kartellamt wieder lauter geworden. Nicht nur die deutsche und166
die britische Regierung, auch das Europäische Parlament unterstützt
mittlerweile diesen Vorschlag [Handelsblatt vom 10. Oktober 1991]. Die
Chancen dafür sind nicht ungünstig, denn bis Ende 1993 ist ohnehin
eine Novellierung der EG-Fusionsverordnung im Lichte der bis dahin
gesammelten Erfahrungen vorgesehen (Art. 1 Abs. 3 der EG-Verordnung
zur Fusionskontrolle). Lösen läßt sich der Konflikt zwischen Wettbe-
werbs- und Industriepolitik durch eine institutionelle Trennung der
Prüfverfahren natürlich nicht, aber das gesamte Verfahren würde trans-
parenter, und die Kommission wäre von der Pflicht befreit, prinzipiell
unvereinbare wirtschaftspolitische Konzeptionen in ihren Entscheidungen
zu vermischen.
II. Vorrang für die Wettbewerbs- oder die Industriepolitik?
Als es die Theorie der strategischen Handels- und Industriepolitik noch
nicht gab, war es eigentlich gar keine Frage, ob Wettbewerbs- oder
industriepolitischen Argumenten der Vorrang gebührt. Nach der klas-
sischen Außenhandelstheorie führt Freihandel stets zum gesamtwirtschaft-
lichen Optimum - von wenigen Spezialfällen wie dem Optimalzoll- oder dem
Erziehungszollargument einmal abgesehen. Staatliche Eingriffe in Markt-
prozesse konnten grundsätzlich als wohlfahrtsmindernd angesehen werden
und ließen sich nur mit mangelnder Einsicht der Politiker oder mit dem
Wirken von Interessengruppen erklären.
Solch einfache Antworten können heute nicht mehr gegeben werden.
Wie die Analysen der beiden vorangegangenen Kapitel gezeigt haben,
lassen sich auf Märkten mit unvollkommener Konkurrenz durchaus ge-
samtwirtschaftliche Wohlfahrtsgewinne durch staatliche Eingriffe erzielen.
Mit dem Aufkommen der Theorie der strategischen Handelspolitik sind die
Argumente, mit denen Staatseingriffe in den Markt begründet werden
können, ohne Zweifel zahlreicher geworden als früher. Die Verhinderung
einer monopolistischen Ausbeutung inländischer Konsumenten durch
ausländische Produzenten, der Aufbau einer international wettbewerbsfä-
higen Industrie durch die Realisierung von Lerneffekten in protektio-
nierten heimischen Märkten oder die Sicherung inländischer Monopol-
gewinne durch das Zurückdrängen ausländischer Konkurrenten mit Hilfe167
staatlicher Subventionen sind erst durch die neueren Ansätze Gegenstand
der Außenhandelstheorie geworden.
Bei der Darstellung der theoretischen Grundlagen in Kapitel B wurde
allerdings auch gezeigt, daß die Erfolgsaussichten einer strategischen
Handels- und Industriepolitik an äußerst restriktive Bedingungen ge-
knüpft sind, die in der Praxis kaum erfüllbar sein dürften. Um eine
optimale Politik konzipieren zu können, muß der Staat zahlreiche Para-
meter, von denen die Funktionsweise der betreffenden Märkte abhängt,
genau kennen. Außerdem muß er sicherstellen, daß die Politik das
Unternehmensverhalten bestimmt und nicht umgekehrt, d. h. , er muß sich
davor schützen, daß die Handels- und Industriepolitik selbst zum Objekt
unternehmerischer Strategien wird. Es ist daher wenig überraschend,
daß bei den Branchenanalysen des Kapitels C kaum Beispiele für eine er-
folgreiche strategische Handels- und Industriepolitik gefunden wurden.
In der Mikroelektronik waren die Politikmaßnahmen weitgehend wirkungs-
los; im Flugzeugbau und in der Automobilindustrie gelang es einzelnen
Ländern zwar, eine eigenständige nationale Industrie zu etablieren,
möglicherweise aber unter Inkaufnahme gesamtwirtschaftlicher Wohlfahrts-
verluste.
Insgesamt gesehen sind die Erfahrungen mit der strategischen Han-
dels- und Industriepolitik also wenig ermutigend. Weder aus theore-
tischer noch aus praktischer Sicht scheint es ratsam, ihr einen Vorrang
gegenüber der Wettbewerbspolitik einzuräumen, da die Erfolgsaussichten
äußerst ungewiß sind. Die potentiellen Konflikte zwischen Wettbewerbs-
und Industriepolitik ließen sich also zumindest entschärfen, wenn bei der
Industriepolitik eine größere Zurückhaltung geübt würde.
Daraus den Umkehrschluß zu ziehen, nur noch auf die Wettbewerbs -
politik zu setzen und auf handeis- und industriepolitische Instrumente
ganz zu verzichten, wäre allerdings ebenfalls problematisch. Wenn sich
die Regierung eines Landes selbst die Hände bindet und öffentlich und
unwiderruflich erklärt, sich des Einsatzes strategischer Instrumente
völlig enthalten zu wollen, käme das einer Einladung an ausländische
Regierungen gleich, ihrerseits eine strategische Politik zu betreiben,
ohne Vergeltungsmaßnahmen fürchten zu müssen. Das weltweite Protek-
tionsniveau könnte auf diese Weise insgesamt sogar zunehmen.
Für eine ausführliche Zusammenfassung sei auf das Schlußkapitel
verwiesen.168
Wie oben gezeigt, liegt ein wesentliches Element der strategischen
Handels- und Industriepolitik darin, inländische Produzenten in eine
vorteilhafte Marktposition zu bringen. Dies fällt um so leichter, je we-
niger die Politik des Auslands auf die des Inlands reagiert. Wer von
vornherein den Verzicht auf Retorsionsmaßnahmen verbindlich zusagt,
läuft Gefahr, daß die inländischen Unternehmen Marktanteile ans Ausland
verlieren und damit Produzentenrenten abfließen.
So fundamental die Einwände gegen eine strategische Handels- und
Industriepolitik auch sind, so berechtigen sie doch nicht zu dem Schluß,
es sei sinnvoll, sich einseitig einer derartigen Politik zu enthalten, wenn
im Ausland weiter an ihr festgehalten wird. Es ist sicherlich ratsam, auf
den Ersteinsatz strategischer Politikmaßnahmen zu verzichten, aber die
Möglichkeit zur Reaktion auf entsprechende Maßnahmen des Auslands
sollte den Regierungen nicht genommen werden. Eine solche Verhaltens -
regel läßt sich allerdings kaum institutionell festschreiben. In der Praxis
ist selten eindeutig feststellbar, welche Seite mit ihrer Politik agiert und
welche reagiert hat. Ein Land allein ist also nicht in der Lage, den
möglichen Zielkonflikt zwischen Wettbewerbs- und Industriepolitik voll-
ständig zu lösen, wenngleich es ihn durch einen zurückhaltenden Einsatz
industriepolitischer Instrumente entschärfen kann.
Wird sowohl im Inland als auch im Ausland eine strategische Handels-
und Industriepolitik verfolgt, können alle Länder zusammen in ein Gefan-
genendilemma geraten, bei dem die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt über-
all niedriger ist als in einer Freihandelssituation, bei dem sich aber jedes
einzelne Land noch stärkere Wohlfahrtsverluste ausrechnet, wenn es
einseitig strategische Politikmaßnahmen zurücknimmt. In der Mikroelek-
In der Literatur zur Außenhandelspolitik wird allerdings von einigen
Autoren die Ansicht vertreten, die Vereinigten Staaten hätten in
früheren Jahren eine derart dominante Position in der Weltwirtschaft
gehabt, daß sich kein anderes Land eine Chance ausgerechnet hätte,
dagegen eine Stackeiberg-Führerschaf t aufbauen zu können. Deshalb
habe die US-Regierung über Jahrzehnte hinweg Freihandelsziele verfol-
gen können, ohne Gefahr zu laufen, in eine abhängige Position abge-
drängt zu werden. Mit dem rückläufigen Gewicht der Vereinigten
Staaten im Welthandel sei diese "pax americana" zerbrochen, so daß
heute die Gefahr von internationalen Handelskonflikten weitaus größer
sei als früher und auch die US-Regierung zunehmend protektionistisch
eingestellt sei. Bhagwati [ 1988] bezeichnet diese Entwicklung als das
"diminishing giant syndrome". Für eine ausführliche Diskussion dieser
These vgl. Keohane [1984].169
tronik beispielsweise scheint eine solche Situation schon heute erreicht;
im Flugzeugbau könnte sie auftreten, wenn die Verhandlungen zum
Abbau der Airbus-Subventionen im Rahmen des GATT nicht zum Erfolg
führen.
Ist die Wirtschaftspolitik des In- und Auslands erst einmal in ein
Gefangenendilemma geraten, gibt es nur einen Ausweg - den internatio-
nal koordinierten Rückzug aus der strategischen Handels- und Indu-
striepolitik. Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft kann die Koor-
dinierungsrolle von der EG-Kommission übernommen werden, denn sie hat
zum einen die alleinige Kompetenz für die Handelspolitik der Mitgliedstaa-
ten, zum anderen nach Art. 92-94 EWGV die Möglichkeit, nationale
Subventionen für unvereinbar mit dem Gemeinsamen Markt zu erklären.
Vor allem von diesem letztgenannten Instrument der Beihilfeaufsicht hat
sie in jüngster Zeit verstärkt Gebrauch gemacht, um einen Subventions-
wettlauf zwischen den Mitgliedstaaten zu verhindern.
Soweit die Handelskonflikte allerdings über die europäischen Grenzen
hinausreichen, müssen andere Koordinierungsinstanzen gefunden werden.
Es ist vorgeschlagen worden, dafür die Kompetenzen der OECD auszu-
bauen, da die strategische Handels- und Industriepolitik in erster Linie
auf eine Beeinflussung der Handelsströme zwischen Industrieländern
abziele [Ostry, 1991]. Ein Blick auf die strategisch motivierte Protektion
der Computerindustrie und der Flugzeugindustrie in Brasilien, auf die
Abschirmung der inländischen Softwareproduktion in Indien oder auf die
Behinderung des Imports und der Investition ausländischer Unternehmen
in Südkorea zeigt jedoch, daß der Einsatz strategischer handeis- und
industriepolitischer Instrumente längst nicht mehr auf den Kreis der
OECD-Länder beschränkt ist.
So bleibt als einzige Institution, die einen Ausweg aus dem Gefan-
genendilemma der strategischen Handels- und Industriepolitik weisen
könnte, das GATT-Sekretariat in Genf. Ansätze für eine solche Rolle
sind im GATT-Vertrag bereits angelegt, etwa in den Artikeln und Zu-
satzabkommen über Anti-Dumping-Zölle und Ausgleichsmaßnahmen oder
den institutionalisierten Regeln der Streitschlichtung zwischen den Mit-
gliedsländern. In seiner heutigen Form ist das GATT allerdings viel zu
Für eine ausführliche Analyse der Beihilfeaufsicht im Bereich der
Forschungspolitik vgl. Klodt et al. [1988].170
schwach, um wirksam gegen strategische Handels- und Industriepolitiken
einzelner Länder vorgehen zu können. Seine Rolle als Koordinator könnte
das GATT vermutlich nur spielen, wenn es zu der gegenwärtig wieder in
die Diskussion gekommenen Welthandelsorganisation ausgebaut würde.171
E. Zusammenfassung
Das zentrale Ergebnis dieser Studie lautet, daß die Theorie der strate-
gischen Handels- und Industriepolitik einen wichtigen Beitrag dazu
geleistet hat, die Funktionsweise international oligopolistischer Märkte
transparenter zu machen. Strategische Verhaltensweisen von Unterneh-
men und Regierungen konnten mit der traditionellen Außenhandelstheorie
nicht erfaßt werden; die Kluft zwischen der nach jener Theorie optimalen
und der tatsächlich praktizierten Politik ließ sich nicht überbrücken. Mit
den neuen Ansätzen ist es dagegen möglich-geworden, die Verhaltenswei-
sen von Unternehmen und Regierungen besser nachzuvollziehen und auf
ihre Konsequenzen für die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt hin zu unter-
suchen.
Die Theorie der strategischen Handels- und Industriepolitik bietet
keine Grundlage für einen neuen Protektionismus. Die Bedingungen, die
für einen erfolgreichen Einsatz strategischer Instrumente erfüllt sein
müssen, sind derart restriktiv, daß sie in der wirtschaftspolitischen
Praxis kaum erfüllbar sind. Als wohlfeiler Köcher theoretischer Argu-
mente zur Rechtfertigung protektionistischer Praktiken ist sie nicht
geeignet. Wenn sie trotzdem bei Handels- und Industriepolitikern immer
populärer wird, so liegt dies daran, daß ihre Grundaussagen in der
Öffentlichkeit immer wieder mißinterpretiert werden.
Wie in Kapitel B aufgezeigt, müßten für die Konzipierung einer wohl-
fahrtssteigernden strategischen Handels- und Industriepolitik folgende
Bedingungen erfüllt sein:
1) Um überhaupt eine Erhöhung der nationalen Wohlfahrt bewirken zu
können, muß in den betreffenden Märkten unvollkommene Konkurrenz
herrschen. Dies wiederum hängt maßgeblich von den Parametern ab, die
das Angebots- und das Nachfrageverhalten der Marktteilnehmer de-
terminieren. Diese Parameter muß der Staat kennen, wenn er eine opti-
male Handels- und Industriepolitik konzipieren will.
2) Der Staat muß dabei auch in der Lage sein, das Wettbewerbsverhalten
der in- und ausländischen Unternehmen exakt vorherzusagen. Wenn
beispielsweise in einer bestimmten Situation unter Cournot-Verhalten eine
Subventionierung der Forschung oder des Exports wohlfahrtsteigernd
wäre, so wäre unter sonst völlig gleichen Bedingungen eine Besteuerung172
der Forschung oder des Exports optimal, wenn Bertrand-Verhalten der
Unternehmen vorläge.
3) Der Staat muß abschätzen können, wie hoch die Marktschranken sind,
da die von der Politik geschaffenen oder umgelenkten Renten bei unge-
hindertem Markteintritt durch potentielle Konkurrenten möglicherweise
wieder beseitigt werden. Auch für die Frage, ob eine strategische Politik
eine bessere Ausnutzung von Skalenerträgen (durch Erhöhung der
inländischen Firmengröße) erlaubt, müssen die Marktschranken bekannt
sein.
4) Der Staat muß glaubhaft machen, daß er- seine Politik auch tatsächlich
durchsetzt. Strategische Handels- und Industriepolitik zielt zumeist
darauf ab, den Anteil heimischer Unternehmen auf dem Weltmarkt zu
erhöhen. Wenn die Unternehmen nicht darauf vertrauen, daß die staat-
lichen Ankündigungen eingehalten werden, lassen sie ihre Produktions-
mengen unverändert.
5) Die Regierung eines Landes muß darauf vertrauen können, daß die
Regierungen des Auslands nicht auf die Politik des Inlands reagieren.
Verfolgen dagegen die Regierungen aller Länder eine strategische Han-
dels- und Industriepolitik, können sie in ein Gefangenendilemma geraten,
aus dem sie nur durch einen koordinierten Rückzug aus der strate-
gischen Politik wieder herauskommen können.
6) Die Politik der Regierungen darf nicht selbst zum Spielball der Un-
ternehmen werden. Wenn sich die Unternehmen genau ausrechnen kön-
nen, daß die Regierungen eine strategische Handels- und Industriepolitik
betreiben werden, können sie ihrerseits durch strategisches Investi-
tionsverhalten auf die Ausgestaltung der Politik Einfluß nehmen. Das
kann dazu führen, daß die Politik dann zwar noch die Unternehmensge-
winne erhöht, die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt aber vermindert.
7) Es muß ausgeschlossen werden können, daß die potentiellen Erträge
der strategischen Handels- und Industriepolitik durch gesamtwirtschaft-
lich ineffiziente Lobbyaktivitäten der Unternehmen wieder aufgezehrt
oder gar überkompensiert werden. Wenn der Staat erst einmal seine
Bereitschaft erklärt, eine strategische Politik zu betreiben, schafft er
auch Anreize für die Unternehmen, Ressourcen für die konkrete Beein-
flussung des politischen Entscheidungsprozesses aufzuwenden.
Nur wenn all diese Bedingungen erfüllt sind, kann strategische
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der Konzipierung einer derartigen Politik ein immenses Inf ormations -
problem, das in der Praxis kaum zu lösen sein dürfte. Die Gefahr ist
groß, daß eine fehlkonzipierte Handels- und Industriepolitik zu gesamt-
wirtschaftlichen Wohlfahrtsverlusten führt anstatt zu den erhofften
Wohlfahrtsgewinnen.
In den Branchenanalysen des Kapitels C sollte herausgearbeitet wer-
den, inwieweit es in der wirtschaftspolitischen Realität gelungen ist, all
diese Schwierigkeiten zu meistern. Dabei steht der Wirtschaftsforscher
natürlich vor dem gleichen Informationsproblem wie der Wirtschaftspoli-
tiker, d.h., er kann nicht mit letzter - Sicherheit beurteilen, wie die
wirtschaftliche Entwicklung ohne die Staatseingriffe verlaufen wäre und
welche Wohlfahrtseffekte die Politik genau gehabt hat. Bei den Fall-
studien hat sich aber gezeigt, daß die Theorie der strategischen Han-
dels- und Industriepolitik ein gutes Fundament bietet, um das Verhalten
von Unternehmen und die Wirkungsweise von Politikmaßnahmen zu analy-
sieren.
Die erste der untersuchten Branchen - der Flugzeugbau - ist ein
enges Oligopol mit hohen Marktschranken. Im Markt für zivile Großflug-
zeuge, auf den sich die Analyse konzentriert, sind weltweit nur drei
Anbieter vertreten; die Grundstruktur der Absatzmärkte und der Pro-
duktionstechniken ist bekannt; und ein Eintritt potentieller Konkurrenten
ist aufgrund des Kostenvorsprungs der etablierten Unternehmen infolge
von Lerneffekten kaum zu erwarten. Damit bietet diese Industrie ver-
gleichsweise günstige Voraussetzungen für den Einsatz handeis- und
industriepolitischer Instrumente.
Aufgrund der großen Bedeutung der Lerneffekte, die nur bei wenigen
Flugzeug typen einmal völlig ausgeschöpft werden können, ist ein erfolg-
reicher Markteintritt in diese Industrie nur möglich, wenn den bereits im
Markt befindlichen Unternehmen in großem Umfang Marktanteile abgenom-
men werden. Seit den fünfziger Jahren schon haben europäische Flug-
zeughersteller dies versucht, doch bis in die siebziger Jahre hinein ist
es ihnen trotz wiederholter Anläufe nicht gelungen. Die japanische
Industrie, die seit langem schon als Subunternehmer für amerikanische
Der allgemeine Einwand von Hayek [1975b], staatliche Eingriffe in
Marktprozesse seien letztlich eine "Anmaßung von Wissen", könnte
somit in besonderem Maße auf die strategische Handels- und Industrie-
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Flugzeughersteller tätig ist, hat ihr erklärtes Ziel, den Aufbau einer
eigenständigen nationalen Flugzeugindustrie, bis heute nicht erreicht.
Vor dem Hintergrund der obigen Branchenanalyse kann es nicht über-
raschen, daß die praktizierte "Politik der kleinen Schritte" nie zum
Erfolg geführt hat.
Eine Politik des großen Schritts war dagegen die Gründung der
Airbus Industrie im Jahr 1970. Die beteiligten Regierungen verpflichteten
sich von vornherein darauf, die Kooperation der europäischen Hersteller
voranzutreiben und in großem Umfang Subventionen bereitzustellen.
Dabei hatte es zunächst den Anschein, als würde das Airbus-Projekt
ähnlich scheitern wie frühere europäische Flugzeugprojekte. Die Aus-
lieferung des A-300 begann im Jahr 1972, doch bis in die späten sieb-
ziger Jahre hinein blieb der Absatz weit hinter den Erwartungen zurück.
Die Kosten dagegen stiegen schneller als erwartet, so daß sich die
Regierungen zu einer erheblichen Nachsubventionierung gezwungen
sahen. In dieser Zeit war es mehr als einmal fraglich, ob das Airbus-
Projekt fortgesetzt oder abgebrochen werden sollte.
Der Markterfolg stellte sich erst im Gefolge der Ölpreiskrise von 1979
ein. Der vergleichsweise niedrige Treibstoffverbrauch des Airbus war
plötzlich zum zugkräftigen Verkaufsargument geworden. Zugleich wurden
die Absatzchancen durch eine äußerst aggressive Preispolitik auf dem
amerikanischen Markt unterstützt, und das Airbus-Programm wurde mit
dem A-310 und dem A-320 nach oben und unten ausgeweitet. Insbe-
sondere der seit 1987 produzierte A-320 erwies sich als durchschlagender
Markterfolg.
Mittlerweile ist Airbus Industrie fest im internationalen Markt für
zivile Großflugzeuge etabliert. Die strategische Politik der westeuro-
päischen Regierungen ist also zumindest insofern ein Erfolg, als es
gelungen ist, einem neuen Anbieter den Markteintritt zu ermöglichen und
ihm eine gesicherte Marktposition zu verschaffen. Dieser Erfolg wurde
allerdings buchstäblich teuer erkauft. Auch wenn sich die beteiligten
Regierungen und Unternehmen mit genauen Angaben über die Höhe der
Airbus-Subventionen zurückhalten, so wird geschätzt, daß bislang rund
20 Mrd. US-$ von staatlicher Seite gezahlt worden sind. Nutznießer
dieser Politik sind in erster Linie Drittländer, deren Fluglinien und
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tritts von Airbus profitieren, die aber selbst nichts zu den Subventionen
für den Airbus beitragen.
Bei den Verhandlungen vor dem GATT, die aufgrund der Klage der
US-Regierung gegen die Airbus-Subventionen eröffnet worden sind,
vertritt die europäische Seite den Standpunkt, die Subventionen seien
lediglich eine Starthilfe, mit der ein vorübergehender Lernkostennachteil
kompensiert werde und die nach erfolgreichem Ausbau der Marktposition
von Airbus wieder abgebaut würde. Mittlerweile dauert die Subventio-
nierung des Airbus jedoch seit zwei Jahrzehnten an, und ein Ende ist
nicht in Sicht. Der Eindruck ist nicht von der Hand zu weisen, daß ein
Großteil der Airbus-Subventionen in Ineffizienzen versickert und daß
sich die staatliche Förderung längst von einer Starthilfe in eine Dauer-
Subvention verwandelt hat. Wenn dies zutrifft, kann beim Airbus von
einem Erfolgsbeispiel strategischer Handels- und Industriepolitik im Sinne
einer Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt keine Rede sein.
Die in der zweiten Fallstudie untersuchte Halbleiterindustrie scheint
auf den ersten Blick ähnlich gute Grundvoraussetzungen für den Einsatz
strategischer handeis- und industriepolitischer Instrumente zu bieten wie
der Flugzeugbau, denn auch hier ist die Bedeutung von Lerneffekten
groß. Doch während im Flugzeugbau der Produktzyklus einzelner Flug-
zeugtypen dreißig Jahre oder mehr beträgt, erfolgt der Generations-
wechsel bei Mikro-Chips innerhalb von drei oder vier Jahren. Ein Unter-
nehmen, das bei einem Chip-Typ aufgrund von Lerneffekten einen Ko-
stenvorteil vor der Konkurrenz erzielt hat, muß in wenigen Jahren damit
rechnen, bei der nächsten Chip-Generation von der Konkurrenz über-
rundet zu werden. Eine jahrzehntelange Vormachtstellung auf dem Welt-
markt, wie sie Boeing im Flugzeugbau hält, konnte bislang von keinem
einzigen Chip-Hersteller erreicht werden. Die Namen der jeweils größten
Anbieter wechseln zwischen den verschiedenen Arten von Mikro-Chips
ebenso wie zwischen den verschiedenen Generationen innerhalb einzelner
Produktlinien. Die fortlaufenden Verschiebungen in den Weltmarktanteilen
der einzelnen Unternehmen zeigen, wie intensiv der Wettbewerb im
Halbleiterbereich ist.
Zwar dürfte es in der Halbleiterproduktion - wie in anderen tech-
nologisch anspruchsvollen Produktionsbereichen auch - schwierig sein, in
den Markt einzudringen, wenn ein Unternehmen die grundlegenden
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Blaupausen-Wissen läßt sich durchaus über mehrere Chip-Generationen
hinweg akkumulieren. Doch die reinen Lerneffekte, die von der Höhe des
kumulierten Outputs bei einem einzelnen Chip-Typ abhängen, sind kaum
oder gar nicht auf nachfolgende Generationen übertragbar.
Ihren Ausdruck finden die Lerneffekte in der sogenannten Ertragsrate
(yield ratio), die angibt, wie hoch der Anteil technisch einwandfreier
Chips an den insgesamt produzierten Chips ist. Bei der Aufnahme der
Produktion einer neuen Chip-Generation liegt diese Ertragsrate meist
unter 10 Prozent, um dann mit der Zunahme des kumulierten Outputs auf
60-90 Prozent anzusteigen. Detaillierte Angaben über die genaue Ent-
wicklung der Ertragsraten sind von den Unternehmen nicht zu erhalten.
Alle verfügbaren Informationen deuten aber darauf hin, daß die Ertrags-
raten beim Start einer neuen Chip-Generation für alle Hersteller ähnlich
niedrig sind - weitgehend abhängig davon, ob sie bei der vorangegan-
genen Chip-Generation hohe oder weniger hohe Stückzahlen erreichen
konnten. In der Halbleiterindustrie sind demnach zwar temporäre Mono-
pole möglich, das Erzielen dauerhafter Monopolrenten wird aber durch
die Konkurrenz der anderen im Markt vertretenen Anbieter verhindert.
Damit sind auch die Befürchtungen, westeuropäische Abnehmer könnten
in eine technologische Abhängigkeit zu den japanischen Anbietern gera-
ten, weitgehend unbegründet.
Sowohl in den Vereinigten Staaten und Japan als auch in Westeuropa
konzentriert sich die Handels- und Industriepolitik auf einen kleinen
Ausschnitt des Halbleitermarkts - den Markt für Speicher-Chips. Für die
Unternehmen werden damit Anreize gesetzt, gerade hier ihre Kapazitäten
auszubauen, so daß die Preiskonkurrenz bei Speicher-Chips besonders
intensiv ist. Am höchsten ist die Protektion in Westeuropa, und zwar
zum einen aufgrund umfangreicher Forschungsförderprogramme, zum
anderen aufgrund eines Zollschutzes gegenüber allen Produzenten aus
Drittländern und einem speziell mit japanischen Unternehmen ausgehan-
delten Selbs tbeschränkung sabkommen.
Dieses Selbstbeschränkungsabkommen, das von elf japanischen DRAM-
Herstellern unterzeichnet worden ist, hat nicht etwa die internationale
Wettbewerbsposition europäischer Produzenten verbessert, sondern
letztlich nur den Markt destabilisiert. Die destabilisierende Wirkung
ergibt sich in erster Linie aus der Berechnungsmethode für die Mindest-
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Stückkosten orientiert ist. Da der Fixkostenanteil bei rückläufiger Nach-
frage steigt und bei zunehmender Nachfrage sinkt, werden die japa-
nischen Anbieter gezwungen, bei schwacher Nachfrage ihre Preise zu
erhöhen und bei starker Nachfrage zu senken. Auf diese Weise sind
starke Preisausschläge und ein Wechselbad von Angebotsengpässen und
-Überschüssen unvermeidbar. Dies nützt den europäischen Produzenten
wenig, schadet aber den Abnehmern von Chips, insbesondere der euro-
päischen Computerindustrie und der Unterhaltungselektronik.
Die massive Forschungsförderung in Westeuropa wird nicht zuletzt
damit begründet, daß ein Gegengewicht "geschaffen werden müsse gegen
die strategische Handels- und Industriepolitik des japanischen MITI.
Tatsächlich läßt sich eine solche Politik jedoch nicht nachweisen. Ja-
panische Halbleiterproduzenten genießen keinen Zollschutz, und auch die
Beteiligung des Staates an ihren Forschungsaufwendungen ist denkbar
gering. Statt dessen zielt die Politik des MITI darauf ab, die For-
schungsarbeiten der verschiedenen Unternehmen zu koordinieren, ohne
den Wettbewerb auf der Produktebene zu beeinträchtigen.
Sehr erfolgreich waren diese Bemühungen allerdings nicht. In den
fünfziger Jahren stand das MITI den Aktivitäten japanischer Unter-
nehmen im Halbleiterbereich sogar ablehnend gegenüber. In den sech-
ziger und siebziger Jahren unterstützte es immer erst im nachhinein die
Imitationsstrategien, die von den Unternehmen bereits unabhängig vom
MITI eingeschlagen worden waren. Erst seit den achtziger Jahren ver-
sucht das MITI, eigene Akzente zu setzen, hat dabei aber den Kontakt
zur Marktentwicklung weitgehend verloren.
Nach wie vor fehlt es an einer überzeugenden Erklärung für die
unübersehbaren Markterfolge japanischer Unternehmen im Halbleiterbe-
reich. Festhalten läßt sich aber, daß diese Erfolge nicht auf massiven
Subventionsprogrammen oder einer protektionistischen Handelspolitik
beruhen, denn derartige Instrumente wurden in Japan kaum oder gar
nicht, in Westeuropa dagegen recht massiv eingesetzt. Festhalten läßt
sich auch, daß die Erfolge japanischer Unternehmen nicht das Ergebnis
einer weitsichtigen staatlichen Planung gewesen sind. Das MITI hat auf
die Aktivitäten der Unternehmen eher reagiert, anstatt ihnen am grünen
Tisch konzipierte Ziele vorzugeben.
Wie fragwürdig es ist, mit Subventions- und Protektionsmaßnahmen
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zeigt sich nicht zuletzt in Westeuropa. Die zahlreichen Förderprogramme,
mit denen in der Bundesrepublik ebenso wie in anderen Ländern zu-
nächst die Computerproduktion und dann auch die Halbleiterfertigung
unterstützt wurden, führten selten oder nie zum Erfolg. Jüngstes Bei-
spiel ist das EUREKA-Projekt JESSI, das von seinen ursprünglichen
Zielen, der europäischen Entwicklung eines 16M-SRAM und eines 64M-
DRAM, vollständig abrücken mußte, da sich die wichtigsten daran be-
teiligten Unternehmen aus dem Projekt zurückgezogen haben. Als weg-
weisend könnte sich dabei die Entscheidung von Siemens erweisen, den
64M-DRAM lieber in einer transatlantischen Kooperation mit IBM zu
entwickeln als im Rahmen eines auf Europa beschränkten staatlichen
Förderprogramms. Je stärker die Internationalisierung von Forschung
und Produktion voranschreitet, desto eingeschränkter werden die Mög-
lichkeiten, mit nationalen Förderprogrammen die Wettbewerbsfähigkeit
heimischer Unternehmen zu stärken.
Auch in der dritten hier analysierten Branche - der Automobilindu-
strie - werden handeis- und industriepolitische Instrumente intensiv
eingesetzt, allerdings weniger mit dem Ziel der internationalen Ren-
tenumlenkung als mit dem Ziel der Sicherung heimischer Arbeitsplätze.
Die Maßnahmen richten sich in aller Regel (genau wie in der Mikroelek-
tronik) gegen die japanische Konkurrenz, die amerikanischen und euro-
päischen Unternehmen erhebliche Marktanteile abgenommen hat. Vor allem
nach der Ölpreiskrise von 1979, als plötzlich kleine und energiesparende
Autos weltweit gefragt waren, stieg der Importdruck aus Japan stark an.
In dieser Zeit wurde sowohl in Nordamerika als auch in Westeuropa der
Ruf nach protektionistischem Schutz für heimische Produzenten laut.
Die US-Regierung weigerte sich allerdings, dem Druck nachzugeben
und den japanischen Exporteuren Zölle oder Quoten aufzuerlegen. Statt
dessen wurde im Jahr 1981 ein Selbstbeschränkungsabkommen mit den
japanischen Produzenten abgeschlossen, das die Zahl der aus Japan
importierten Automobile auf dem bisherigen Stand einfror und das bis
1985 Gültigkeit hatte. Die japanischen Unternehmen reagierten auf das
Abkommen mit zwei Strategien: Zum einen steigerten sie die Qualität
ihrer Automobile, um den Wert ihrer Exporte nicht so stark einschränken
zu müssen wie die Menge (upgrading). Zum anderen verlagerten sie
Montagewerke in die Vereinigten Staaten, da dort montierte Fahrzeuge
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Überraschend war allerdings die Entwicklung nach 1985, als das
Selbstbeschränkungsabkommen auslief. Obwohl die amerikanische Seite
nicht auf einer Verlängerung bestand, erklärten sich die japanischen
Unternehmen bereit, es freiwillig weiter einzuhalten. Dieses Verhalten ist
im Grunde nur so zu erklären, daß sie die Vorteile erkannt hatten, die
ihnen die infolge der Exportbeschränkung erhöhten Automobilpreise in
den Vereinigten Staaten brachten. Mit dem Abkommen hatten die japa-
nischen Anbieter den amerikanischen Konkurrenten die Preisführerschaft
überlassen, da ihre Exportmenge festgelegt war. Die freiwillige Ein-
haltung des Selbstbeschränkungsabkommens über die vereinbarte Frist
hinaus bot die Möglichkeit, auch weiterhin hohe Preise zu erzielen, ohne
sich den Vorwurf der unerlaubten Kartellbildung zuzuziehen. Der Fall
des freiwilligen Exportbeschränkungsabkommens stellt also nicht strate-
gisches Verhalten von Regierungen, sondern von Unternehmen dar.
Die Auswirkung des von amerikanischer Seite initiierten Selbstbe-
schränkung sabkommens auf die internationale Verteilung der Renten war
den Zielen einer strategischen Handels- und Industriepolitik genau
entgegengesetzt: Die amerikanische Konsumentenrente wurde vermindert,
und ein Großteil der erhöhten Produzentenrente floß ausländischen An-
bietern zu.
Wesentlich schärfer sind die Protektionsmaßnahmen, auf die japanische
Produzenten in Westeuropa treffen. Vor allem Frankreich, Italien und
Spanien haben so restriktive Importquoten festgesetzt, daß für die
japanischen Unternehmen nicht einmal der Aufbau eines eigenen Händler-
netzes rentabel ist. Abgesichert werden die nationalen Importquoten
bislang durch eine Marktsegmentierung innerhalb der EG, und zwar mit
Beschränkungen des innergemeinschaftlichen Handels gemäß Art. 115
EWGV sowie mit national differenzierten Zulassungsbestimmungen.
Die protektionistischen Schutzwälle sind allerdings porös geworden,
als japanische Unternehmen begannen, Montagewerke in Europa zu er-
richten. Der Startpunkt war die Auslieferung des Nissan Bluebird aus
einem britischen Werk. Die französische und italienische Regierung
Außerdem ist der gemeinsame Außenzoll der EG-Länder für Automobile
mit 10 vH deutlich höher als die Zollsätze in Japan und den Verei-
nigten Staaten. In Frankreich erfolgt die Importbeschränkung nicht
durch eine offizielle Quote, sondern durch administrative Hemmnisse,
die wie eine Quote wirken.180
erklärten sofort, solche "Transplantate" müßten voll auf die japanischen
Importquoten angerechnet werden, doch die britische Regierung, die vor
allem die in ihrem Land geschaffenen Arbeitsplätze im Auge hatte, mel-
dete starken Widerspruch an. Vorübergehend wurde noch versucht, das
Problem mit local-content-Regeln zu entschärfen, doch da die Kosten-
nachteile europäischer Hersteller damit nur zum geringen Teil ausgleich-
bar gewesen wären, wurde in dem jüngsten Abkommen zwischen der EG
und Japan vom Sommer 1991 ganz auf eine Beschränkung japanischer
Transplantate verzichtet. Nach diesem Abkommen werden die Direkt -
importe aus Japan in die EG noch bis 1999 einer Importquote unter-
worfen, doch für die Zeit danach ist eine völlige Liberalisierung des
Handels vorgesehen.
Seit Mitte der achtziger Jahre ist auch der japanische Automobilmarkt
weitgehend frei von Importbeschränkungen. In früheren Jahren war dies
jedoch nicht so. Bereits in den fünfziger Jahren hatte sich das MITI den
Aufbau einer eigenständigen nationalen Automobilindustrie zum Ziel
gesetzt und den Binnenmarkt mit hohen Zöllen, restriktiven Zulassungs-
bestimmungen für importierte Fahrzeuge und dem Verbot von auslän-
dischen Direktinvestitionen abgeschottet. Dadurch wurde es den japa-
nischen Produzenten, die technisch weit hinter der Konkurrenz aus
Nordamerika und Westeuropa herhinkten, ermöglicht, schrittweise eine
leistungsfähige Automobilindustrie aufzubauen. In den frühen siebziger
Jahren gab es erste Liberalisierungsansätze, doch zu einer wirklichen
Öffnung des Marktes für ausländische Automobile kam es erst Mitte der
achtziger Jahre.
Die japanischen Produzenten hatten die über drei Jahrzehnte wäh-
rende Protektion genutzt, um den technologischen Rückstand gegenüber
dem Ausland aufzuholen und schließlich sogar in einen Vorsprung zu
verwandeln. Mißt man die Politik des MITI an diesem Ergebnis, so kann
sicherlich von einem Erfolg gesprochen werden. Die Zeche zahlen mußten
allerdings die japanischen Konsumenten, die über viele Jahre vom Ange-
bot preiswerter und qualitativ hochwertiger Automobile aus Nordamerika
und Westeuropa abgeschnitten waren. Es ist allerdings kaum abschätz-
bar, wie sich der Industrialisierungsprozeß in Japan vollzogen hätte,
wenn der Aufbau japanischer Automobilkonzerne nicht vom Staat geför-
dert worden wäre.
In Kapitel D geht es um die Frage, ob es angebracht ist, zugunsten
einer strategischen Handels- und Industriepolitik auf eine strikte Ein-181
haltung wettbewerbspolitischer Grundsätze zu verzichten. Es wird argu-
mentiert, daß eine konzeptionelle Kluft zwischen diesen beiden Politikbe-
reichen besteht, die vor allem darauf beruht, daß die Handels- und
Industriepolitik an optimalen Marktergebnissen, die Wettbewerbspolitik
dagegen an optimalen Marktprozessen orientiert ist. Deshalb wird für
eine institutionelle Trennung von Industrie- und Wettbewerbspolitik
plädiert, die im EG-Recht nur unvollkommen verwirklicht ist.
Angesichts der negativen Erfahrungen mit der strategischen Handels-
und Industriepolitik scheint es ratsam, die in der täglichen Praxis auf-
tretenden Konflikte zur Wettbewerbspolitik zunächst einmal dadurch zu
entschärfen, daß industriepolitische Maßnahmen sehr zurückhaltend
eingesetzt werden. Ein völliger Verzicht auf handeis- und industriepoli-
tische Instrumente durch einzelne Länder muß allerdings nicht rational
sein, insbesondere dann nicht, wenn andere Länder weiterhin strategi-
sche Ziele verfolgen. Der tiefgreifende Konflikt zwischen wettbewerbs-
und industriepolitischen Konzeptionen läßt sich nicht einfach dadurch
auflösen, daß auf die begrenzten Erfolgsaussichten der strategischen
Handels- und Industriepolitik verwiesen wird. Wenn ein Land verbindlich
erklärt, auf eine solche Politik zu verzichten, könnten andere Länder
geradezu ermuntert werden, diese vermeintliche Schwäche auszunutzen.
Das Protektionsniveau in der Welt könnte dann insgesamt sogar anstei-
gen.
Es erscheint daher dringend geboten, nach internationalen Koordi-
nierungsmöglichkeiten zu suchen, um ein Abgleiten in Handelskonflikte,
bei denen sich alle Beteiligten schlechter stehen als bei Freihandel, zu
vermeiden. Eine Schlüsselrolle kommt dabei dem GATT zu, dessen Kom-
petenzen zur Überwachung strategischer Handels- und Industriepolitik
ausgeweitet werden sollten.182
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Quelle: The Economist [1985]; ICAO [lfd. Jgg.].188
Tabelle A3 - Umsatz und Weltmarktanteile der zwanzig größten Hersteller




































































































































































































Quelle: Dataquest [ c].189
Tabelle A4 - Umsatz und Weltmarktanteile der zwanzig größten Hersteller










































































































































































































Tabelle A5 - Umsatz und Weltmarktanteile der zwanzig größten Hersteller













































































































































































































Tabelle A6 - Umsatz und Weltmarktanteile der zwanzig größten Hersteller











































































































































































































Tabelle A7 - Umsatz und Weltmarktanteile der zwanzig größten Hersteller












































































































































































































Tabelle A8 - Umsatz und Weltmarktanteile der zwanzig größten Hersteller









































































































































































































Tabelle A9 - Staatliche Aufwendungen für F&E der Unternehmen im



































Tabelle A10 - Anteil der Beschäftigten im Kraftfahrzeugbau an der
Gesamtbeschäftigung in der Verarbeitenden Industrie













































































































Tabelle All - Anteil der Investitionen im Kraftfahrzeug bau an den Ge-

























































































































Tabelle A12 - Anteil des Umsatzes im Kraftfahrzeugbau am Gesamtumsatz

























































































































































































































































































































































































































































































































































































































(a) Erfaßte Länder: Österreich, Türkei, Jugoslawien, DDR, CSFR, Polen,
Rumänien, Sowjetunion, Mexiko, Argentinien, Indien, Australien, Süd-
afrika und China. - (b) Ab 1982 einschließlich Spanien.
Quelle: VDA [b]; eigene Berechnungen.199
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